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5.10 Änderungsraten von konventioneller Kapitalintensität und Bruttowert-
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Kapitel 1

Einleitung

Zwanzig Jahre, nachdem der Sachverständigenrat sein Gutachten zur wirtschaftlichen

Entwicklung 1977/78 mit
”
Mehr Wachstum - Mehr Beschäftigung“ betitelte, findet

sich dieser Themenschwerpunkt - in aktueller Erweiterung - im Jahresgutachten 1997/98

wieder:
”
Wachstum, Beschäftigung, Währungsunion - Orientierungen für die Zukunft“;

ein Beleg für die bis dahin fehlgeschlagenen Versuche, eine Trendwende am Arbeits-

markt herbeizuführen - steigende resp. anhaltend hohe resp. Arbeitslosenquoten domi-

nieren bis Ende der 90er Jahre die wirtschaftspolitischen Fragestellungen.

Seitdem die Arbeitslosenrate mit dem Ölpreisschock 1975 sprunghaft auf 4% und bis

Ende der 90er Jahre auf über 11% anstieg ist die Debatte um eine wirksame Beschäfti-

gungspolitik nicht mehr verstummt. Neben überhöhten Lohnkosten und einem infle-

xiblen Arbeitsmarkt ist die ’Wachstumsschwäche der deutschen Wirtschaft’ eine der

in der jüngeren Vergangenheit meistgenannten Begründungen für die anhaltend hohe

Arbeitslosigkeit.1 Wirtschaftspolitik, die ’konsequent wachstumsorientiert’ ist, wird

dementsprechend in diesem Kontext gefordert.

Die Vorstellung eines positiven Zusammenhangs zwischen gesamtwirtschaftlichem

Wachstum und sinkender Arbeitslosigkeit findet sich wieder im sogenannten Gesetz

von Okun (1962), demgemäß ein zusätzlicher Prozentpunkt Wachstum mit einem Rück-

gang der Arbeitslosenquote in Höhe eines Drittel-Prozentpunktes assoziiert wird, oder

umgekehrt ein Rückgang der Arbeitslosenquote um einen Punkt mit gesamtwirtschaft-

lichem Wachstum in Höhe drei Prozentpunkten. Okuns Ergebnis basiert auf einer auf

die USA für die Zeit von 1947 bis 1960 bezogenen empirischen Untersuchung, nach-

1Vergleiche zu diesen Argumenten auch Scherf (1997).
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folgende Studien bestätigen seinen Befund für andere Zeiträume und andere Volks-

wirtschaften.2 Bis heute kann festgestellt werden, dass die Aussage des Okunschen

Gesetzes eine über den ursprünglichen Geltungsbereich hinausgehende Bedeutung hat:

”
... the relationship between growth and unemployment is one of the few

quantitative relationships reliable enough for economists to call it a
”

law“

(Okun’s Law...) without embarrassment.“ (Krugman 1994, S. 114.)

Die Gültigkeit von Okun’s Law kann als allgemein akzeptiert konstatiert werden, Un-

einigkeit besteht ggf. über die konkrete Ausprägung der Relation: ob 3:1, wie in Okuns

originärer Untersuchung, eher 4:1, das Ergebnis von Richter et al. (1981) oder Erber

(1994) für die Bundesrepublik in der Zeit von 1961 bis 1975 resp. 1961 bis 1993,

oder aber 2:1, wie Krugman (1994) für US-amerikanische Daten von 1973 bis 1991

nahelegt. Während die genaue Größenordnung mit statistischen Mitteln festzustellen

ist, stellt sich die Frage, warum Outputwachstum mit einem nur unterproportionalen

Rückgang der Arbeitslosenquote einhergeht: Bei einer üblicherweise zugrundegeleg-

ten linear-homogenen makroökonomischen Cobb-Douglas- Produktionsfunktion er-

warten wir a priori einen annähernd proportionalen Zusammenhang zwischen Vermin-

derungen der Arbeitslosenquote - und dementsprechend Beschäftigungserhöhungen -

und Outputsteigerungen: Erhöht man die Inputfaktoren um 1%, steigt auch der Output

um 1%.

Okun führt neben Variationen in der Erwerbspersonenzahl und der Arbeitszeit je Er-

werbstätigen als wesentliche Erklärung für seinen Befund die Veränderungen der Ar-

beitsproduktivität an. Die Plausibilität der beiden erstgenannten Ursachen erschließt

sich intuitiv und soll deshalb an dieser Stelle nicht weiter verfolgt werden. Es ist der

dritte Aspekt, der in die weitere Problemstellung überleitet:

Welcher Zusammenhang besteht zwischen Veränderungen der Arbeitsproduktivität und

der Beschäftigung bzw. des Outputs?

2Vergleiche z.B. Perry (1977) für die USA; Thirlwall (1969) für Großbritannien; Kennedy (1970)

für Australien; Gude (1980), Richter, Schlieper & Friedmann (1981) sowie Sachverständigenrat zur Be-

gutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (1967) und Sachverständigenrat zur Begutachtung

der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (1976) für die BRD.
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1.1 Problemstellung

Unter der Annahme vollständiger Konkurrenz auf Faktor- und Produktmärkten und

einer linear-homogenen substitutionalen Produktionstechnik erfolgt die Preisbildung

und Faktorentlohnung gemäß der Grenzproduktivitätstheorie. Das bedeutet, dass mit

zunehmendem Arbeitseinsatz die Grenzproduktivität der Arbeit und damit auch die

Durchschnittsproduktivität sinkt und die Grenzkosten steigen. Aus den Optimalitätsbe-

dingungen folgt dementsprechend ein steigender Produktpreis und ein sinkender Real-

lohn. Produktionstheoretisch erwarten wir somit einen antizyklischen Verlauf von Ar-

beitsproduktivität und Reallohn, die Entwicklung von Grenzkosten und Preisen müsste

prozyklisch sein.

Im Rahmen seiner Untersuchungen stellt Okun hingegen fest, dass die empirische Ar-

beitsproduktivität bei einem sinkenden Sozialprodukt und einer steigenden Arbeitslo-

senquote niedrig ist und bei einem steigenden Sozialprodukt und einer Verminderung

der Arbeitslosenquote ansteigt. Okun’s Law ist insofern eine andere ’Schreibweise’

für den empirischen Befund, dass die Arbeitsproduktivität prozyklisch verläuft.3

Dieses wirtschaftstheoretisch überraschende Ergebnis einer mit steigendem Output

steigenden Arbeitsproduktivität gilt als empirisch gesichert und zählt damit zu den

wesentlichen den Konjunkturzyklus4 definierenden sog. stilisierten Fakten5. Gemäß

der produktionstheoretischen Annahmen steht eine empirisch prozyklische Arbeits-

produktivität nun im Konflikt zum annahmegemäß antizyklischen Verlauf des Real-

lohns:

Sowohl im Rahmen neoklassischer als auch keynesianisch orientierter Modelle wird

traditionell von sinkenden Grenzerträgen der Arbeit ausgegangen. Daraus folgt eine in-

3Die Begründung des einen empirischen Befundes mit einem anderen kann methodisch allerdings

eher als Zirkelschluss, denn Erklärung betrachtet werden.
4Unter Konjunkturzyklen oder Konjunkturen verstehen wir im Rahmen dieser Arbeit nach (Vosgerau

1978, S. 478) die
”
mehrjährige[n] Schwankungen der wirtschaftlichen Tätigkeit in einer Volkswirtschaft

als Ganzes, die bei allen Besonderheiten im einzelnen gewisse Regelmäßigkeiten aufweisen“ und de-

finieren einen Zyklus dabei als die Zeit, die eine Volkswirtschaft benötigt, um die Phasen Abschwung,

Konjunkturtal, Aufschwung und Hochkonjunktur einmal zu durchlaufen.
5Bereits zwei Jahre vor Okuns Befund kam Hultgren (1960) bei einer Untersuchung einer Vielzahl

US-amerikanischer Unternehmen des Produzierenden Gewerbes zu demselben Ergebnis. Vergleiche

für Deutschland Maußner (1994) und Brandner & Neusser (1992) oder international Lucas (1977),

Schebeck & Tichy (1984), Englund, Persson & Svensson (1992), Christodoulakis, Demelis & Kollintzas

(1995), Danthine & Donaldson (1993).
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verse Beziehung zwischen Reallöhnen und Beschäftigung: Bei zusätzlicher Beschäfti-

gung sinkt die Grenzproduktivität der Arbeit, der Reallohn muss dementsprechend

sinken. So waren dann die Untersuchungen von Dunlop (1938) und Tarshis (1939) mit

dem Ergebnis tendenziell prozyklischer Reallöhne schon vor Okun ein erster Hinweis

darauf, dass die Annahme einer mit steigendem Output sinkenden Grenzproduktivität

der Arbeit in Frage zu stellen ist. Etliche Studien über die Entwicklung von Nominal-

und Reallöhnen im Konjunkturzyklus haben sich angeschlossen, die zumeist einen ten-

denziell prozyklischen Verlauf nahelegen.6 Damit decken sich die empirischen Ergeb-

nisse bezüglich des Verlaufs von Löhnen und Arbeitsproduktivität weitgehend, womit

kann jedoch dieser von der theoretischen Vermutung abweichende Befund begründet

werden?7

Die Zielstellung dieser Arbeit bezieht sich nun auf den Anspruch bezüglich des Verhält-

nisses von Wirtschaftsempirie und -theorie, das Kaldor mit seinem Konzept der stili-

sierten Fakten definiert:

”
... the basic requirement of any model is that it should be capable of

explaining the characteristic features of the economic process as we find

them in reality.“ (Kaldor 1961, S. 177f.)

Die stilisierten Fakten - von Kaldor zuerst für Wachstumsprozesse definiert als
”

cha-

racteristic features of the economic process as recorded by experience“ mit Augen-

merk auf die
”

broad tendencies, ignoring individual detail“ (Kaldor 1961, S. 177)

- sollen als Instrument dienen, konkurrierende theoretische Modelle miteinander zu

vergleichen resp. gegeneinander zu diskriminieren.8

6So Geary & Kennan (1982) und auch Bils (1985), die gleichzeitig einen Überblick über die vorlie-

genden Befunde geben.
7Ohne den Okunschen Befund der prozyklischen Arbeitsproduktivität folgte aus der Beobachtung

prozyklischer Reallöhne zunächst ein Widerspruch zu den typischerweise angenommenen steigenden

Grenzkosten. Eine Erklärungsmöglichkeit sah Keynes (1939) - der Idee von Pigou (1927) folgend - in

einer Variation der Angebotspreisbildung: Ausgehend von nicht vollständiger Konkurrenz auf den Pro-

duktmärkten ist der Preis gleich den Grenzkosten zuzüglich eines Markup, der jedoch nicht konstant,

sondern abhängig von der Höhe des Outputs ist. Im konjunkturellen Aufschwung, steigender Produkti-

on und steigenden Grenzkosten sinkt der Aufschlag, so dass die höheren Löhne letztlich über sinkende

Profite kompensiert werden. Diese Begründung ist bis heute die prominenteste, wenn Abweichungen

des Reallohns von seinem Grenzprodukt erklärt werden sollen. Vergleiche zu den verschiedenen theo-

retischen Erklärungshypothesen zyklischer Markups die Übersicht bei Blanchard & Fischer (1989), S.

465ff.
8Kaldor identifiziert in der langfristigen Entwicklung kapitalistischer Volkswirtschaften im Wesent-
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In Anlehnung an Kaldor rückt Lucas (1977) das Konzept dann auch in den Mittelpunkt

der Konjunkturforschung. Zu den stilisierten Fakten des Konjunkturzyklus zählen ne-

ben der prozyklischen Arbeitsproduktivität u.a. die ebenfalls prozyklische Verläufe

von privatem Konsum, Investitionen, Beschäftigung und Geldmenge oder die antizy-

klischen Bewegungen von Preisniveau und Außenbeitrag.9

Bezogen auf den Anspruch, den Kaldor mit seinem Konzept der stilisierten Fakten an

die Theorie stellt, müssen wir für die uns interessierende Arbeitsproduktivität feststel-

len, dass ihre langfristig ansteigende Entwicklung in Wachstumsmodellen mit tech-

nischem Fortschritt generiert wird, welche dementsprechend die ’Realität’ im Sinne

dieses stilisierten Faktums abbilden. In der Konjunkturtheorie finden wir dagegen nur

eingeschränkt Modelle, die eine prozyklische Arbeitsproduktivität erzeugen. Es domi-

nieren Ansätze, die aus der Annahme, das Grenzprodukt der Arbeit sinke mit wach-

sender Beschäftigung, einen antizyklischen Verlauf ableiten. Vor dem Hintergrund der

folgenden Einschätzung von Bernanke und Parkinson bestimmt sich die Zielsetzung

der vorliegenden Arbeit, die Bestimmungsgründe der prozyklischen Arbeitsprodukti-

vität zu beleuchten:

”
The reason for the renewed interest in SRIRL [Short Run Increasing Re-

turns to Labour]10 is that, as has become increasingly clear, the choice of

explanation of SRIRL effectively entails a choice among some leading con-

temporary models of the business cycle.“ (Bernanke & Parkinson 1991, S.

440.)

Dieses Urteil greift implizit das Konzept der stilisierten Fakten auf und bestätigt gleich-

zeitig 30 Jahre nach Okuns Befund noch immer dessen damalige Feststellung:

”
I have little direct evidence to offer on the mechanism by which low le-

vels of utilization depress productivity. I can offer some speculation and

try to encourage other researchers to pursue this problem with concrete

evidence at a microeconomic level.“ (Okun 1962, S. 143.)

lichen folgende stilisierte Fakten: gleichmäßige Wachstumsraten von Output und Arbeitsproduktivität,

eine gleichmäßig wachsende Kapitalintensität, einen konstanten Kapitalzins, einen konstanten Kapital-

koeffizienten, konstante Einkommensanteile von Arbeit und Kapital und eine konstante Investitionsquo-

te.
9Vergleiche für eine ausführliche Übersicht z.B. Maußner (1994), S. 16ff.

10Der Begriff der kurzfristig steigenden Arbeitsproduktivität, SRIRL, wird im folgenden synonym

zum Begriff der prozyklischen Arbeitsproduktivität verwendet.

12



Trotz dieses bekundeten Erkenntnisdefizits bietet Okun eine Erklärung an, die bis heu-

te eine der drei dominierenden ist, das sog. Labour Hoarding. Es bezieht sich auf die

relative Starrheit des Produktionsfaktors Arbeit: Im Abschwung kann die Beschäfti-

gung nicht dem gesunkenen Bedarf angepasst werden, die Arbeitsproduktivität sinkt.

Demgegenüber werden im Aufschwung zunächst die ’stillen Reserven’ in den Un-

ternehmen aufgelöst, bevor die gesamtwirtschaftliche Beschäftigung steigt, als Folge

nimmt die Arbeitsproduktität mit steigendem Output zu. Weil also die Anpassung des

Arbeitseinsatzes an den aktuellen Bedarf im Wertschöpfungsprozess der Unternehmen

aufgrund verschiedener Faktoren, deren Ursache in der besonderen Qualität des Pro-

duktionsfaktors Arbeit liegen, schwierig ist, wird Arbeit über den Konjunkturzyklus

gehortet - als Resultat ist eine prozyklische Arbeitsproduktivität zu beobachten.

Zwei weitere Hypothesen haben sich seitdem angeschlossen: technologische Schocks

im Rahmen von Real Business Cycle Modellen sowie echt steigende Grenzerträge der

Arbeit (True Increasing Returns to Labour) als Modifikation der üblichen produktions-

theoretischen Annahme linearer Homogenität.

Die genannten drei Erklärungsansätze unterscheiden sich unter anderem bezüglich der

angenommenen Kausalität zwischen Veränderungen der Arbeitsproduktivität und Out-

putschwankungen. So bedeutet der beobachtete Gleichlauf von Arbeitsproduktivität

und Output zunächst nur die empirische Korrelation zwischen den Reihen, die wie-

derum über verschiedene Hypothesen begründet werden kann. Wirtschaftspolitisch

bedeutsam ist jedoch insbesondere die Klärung der Kausalrichtung: Steigt das Sozi-

alprodukt, weil die Arbeitsproduktivität steigt oder umgekehrt?

Im Folgenden wird eine alternative These zur Begründung des prozyklischen Verlaufs

vorgestellt, die im Verlauf dieser Arbeit detailliert abgeleitet und schließlich mit den

empirischen Daten verglichen werden sollen.

1.2 Hypothese und Gang der Untersuchung

Die grundlegende Hypothese der vorliegenden Arbeit lautet, dass der prozyklische

Verlauf der Arbeitsproduktivität zurückzuführen ist auf einen lohninduzierten Kapi-

talintensivierungsprozess, der definiert sei als arbeitssparende Anpassung des Pro-

duktionsprozesses infolge einer kapitalkostensenkenden Veränderung des Faktorpreis-

verhältnisses.
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Das zyklische Verhalten der einzelnen - noch genau zu bestimmenden - Variablen führt

letztlich zu einem Gleichlauf in den Wachstumsraten von Output und Arbeitsproduk-

tivität. Wesentlich für die Ableitung der genauen Kausalitätskette ist die Einbeziehung

von Anpassungszeiten. Die Reaktionsgeschwindigkeit auf Veränderungen relevanter

Umweltparameter ist nicht unendlich schnell, sondern Entscheidungen sowie deren

Umsetzung brauchen Zeit. Ändern sich die Parameter für alle in der gleichen Weise,

ist davon auszugehen, dass auch die Reaktionen sowohl gleichgerichtet sind als auch

in etwa dieselbe zeitliche Verzögerung auf den Impuls besitzen. Kostenkompensie-

rende Maßnahmen wie arbeitssparende Investitionen oder Verbesserungsinnovationen

benötigen eine bestimmte Planungs- und Realisierungsdauer, währenddessen zudem

personelle Ressouren. Insofern kann man vermuten, dass basierend auf dem zyklischen

Muster der Lohnsteigerungsraten ein Muster in den Veränderungsraten der betroffenen

Aggregate - u.a. (Rationalisierungs-)Investitionen, Kapitalintensität, Arbeitsprodukti-

vität - zu finden ist, wobei Lags verschiedener Länge zu erwarten sind.

Die Argumentation basiert auf dem Begriff des induzierten technischen Fortschritts,

der die Wirkung von Faktorpreisverschiebungen auf die Qualität von Inventionen bzw.

Innovationen beschreibt. Die daraus folgende Veränderung der Produktionstechnolo-

gie hat zwei Dimensionen: So ist zum einen das Einsatzverhältnis der Produktions-

faktoren Arbeit und Kapital zueinander betroffen und des Weiteren die Effizienz der

Produktion - gemäß der Definition technischen Fortschritts kann zu geringeren Kosten

ein konstanter Output produziert werden resp. zu gleichen Kosten ein höherer. Indu-

zierter technischer Fortschritt definiert einen Teil des Solow-Residuums, also desjeni-

gen Outputwachstums, das nicht auf den verstärkten Einsatz der Produktionsfaktoren

zurückzuführen ist. Während nun üblicherweise (induzierter) technischer Fortschritt

als Bestimmungsgrund des langfristigen Trends in der Wachstumstheorie analysiert

wird, wird in der vorliegenden Arbeit zugelassen, dass die technologischen Möglich-

keiten im Konjunkturzyklus variieren. Damit wird die Definition von Konjunkturen als

reine Trendabweichungsphänomene aufgegeben.

Konjunkturell schwankende Nominallohnsteigerungsraten induzieren also einen ar-

beitssubstituierenden Prozess in unterschiedlicher Intensität, d.h. Phasen stärkerer und

schwächerer Kapitalintensivierung lösen sich ab. Die Schwankungen der Arbeitspro-

duktivität sind insofern Folge dieser Entscheidungen über die Produktionstechnik. Da-

mit wird die übliche Kausalität zwischen Lohnsteigerungsraten und Arbeitsprodukti-

vität umgekehrt: nicht die Arbeitsproduktivität bestimmt den Lohn, sondern der Lohn

die Arbeitsproduktivität. Entgegen der neoklassischen Theorie wird angenommen und
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begründet, dass die Lohnsteigerungsraten und damit der Lohnsatz vorgegeben wer-

den, die Veränderung der Arbeitsproduktivität ist dann das Resultat der erwungenen

Anpassung der Produktionsverfahren.

Der Prozess - oder besser die Routine im Sinne eines sich wiederholenden Prozesses

- beginnt im konjunkturellen Boom mit der maximalen Steigerungsrate des Sozialpro-

dukts. Mit Verzögerung reagiert die Lohnsteigerungsrate und erreicht ihren konjunk-

turellen Höchststand phasenversetzt. Die Lohnsteigerung veranlasst arbeitssparende

Investitionsentscheidungen, als deren Folge Kapitalintensität und Arbeitsproduktivität

in den Folgeperioden steigen, bis sie im konjunkturellen Hochpunkt maximal sind.

Diese These wird in den folgenden Kapiteln im Detail abgeleitet und überprüft. Dazu

erfolgen im 2. Kapitel Produktionstheoretische Überlegungen bezogen auf die Bedin-

gungen für eine Zunahme der Arbeitsproduktivität. Basierend auf der tautologischen

Beziehung, dass die Änderungsrate der Arbeitsproduktivität gleich der Summe der

Wachstumsraten aus Kapitalintensität und -produktivität ist, wird abgeleitet, dass ein

variabler Kapitaleinsatz notwendige Bedingung für eine prozyklische Arbeitsproduk-

tivität ist.

Maßgebliche Bedeutung hat das Phänomen von SRIRL sowie dessen prominenter Er-

klärungsansatz des Labour Hoarding mit Okuns Untersuchung erlangt. Aus diesem

Grunde wird in Kapitel 3 Erklärungsansätze einer prozykischen Arbeitsproduktivität

zunächst Okun’s Law vorgestellt, um im Anschluss zu untersuchen, ob Labour Hoar-

ding als plausible Begründung für SRIRL anzusehen ist. Vor dem Hintergrund der

Theorie segmentierter Arbeitsmärkte wird eingegangen auf die strukturellen und in-

stitutionellen Veränderungen auf dem Arbeitsmarkt seit Anfang der 80er Jahre. Ein

Strukturbruch hinsichtlich der personellen Unternehmenspolitik infolge der Verschie-

bung hin zu einem Käufermarkt ist anzunehmen - mit der Konsequenz, dass Labour

Hoarding nicht länger im Sinne rationalen Entscheidungsverhaltens interpretiert wer-

den kann. Weitere Kritik sowie neuere Erklärungsansätze einer prozyklischen Arbeits-

produktivität werden ebenfalls vorgestellt.

In Kapitel 4 Überlegungen zur Theorie und Empirie des Lohnes wird abgeleitet, dass

die Lohnsteigerungsrate konjunkturabhängig ist, wodurch die These lohninduzierter

Kapitalintensivierung eingeleitet wird. Dazu erfolgt zunächst eine Darstellung der ak-

tuelleren Ansätze zur (Tarif-)Lohnbildung. Im Anschluss wird die westdeutsche Ta-

rifpolitik vor dem Hintergrund der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen im Zeitraum

von 1960 bis 1994 dargestellt, um abzuleiten, welche Determinanten wir empirisch für
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die Höhe der Lohnsteigerungsrate ausmachen können. Schließlich wird eine Hypothe-

se bezüglich des zyklischen Verhaltens der Lohnsteigerungsrate vorgestellt und für das

westdeutsche Produzierende Gewerbe für den Zeitraum von 1960 bis 1994 empirisch

überprüft.11 Mit diesem Schritt wird die Überleitung zum fünften Kapitel dieser Ar-

beit hergestellt, in dem dann die bisherigen Ergebnisse in eine umfassende Hypothese

integriert werden.

Die Ableitung der Hypothese und empirische Überprüfung ist Gegenstand des 5. Kapi-

tels. Anhand eines Produktionsanpassungsmodells wird die Hypothese lohninduzierter

Kapitalintensivierung zur Erklärung des empirisch prozyklischen Verlaufs der Arbeits-

produktivität theoretisch präzisiert: Die Lohnentwicklung löst Substitutionsprozesse

aus, die über Veränderungen der Kapitalintensität zu prozyklischen Schwankungen der

Arbeitsproduktivität führen. Das Hauptinteresse gilt den Kausalbeziehungen zwischen

den einzelnen relevanten ökonomischen Variablen. Dazu wird zum einen der Begriff

arbeitssparender Investitionen definiert und benutzt und zum anderen ein Konzept zur

Bestimmung des tatsächlichen Kapitaleinsatzes vorgestellt, das eine schlüssige Inter-

pretation der empirischen Kapitalintensität - im Gegensatz zur üblicherweise verwen-

deten Größe - möglich macht. Anschließend wird die Hypothese empirisch untersucht.

Durch die Berechnung empirischer Korrelationskoeffizienten zwischen den relevanten

Reihen kann gezeigt werden, dass die abgeleitete These aufgrund der tatsächlichen

Entwicklung von Arbeitsproduktivität, Kapitalintensität und Kapitalproduktivität nicht

abgelehnt werden kann. Das Kapitel schließt mit einem Konzept zur Korrektur der

empirischen Kapitalproduktivität ab, das geeignet ist, das stilisierte Faktum eines kon-

stanten Kapitalkoeffizienten abzubilden.

11Das Ende des Betrachtungszeitraums im Jahre 1994 ist bedingt durch die Veränderung des Er-

hebungsgebietes der der Analyse maßgeblich zugrundeliegenden Zeitreihen: Diese werden seit 1995

ausschließlich für Gesamtdeutschland erhoben, die Untersuchung bezieht sich jedoch auf die Bundes-

republik Deutschland ohne die neuen Bundesländer (Westdeutschland).
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Kapitel 2

Produktionstheoretische

Überlegungen

In der Einleitung haben wir als Problemstellung definiert, die Bestimmungsgründe

für den prozyklischen Verlauf der Arbeitsproduktivität zu untersuchen. Dazu wur-

de die These der lohninduzierten Kapitalintensivierung aufgestellt. Eine Veränderung

der Kapitalintensität kann nun erfolgen aufgrund des Mehr- oder Mindereinsatzes des

Produktionsfaktors Kapital bei konstantem Arbeitseinsatz und umgekehrt sowie bei

gleichzeitiger Variation der Faktoreinsatzmengen. Die ’Verwunderung’ über den em-

pirisch prozyklischen Verlauf beruht auf produktionstheoretischen Überlegungen, de-

nen die Konstanz des Kapitaleinsatzes zugrundeliegt. Dabei wird rekurriert auf die

neoklassische Produktionsfunktion und deren Eigenschaft der abnehmenden Faktor-

grenzproduktivitäten. Auf der anderen Seite wissen wir, dass die Arbeitsproduktivität

stets gleich dem Produkt aus Kapitalintensität und -produktivität ist, dass also - bei an-

genommen konstanter Kapitalproduktivität - die Arbeitsproduktivität steigt, wenn die

Kapitalintensität zunimmt. In diesem Fall wären die Zuwachsraten von Kapitaleinsatz

und Output gleich und größer als die des Arbeitseinsatzes. In der Definition von Pro-

zyklizität als gleichgerichteter Entwicklung der Veränderung einer Größe in Bezug auf

die Veränderung des Outputs hätte die Arbeitsproduktivität dann einen prozyklischen

Verlauf.

Die Frage ist nun, welche Bedingungen an die neoklassische Produktionsfunktion ge-

stellt werden müssen, damit auch theoretisch eine prozyklische Arbeitsproduktivität

generiert wird. Dazu leiten wir unter Zugrundelegung der erwähnten tautologischen
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Beziehung zunächst allgemein die Bedingungen für eine Zunahme der Arbeitsproduk-

tivität ab. Nachfolgend betrachten wir speziell die neoklassische Produktionsfunktion,

wobei in einem ersten Schritt die Annahme einer antizyklischen Arbeitsproduktivität

rationalisiert werden soll, um dann die darauf basierende Frage zu analysieren, ob und

wenn unter welchen Bedingungen eine neoklassische Produktionsfunktion auch eine

prozyklische Arbeitsproduktivität erzeugen kann.

2.1 Allgemeine Formulierung der Bedingung für die

Zunahme der Arbeitsproduktivität

Es wird angenommen, der Output Y wird durch den Einsatz der Faktoren Arbeit L

und Kapital K erzeugt. Damit sind im Produktionszusammenhang die Größen Kapi-

talproduktivität, Kapitalintensität und Arbeitsproduktivität definiert, zwischen denen

eine tautologische Beziehung besteht, die stets gilt:

Y
L
=

Y
K
�

K
L

resp. y = v � k mit y =
Y
L
; v =

Y
K
;k =

K
L
:

Eine Veränderung der Arbeitsproduktivität muss demnach gleich sein dem Produkt der

Veränderungen von Kapitalintensität und Kapitalproduktivität.

Die Gleichung beschreibt keinen funktionalen Zusammenhang, d.h. die Höhe des Quo-

tienten aus Output und Arbeitseinsatz wird durch andere Größen bestimmt, dennoch

ist diese technische Relation hilfreich, um notwendige Bedingungen für eine Zu- oder

Abnahme der Arbeitsproduktivität zu bestimmen. Dadurch gelingt es, Anforderun-

gen an eine Produktionsfunktion zu formulieren resp. Produktionsfunktionen auf die

Möglichkeit, diese Bedingungen zu generieren, zu untersuchen.

Analysiert werden soll der Fall einer steigenden Arbeitsproduktivität (die Ausfüh-

rungen gelten mit umgekehrtem Vorzeichen für eine sinkende Arbeitsproduktivität).

Dazu formulieren wir die Größen in Wachstumsraten (̂)

y � eŷt = v � ev̂t
� k � ek̂t

;

dann ist die Änderungsrate der Arbeitsproduktivität gleich der Summe der Wachstums-

raten von Kapitalintensität und -produktivität

ŷ = v̂+ k̂:
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Tabelle 2.1: Allgemeine Bedingungen für eine Zunahme der Arbeitsproduktivität

Nr. k̂ v̂ Nebenbedingung Reihenfolge von K̂; L̂;Ŷ

I + - jk̂j> jv̂j K̂ > Ŷ > L̂

II + 0 Ŷ = K̂ > L̂

III + + Ŷ > K̂ > L̂

IV 0 + Ŷ > K̂ = L̂

V - + jk̂j< jv̂j Ŷ > L̂ > K̂

Die Bedingung für eine Zunahme der Arbeitsproduktivität ist

ŷ
!
> 1 resp. v̂+ k̂

!
> 1:

Konstellationen I bis V aus Tabelle 2.1 von k̂ und v̂ erfüllen die Bedingung und im-

plizieren dadurch eine relative Größenordnung der Einzelwachstumsraten von Output,

Kapital- und Arbeitseinsatz. Es zeigt sich, dass bezüglich der Wachstumsrate des Ka-

pitaleinsatzes keine Restriktion vorliegt: Bei jeder Größenordnung von K̂ kann eine

Zunahme der Arbeitsproduktivität vorliegen, solange der Output stärker wächst als der

Arbeitseinsatz. Die Zunahme der Arbeitsproduktivität ist stets zurückzuführen auf ent-

weder die Steigerung der Kapitalintensität oder die Zunahme der Kapitalproduktivität.

Ein prozyklischer Verlauf der Arbeitsproduktivität erfordert nun aber zusätzlich, dass

die Veränderung von Output und Arbeitsproduktivität gleichgerichtet ist. Somit muss

im Folgenden geprüft werden, inwiefern sich infolgedessen die oben abgeleiteten Be-

dingungen für eine allgemeine Zunahme der Arbeitsproduktivität verändern resp. ein-

schränken. Ein prozyklischer Verlauf der Arbeitsproduktivität liegt natürlich ebenso

vor, wenn Output und Arbeitsproduktivität gleichzeitig abnehmen, die nachfolgenden

Bedingungen gelten dann sämtlich mit umgekehrtem Relationszeichen, verändern aber

das allgemeine Ergebnis nicht.

Da mit der verwendeten tautologischen Beziehung keine Kausalität zwischen den Grös-

sen beschrieben wird, ist es nicht möglich, diese für die weitere Analyse zu verwenden.

Notwendig ist ein formaler Rahmen, der mindestens einen Wirkungszusammenhang

zwischen den Veränderungen von Output und Faktorinput herstellt. Mit der Verwen-

dung einer Produktionsfunktion wird dieser Forderung genüge getan. Diese erzeugt

einen Funktionalzusammenhang zwischen dem Produktionsergebnis Y und dem Ar-

beitseinsatz L sowie zwischen weiteren Produktionsfaktoren, bei makroökonomischen
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Produktionsfunktionen i.d.R. dem Kapitaleinsatz: Y = F(K;L). Es sei an dieser Stel-

le angemerkt, dass durch eine Produktionsfunktion zwar ein kausaler Zusammenhang

zwischen Y und den Einsatzfaktoren L und K, nicht hingegen zwischen L resp. K und Y

definiert wird. Ob, und wenn wie, die Arbeitsnachfrage vom Output abhängt wird nicht

spezifiziert, dazu bedarf es weiterer Annahmen im Rahmen eines makroökonomischen

Gesamtmodells.

Als Grundlage der folgenden Untersuchungen zu den Bedingungen, die für eine gleich-

zeitige Zunahme von Output und Arbeitsproduktivität vorliegen müssen, wird die neo-

klassische Cobb-Douglas-Produktionsfunktion verwendet. Die Wahl basiert auf der

Bedeutung, die der neoklassischen Produktionsfunktion für die Problemstellung der

Arbeit besitzt: die Diskrepanz zwischen der theoretischen Vermutung einer antizykli-

schen Arbeitsproduktivität - basierend auf der Eigenschaft abnehmender Grenzerträge

der neoklassischen Produktionsfunktion - und dem empirischen Befund des prozykli-

schen Verhaltens.

Bevor die Bedingungen für die gleichgerichtete Bewegung von Arbeitsproduktivität

und Output betrachet werden, wird zunächst kurz wiederholt, inwiefern die Cobb-

Douglas-Produktionsfunktion mit konstanten Skalenerträgen die Hypothese einer an-

tizyklischen Arbeitsproduktivität generiert.

Dazu betrachten wir die Cobb-Douglas-Produktionsfunktion Y = cKα Lβ mit

0 < α ; β < 1 und c = const:

Die Ableitung der Arbeitsproduktivität nach dem Output

∂y
∂Y

=
1
L
> 0:

zeigt, dass eine Erhöhung der Produktion ceteris paribus zu einer Erhöhung der Ar-

beitsproduktivität führt. In dieser Betrachtung sind Y und L allerdings unabhängig,

produktionstheoretisch dagegen nicht: Eine Erhöhung des Outputs ist bei einer Cobb-

Douglas-Produktionsfunktion ohne technischen Fortschritt nur möglich über die Stei-

gerung des Faktoreinsatzes. Erfordert die Outputsteigerung die Erhöhung des Arbeits-

einsatzes, sinkt - bei Konstanz des Kapitalstocks - dann auch die Arbeitsproduktivität

y =
Y
L
= cKα Lb�1

∂y
∂L

= cKα (β �1)Lβ�2
< 0
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ebenso wie die Grenzproduktivität der Arbeit

∂Y
∂L

= cβKα Lβ�1

∂ 2Y
∂L2 =�(1�β)βcKα L�(2�β)

< 0:

Die Variation des Kapitaleinsatzes hingegen erzeugt bei konstantem Arbeitseinsatz

eine gleichgerichtete Änderung der Arbeitsproduktivität

∂y
∂K

= cα Kα�1Lβ�1
> 0:

Die marginalanalytischen Betrachtungen der Cobb-Douglas-Produktionsfunktion zei-

gen, dass bei einer Zunahme des Outputs die Arbeitsproduktivität immer dann sinkt,

wenn der Arbeitseinsatz - bei konstantem Kapitalstock - gleichzeitig steigt, wenn sich

die beiden Größen also prozyklisch zueinander verhalten. Die Arbeitsproduktivität ist

dann antizyklisch, die Annahme somit bestätigt.

Grundlage der Begründung ist jedoch der ’Umweg’ über einen steigenden Arbeitsein-

satz, der bei einer substitutionalen Produktionsfunktion nicht notwendig für eine Erhöh-

ung des Outputs ist - ein konstanter oder sinkender Arbeitseinsatz kann stets über die

Zunahme des Kapitaleinsatzes kompensiert werden. Über die Abhängigkeit des Ar-

beitseinsatzes vom Output werden im neoklassischen Modell keine Annahmen getrof-

fen, der Arbeitsmarkt ist der strategische Markt, auf dem über den Reallohn der gleich-

gewichtige Arbeitseinsatz bestimmt wird. Eine Zunahme desselben ist im Rahmen des

einfachen makroökonomischen neoklassischen Modells nur über das Bevölkerungs-

wachstum zu begründen: Ein vermehrtes Arbeitsangebot senkt den Reallohn, worauf-

hin Arbeitsnachfrage und Vollbeschäftigungsoutput steigen und die Arbeitsprodukti-

vität resp. das Pro-Kopf-Einkommen in der Konsequenz sinken.

Die antizyklische Arbeitsproduktivität ist also inhärentes Merkmal des neoklassischen

Produktionsmodells ohne technischen Fortschritt, folgend aus dem für einen höher-

en Output notwendig steigenden Arbeitseinsatz und der Konstanz des Kapitalstocks

innerhalb der Marginalanalyse.

Wir wissen, dass die Ableitung der Arbeitsproduktivität nach dem Kapitaleinsatz posi-

tiv ist, die nach dem Arbeitseinsatz negativ. Insofern wird die gleichzeitige Steigerung

von Kapital- und Arbeitseinsatz unter bestimmten Bedingungen eine Erhöhung der

Arbeitsproduktivität induzieren. Die partialanalytischen Betrachtungen verlassend, un-

tersuchen wir im Folgenden, ob und unter welchen Bedingungen eine Cobb-Douglas-
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Produktionsfunktion bei gleichzeitiger Faktorvariation eine prozyklische Arbeitspro-

duktivität generiert.

Dazu werden zunächst die Bedingungen für eine Zunahme des Outputs bei proportio-

naler und disproportionaler Variation des Outputs abgeleitet, um diese für die Analyse

der Prozyklizität mit den Bedingungen für eine Zunahme der Arbeitsproduktivität zu

vergleichen.

2.2 Bedingungen für eine Zunahme des Outputs

Bei proportionaler Erhöhung der Einsatzfaktoren um λ steigt bei einer Cobb-Douglas-

Produktionsfunktion der Output um α +β ,

c(λ K)α (λ L)β = cλ α Kα λ β Lβ

= λ α+βY;

der Homogenitätsfaktor ist α +β . Die proportionale Erhöhung der Einsatzfaktoren ist

bei konstanten Faktorpreisen im Rahmen der marginalanalytischen Optimalitätsbedin-

gungen effizient: Das Verhältnis der Grenzproduktivitäten von Arbeit und Kapital ist

und bleibt gleich dem Verhältnis der Faktorpreise.

Ohne zunächst auf die Ursachen, also z.B. eine Verschiebung der Faktorpreisrelation

einzugehen, betrachten wir im Folgenden eine disproportionale Veränderung der Ein-

satzfaktoren. Dabei sei λ der Variationsfaktor für den Arbeitseinsatz und τ derjenige

für den Kapitaleinsatz:

c(τK)α (λ L)β = τ α λ βY;

mit λ ; τ > 0.

Die Bedingung für die Zunahme des Outputs ist τ α λ b
> 1, daraus folgt:

�
β
α

8<
:

!
<

lnτ
lnλ : λ > 1

!
>

lnτ
lnλ : λ < 1

Bezüglich der Größenordnung von λ und τ sind nun verschiedene Konstellationen

möglich, die in Tabelle 2.2 dargestellt sind. Grundsätzlich kann unterschieden werden,
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1. ob bei gleichzeitiger Zunahme von Arbeits- und Kapitaleinsatz, λ ; τ > 1, der

Arbeitseinsatz stärker steigt als der Kapitaleinsatz, λ > τ > 0, und umgekehrt,

λ < τ > 0,

2. oder ob der Arbeitseinsatz steigt, der Kapitaleinsatz dagegen sinkt, λ > 1; τ < 1,

3. oder umgekehrt, λ < 1; τ > 1, oder

4. ob der Einsatz beider Faktoren gleichzeitig sinkt, λ ; τ < 1.

Aus diesen Konstellationen entstehen die Fälle 1a bis 4b*, wobei die mit einem (*) ver-

sehenen Nummern jeweils ein allgemein gehaltenes Beispiel für die jeweilige Unter-

scheidung bedeuten. Aus den Annahmen bezüglich λ und τ folgt dann eine bestimmte

Größenordnung von ϕ = lnτ
lnλ und damit eine spezifische Bedingung für die Zunahme

von Y .

Unterschiedliche Konstellationen von λ und τ implizieren eine unterschiedliche spe-

zifische Bedingung für die Zunahme von Y . In Tabelle 2.3 ist die Auflösung dieser

Bedingungen nach λ und β dargestellt. Bei der Ableitung von α wurde die Skalen-

elastizität der Produktionsfunktion berücksichtigt, indem λ +β = d, mit d > 0 gesetzt

wurde.
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Tabelle 2.2: Größenordnungen von λ ; τ

Fall Größen- Größen- Größenordnung Größen-

Nr. ordnung ordnung zwischen ordnung von

von λ von τ λ und τ ϕ = lnτ
lnλ

1a λ > 1 τ > 1 λ > τ 0 < ϕ < 1

1a* λ > 1 τ > 1 λ = τ n ϕ = 1
n

1b λ > 1 τ > 1 λ < τ ϕ > 1

1b* λ > 1 τ > 1 λ 2 = τ ϕ = n

2a λ > 1 0 < τ < 1 λτ > 1 �1 < ϕ < 0

τ >
1
λ

2a* λ > 1 0 < τ < 1 τ = 1

λ 1
n

ϕ = 1
n

2b λ > 1 0 < τ < 1 λτ < 1 ϕ <�1

τ <
1
λ

2b* λ > 1 0 < τ < 1 τ = 1
λ n ϕ =�n

3a 0 < λ < 1 λ > 1 λτ > 1 ϕ <�1

λ >
1
τ

3a* 0 < λ < 1 λ > 1 λ = 1

λ 1
n

ϕ =�n

3b 0 < λ < 1 τ > 1 λτ < 1 �1 < ϕ < 0

λ <
1
τ

3b* 0 < λ < 1 τ > 1 λ = 1
τ n ϕ =�

1
n

4a 0 < l < 1 0 < τ < 1 λ > τ ϕ > 1

4a* 0 < λ < 1 0 < τ < 1 λ n = τ ϕ = n

4b 0 < λ < 1 0 < τ < 1 λ < τ 0 < ϕ < 1

4b* 0 < λ < 1 0 < τ < 1 λ = τ n ϕ = 1
n

1: 1a bis 2b*:�α
β � ϕ [(.)*:<], 3a bis 4b*:�α

β � ϕ [(.)*:>]
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Tabelle 2.3: Zunahme von Y : Ableitung der Bedingungen für α ; β

Fall Bedingung für Bedingung für β Bedingung für α
Nr. die Zunahme abhängig von der

von Y Skalenelastizität

1a �
β
α � f ; 0 < f < 1 β � b; �α < b < 0 α � a; a > d

1a* �
β
α <

1
n β >�

α
n α <

n
n�1d

1b �
β
α � 1 β ��α d � 0

1b* �
β
α � n β >�nα α >

d
n�1

2a �
β
α � f ; �1 < f < 0 β � b; 0 < b < α α � a; 1

2d < a < d

2a* �
β
α <�

1
n β >

1
nα α <

n
1+nd

2b �
β
α <�1 β � α α �

1
2d

2b* �
β
α <�n β > nα α <

1
1+nd

3a �
β
α ��1 β � α α �

1
2d

3a* �
β
α >�n β < nα α >

n
n+1d

3b �
β
α � f ; �1 < f < 0 β � b; 0 < b < α α � a; 1

2d < a < d

3b* �
β
α >�

1
n β <

1
nα α >

n
1+nd

4a �
β
α > 1 β <�α d < 0

4a* �
β
α > n β <�nα α <�

d
n�1

4b �
β
α � f ; 0 < f < 1 β � b; �α < b < 0 α � a; a > d

4b* �
β
α >

1
n β <�

α
n α >

n
n�1d
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Interpretation der Ergebnisse

� Bei gleichzeitiger Zunahme von Arbeits- und Kapitaleinsatz (Fall 1a bis 1b*)

sind die Bedingungen für α und β für eine Zunahme des Outputs bei jedem

Homogenitätsgrad stets erfüllt.

� Steigt der Arbeitseinsatz bei gleichzeitigem Sinken des Kapitaleinsatzes (Fall 2a

bis 2b*), ist die Anforderung an den Wert der partiellen Produktionselastizität

der Arbeit β höher: Damit der Output steigt, müsste β ein bestimmtes Niveau

von α übersteigen, um den Rückgang des Kapitaleinsatzes zu kompensieren.

� Für die Fälle 3a bis 3b* gilt, dass die Zunahme des Kapitaleinsatzes das Sinken

des Arbeitseinsatzes ausgleichen muss. Die Höhe der Produktionselastizität des

Kapitals α muss dementsprechend spezifisch größer sein als die der Arbeit β .

� Nicht erfüllbar sind sämtlich die Bedingungen für α und β bei gleichzeitigem

Sinken von Arbeits- und Kapitaleinsatz, Fall 4a bis 4b*.

Ziel dieses Abschnitts war die Ableitung der Bedingungen für eine Zunahme des

Outputs bei einer Cobb-Douglas-Produktionsfunktion. Dieselben Überlegungen sol-

len nun für die Arbeitsproduktivität angestellt werden, um im Anschluss zu prüfen, ob

und welche Parameterkonstellationen bei einer Cobb-Douglas-Produktionsfunktion ei-

ne gleichzeitige Zunahme von Output und Arbeitsproduktivität bedeuten.

2.3 Bedingungen für eine Zunahme der Arbeitsproduk-

tivität

Ausgehend von der Pro-Kopf-Produktionsfunktion

y = cKα Lβ�1

führt eine proportionale Erhöhung der Einsatzfaktoren um λ

c(λ K)α (λ L)β�1 = λ α+β�1y

nur bei überlinear-homogenen Produktionsfunktionen (α +β > 1) zu einer steigenden

Arbeitsproduktivität. In diesem Fall bleibt die Kapitalintensität konstant, Kapital- und

Arbeitsproduktivität steigen, womit Konstellation IV der Tabelle 2.1 abgebildet wird.
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Bei disproportionaler Variation des Arbeitseinsatzes um λ und des Kapitaleinsatzes

um τ
c(τK)α (λ L)β�1 = τ α λ β�1y

muss für eine Zunahme der Arbeitsproduktivität demnach gelten

τ α λ β�1 !
> 1;

daraus folgt:

�
β �1

α

8<
:

!
<

lnτ
lnλ : λ > 1

!
>

lnτ
lnλ : λ < 1

Bezüglich der Größenordnung von λ und τ haben wir in Tabelle 2.2 bereits die mögli-

chen Konstellationen abgeleitet. Diese zugrundelegend werden nun die daraus folgen-

den Bedingungen für α und β abgeleitet und in Tabelle 2.4 dargestellt.

Interpretation der Ergebnisse

� Mit 1a und 1a* werden Fälle beschrieben, bei denen der Arbeitseinsatz stärker

steigt als der Kapitaleinsatz. Eine Steigerung der Arbeitsproduktivität ist gemäß

der Annahmen für α ; 0 < α < 1 nur möglich bei zunehmenden Skalenerträgen.

Zusätzlich muss die Produktionselastizität der Arbeit, β , vergleichsweise hoch

sein, nämlich mindestens größer als 1�α , bei einer überlinear-homogenen Pro-

duktionsfunktion damit also größer als die des Kapitals α . Der Arbeitseinsatz

muss damit ein überproportional hohes Produktionsergebnis erzeugen, damit die

Arbeitsproduktivität Y
L steigt.

Mit 1a* kann die Größenordnung von α und β verdeutlicht werden. Dazu set-

zen wir n = 2 und spezifizieren die Überlinearität der Produktionsfunktion mit

1,2. Daraus folgen für eine Zunahme der Arbeitsproduktivität die konkretisierten

Bedingungen α
!
< 0;2 - also beispielsweise 0,18 - und damit β

!
> 0;91.

� Die Fälle 1b und 1b* sind für Produktionsfunktionen mit konstanten und stei-

genden Skalenerträgen erfüllbar. Die Produktionselastizität des Kapitals α kann

beliebige Werte zwischen 0 und 1 annehmen, die Bedingung für β wird dadurch

’schwach’. Wenn also der Kapitaleinsatz im Verhältnis zum Arbeitseinsatz über-

proportional erhöht wird, erfüllt jede beliebige Parameterkonstellation von α
und β die Bedingung für eine steigende Arbeitsproduktivität.
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Tabelle 2.4: Zunahme von y: Ableitung der Bedingungen für α ; β

Fall Bedingung für Bedingung für β Bedingung für α
Nr. die Zunahme abhängig von der

von y Skalenelastizität

1a �
β�1

α � f ; 0 < f < 1 β � b; 1�α < b < 1 α � a; a > d�1

1a* �
β�1

α <
1
n β > 1� α

n α < (d�1)( n
n�1)

1b �
β�1

α � 1 β � 1�α d � 1

1b* �
β�1

α < n β > 1�nα α >
1�d
n�1

2a �
β�1

α � f ; �1 < f < 0 β � b; 1 < b < 1+α α � a; d�1
2 < a < d�1

2a* �
β�1

α <�
1
n β > 1+ α

n α < (d�1) n
n+1

2b �
β�1

α <�1 β > 1+α α <
d�1

2

2b* �
β�1

α <�n β > 1+nα α <
d�1
1+n

3a �
β�1

α ��1 β � 1+α α �
d�1

2

3a* �
β�1

α >�n β < 1+nα α >
d�1
1+n

3b �
β�1

α � f ; �1 < f < 0 β � b; 1 < b < 1+α α � a; d�1
2 < a < d�1

3b* �
β�1

α >�
1
n β < 1+ α

n α > (d�1)( n
1+n)

4a �
β�1

α > 1 β < 1�α d < 1

4a* �
β�1

α > n β < 1�nα α <
1�d
n�1

4b �
β�1

α � f ; 0 < f < 1 β � b; 1�α < b < 1 α � a; a > d�1

4b* �
β�1

α >
1
n β < 1� α

n α > (d�1)( n
n�1)
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� Der Fall sinkenden Kapitaleinsatzes bei steigendem Arbeitseinsatz wird durch

Tabellenpunkt 2 beschrieben. Eine Zunahme der Arbeitsproduktivität ist nur

möglich bei steigenden Skalenerträgen. Je kleiner die Überlinearität ist, d.h. je

näher d an Eins ist, desto kleiner muss die Produktionselastizität des Kapials α
sein und dementsprechend größer der Wert für β . Hier gilt somit wie für den Fall

1a, dass über die Produktionselastizität der Arbeit β der relative resp. absolute

Rückgang des Kapitaleinsatzes kompensiert werden muss.

� Ein Sinken des Arbeits- und Steigen des Kapitaleinsatzes liegt Fall 3 zugrunde.

Die Bedingungen für einen Anstieg der Arbeitsproduktivität schließen nur eine

kleine Teilmenge der möglichen Parameterkonstellationen von α und β aus und

sind erfüllbar für alle Homogenitätsgrade im Definitionsbereich von d (0 < d <

2).

� Das gleichzeitige Sinken von Kapital- und Arbeitseinsatz beschreiben die Fälle

des Tabellenpunktes 4, wobei 4a nur für sinkende Skalenerträge erfüllbar ist, 4b

für alle Homogenitätsgrade 0 < d < 2.

Im Fall 4a sinkt der Arbeitseinsatz weniger stark als der Kapitaleinsatz; der Out-

put sinkt ebenfalls, jedoch aufgrund der Unterlinearität der Produktionsfunktion

weniger stark als der Arbeitseinsatz, damit steigt die Arbeitsproduktivität un-

abhängig von den spezifischen Werten von α und β .

Die Produktionssituation 4b ist durch einen überproportional sinkenden Arbeits-

einsatz gekennzeichnet. Die Parameter α und β sind kaum restringiert, d.h. al-

lein die Erhöhung der Kapitalintensität genügt, die Arbeitsproduktivität anstei-

gen zu lassen. Der potenzielle Wertebereich für α und β ist umso größer, je

stärker der Arbeitseinsatz im Verhältnis zum Arbeitseinsatz im Vergleich zum

Kapitaleinsatz sinkt.

2.4 Zusammenfassung der Ergebnisse

Nachdem die Bedingungen für eine Zunahme des Outputs und der Arbeitsprodukti-

vität getrennt hergeleitet wurden, gelingt es nun, diejenigen Fälle auszumachen, für

die beide Bedingungen gleichzeitig erfüllt werden:

� Für Fallunterscheidung 1a, die einen überproportionalen Anstieg des Arbeitsein-

satzes beschreibt, gilt, dass die Bedingung für Zunahme von y diejenige für Y
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einschließt; nur eine Cobb-Douglas-Produktionsfunktion mit

1. zunehmenden Skalenerträgen, und

2. einer Produktionselastizität der Arbeit β , die größer ist als die des Kapitals,

kann einen prozyklischen Verlauf der Arbeitsproduktivität erzeugen. Diese Kon-

stellation impliziert eine sinkende Kapitalintensität und einen überkompensie-

renden Ansteig der Kapitalproduktivität und entspricht damit Fall V aus Tabelle

2.2.

� Steigt der Kapitaleinsatz stärker als Arbeitseinsatz - Fall 1b - sind die Bedingun-

gen für α und β für

1. steigende und konstante Skalenerträge bei

2. beliebiger Paramterkonstellation

erfüllt. Die Kapitalintensität steigt in jedem Fall, die Veränderungsrichtung der

Kapitalproduktivität hängt hingegen von der Relation der Einzelwachstumsraten

Ŷ und K̂ ab:

Der Output steigt bei positivem Wachstum des Arbeitseinsatzes immer dann

stärker als der Kapitaleinsatz, wenn β
1�α >

lnτ
lnλ = ϕ . Daraus folgt bei linearer

Homogenität wegen β
1�α = 1 und ϕ > 1, dass die Wachstumsrate des Kapital-

einsatzes größer ist als die des Outputs, die Kapitalproduktivität sinkt folglich.

Diese Parameterkonstellation erzeugt somit Fall I.

Bei zunehmenden Skalenerträgen ist β
1�α > 1 und es hängt von den spezifischen

Werten von α ; β ; λ und τ ab, ob die Kapitalproduktivität steigt, sinkt oder kon-

stant bleibt, ob also I, II oder III realisiert werden.

� Tabellenpunkt 2 steht für einen sinkenden Kapitaleinsatz bei gleichzeitigem Stei-

gen des Arbeitseinsatzes, die Bedingung für eine Zunahme der Arbeitsprodukti-

vität schließt die für die Zunahme des Outputs ein und ist lediglich erfüllbar für

Produktionsfunktionen mit

1. steigenden Skalenerträgen und

2. einer hohen Produktionselastizität der Arbeit β > 1 resp. β > 1+α .

Wie unter 1a wird das Sinken der Kapitalintensität durch den Anstieg der Kapi-

talproduktivität überkompensiert und damit Fall V generiert.

� Sinkt der Arbeitseinsatz bei gleichzeitiger Zunahme des Einsatzes von Kapital,

Fall 3, ist die Bedingung für die Zunahme von Y die restringierende: für

1. jeden Homogenitätsgrad 0 < d < 2 bei

2. einer vergleichsweise hohen Produktionselastiztität des Kapitals α
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kann eine gleichzeitige Steigerung von Output und Arbeitsproduktivität auftre-

ten.

Die Kapitalintensität nimmt zu bei gleichzeitigem Sinken der Kapitalprodukti-

vität (die Bedingung für die Zunahme der Kapitalproduktivität ist wegen lnλ < 0

hier β
1�α <

lnτ
lnλ = ϕ und mit ϕ <�1 nie erfüllt). Somit liegt Fall I vor.

� Bei gleichzeitigem Sinken von Arbeits- und Kapitaleinsatz ist keine Outputstei-

gerung möglich, damit können die Bedingungen für die Zunahme von y und Y

nicht gemeinsam erfüllt werden.

Ziel dieses Abschnitts war, zunächst die These der antizyklischen Arbeitsproduktivität

zu begründen, um darauf basierend Bedingungen für und wider deren Gültigkeit abzu-

leiten. Es wurde gezeigt, dass die Annahme einer antizyklischen Arbeitsproduktivität

bei Zugrundelegung einer linear-homogenen Cobb-Douglas-Produktionsfunktion bei

steigendem Output immer dann eine sinkende Arbeitsproduktivität impliziert, wenn

entweder der Arbeitseinsatz stärker steigt als der Kapitaleinsatz oder die Einsatzfakto-

ren proportional erhöht werden.

Eine überproportionale Zunahme des Kapitaleinsatzes führt auch bei konstanten Ska-

lenerträgen immer zu einer steigenden Arbeitsproduktivität (Fall I). Innerhalb einer

marginalanalytischen Betrachtungsweise ist eine ungleiche Erhöhung der Einsatzfak-

toren nur bei einer veränderten Faktorpreisrelation effizient, genauer: der Reallohn

muss gestiegen sein.

Liegt der Produktion eine überlinear-homogene substitutionale Produktionstechnik zu-

grunde, kann durch spezifische Parameterwerte jede der Konstellationen von Kapital-

produktivität und Kapitalintensität I bis V generiert werden, die zu einem gleichzeiti-

gen Anstieg von Output und Arbeitsproduktivität führen.

Wir können also festhalten, dass die Okunsche Hypothese des Labour Hoarding keine

notwendige Bedingung für eine prozyklische Arbeitsproduktivität ist. Wenn jedoch der

Kapitalstock resp. der Kapitaleinsatz konstant gehalten werden, und die Arbeitspro-

duktivität damit produktionstheoretisch einen antizyklischen Verlauf hat, sind zusätz-

liche Überlegungen notwendig, um eine gleichgerichtete Bewegung von Output und

Arbeitsproduktivität zu begründen. Ob die These, Arbeit werde im Abschwung gehor-

tet, dazu jedoch generell geeignet ist, muss darüber hinaus geprüft werden.

Neben den angesprochenen quantitativen Veränderungen des Kapitaleinsatzes, ist bei

der Analyse der Arbeitsproduktivität die Qualität der eingesetzten Kapitalgüter zu
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berücksichtigen. Die effizienz- resp. produktivitätssteigernde Verbesserung des Pro-

duktionsprozesses wird durch den Begriff des technischen Fortschritts erfasst. Mit den

Wirkungen des technischen Forschritts auf die Arbeitsproduktivität beschäftigt sich

der nächste Abschnitt.

2.5 Faktorpreise, Substitutionseffekte und technischer

Fortschritt

Technischer Fortschritt bedeutet die Herstellung neuer oder verbesserter Produkte (Pro-

duktinnovation) oder die Anwendung neuer Produktionsverfahren, die ein unveränder-

tes Produkt zu gleichbleibenden Kosten in vergrößerter Menge bzw. in gleichbleiben-

der Menge zu geringeren Kosten herzustellen ermöglichen (Prozessinnovation). Im

Folgenden sollen lediglich die Wirkungen von Prozessinnovationen untersucht wer-

den, da nur diese über quantitative Effekte der Analyse zugänglich sind. Technischer

Fortschritt im Sinne von Prozessinnovationen wirkt gemäß obiger Definition faktor-

sparend unter der Annahme konstanter Inputpreise, es erhöht sich die sogenannte

Globalproduktivität. Die Untersuchung der Einzelfaktorproduktivitäten erlaubt Rück-

schlüsse auf die relative Faktorersparnis und damit Aussagen darüber, ob der techni-

sche Fortschritt neutral, arbeitssparend oder kapitalsparend ist.

Ausgehend von einer gesamtwirtschaftlichen Produktionsfunktion Y = F(K;L) kann

der technische Fortschritt als eine Verschiebung der Produktionsfunktion in der Zeit

aufgefasst werden, in der zwar wegen des Aggregationgrades nicht mehr die Ver-

besserung der Produktionsqualität, wohl aber die gesamtwirtschaftliche verbesserte

Effizienz der Produktionsverfahren zum Ausdruck kommt. Dadurch wird eine be-

griffliche Abgrenzung des technischen Fortschritts von reiner Faktorsubstitution und

von steigenden Skalenerträgen möglich. Tatsächlich ist der technische Fortschritt vom

Fall einer überlinear-homogenen Produktionsfunktion kaum zu unterscheiden, wenn

die Überlinearität bspw. mit einer Qualitätsverbesserung erklärt wird. Die formalen

Unterschiede liegen in der Spezifizierung der Produktionsfunktion. Während im Fall

steigender Skalenerträge der Beitrag der einzelnen Produktionsfaktoren zum Output

schlicht über die numerischen Werte der Produktionselastizitäten modelliert wird -

technischer Fortschritt im Sinne einer Effizienzsteigerung der Inputfaktoren kann dann

als Ursache der Überlinearität insgesamt angesehen werden -, erfordert die Einbin-
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dung technischen Fortschritts in die Produktionsfunktion a priori Annahmen über die

Wirkungsrichtung des technischen Fortschritts: Welcher Faktor wird durch den techni-

schen Fortschritt in seiner Effizienz gesteigert? Die Art der Modellierung erzeugt dann

unterschiedliche sogenannte Neutralitätskonzepte des technischen Fortschritts: Hicks-,

Harrod-, Solow-Neutralität usw.

Im Folgenden soll jedoch eine Klassifikationsart gewählt werden, die - im Gegensatz

zu den eben genannten Konzepten - auf die Annahmen der Grenzproduktivitätstheo-

rie verzichtet und somit andere Möglichkeiten der Faktorentlohnung zulässt. Damit

stehen für die in Kapitel 4 abzuleitende Hypothese zur Lohnbildung die notwendigen

Freiheitsgrade zur Verfügung, ohne dass die nachfolgende Klassifikation ihre Anwend-

barkeit verliert.

Wird der Output einer Volkswirtschaft mit den Einsatzfaktoren Kapital und Arbeit pro-

duziert Y = F0(K;L), bedeutet technischer Fortschritt den Übergang zu einer Produk-

tionsfunktion Y = F1(K;L), der - angelehnt an die obige Definition - gleichbedeutend

ist mit einer Senkung der gesamten Durchschnittskosten DKges resp. einer Steigerung

der Globalproduktivität Pgl:
1

Pgl =
p�Y

r�K +w�L

DKges =
r�K +w�L

p�Y

mit p = Preis der Outputmenge Y , w = Lohnsatz und r = Kapitalkostensatz; (�) be-

zeichnet die Konstanz der Größen. Liegt technischer Fortschritt vor, müssen die Durch-

schnittskosten der Produktion in konstanten Preisen im Vergleich zur Vorperiode ge-

sunken sein ˆDKges
!
< 0. Zerlegt man die gesamten Durchschnittskosten der Produkti-

on in die faktorbezogenen Durchschnittskosten des Kapitals DKK = r�K
p�Y und der Ar-

beit DKL = w�L
p�Y und formuliert diese nun in Wachstumsraten um, ˆDKK = K̂� Ŷ und

ˆDKL = L̂� Ŷ folgen daraus fünf Konstellationen von DKK und DKL wie in Tabelle

2.5 dargestellt. Die Übersicht 2.5 enthält weiterhin die Ableitung der entsprechenden

Einzelwachstumsraten und die dadurch implizierten Veränderungen von Arbeitspro-

duktivität und Kapitalintensität und -produktivität.

Sei neutraler technischer Fortschritt so definiert, dass die durchschnittlichen Kosten

1Die folgenden Ableitungen basieren auf Ott (1968).
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Tabelle 2.5: Zerlegung der Durchschnittskosten der Produktion

Nr. ˆDKK
ˆDKL K̂;Ŷ L̂;Ŷ ŷ v̂ k̂

B1 const: ^ � K̂ = Ŷ ^ L̂ < Ŷ + const: +

B2 � ^ const: K̂ < Ŷ ^ L̂ = Ŷ const: + �

B3 � ^ � K̂ < Ŷ ^ L̂ < Ŷ + abh. von L̂; K̂

B3a L̂ > K̂ + �

B3b L̂ = K̂ + const:

B3c L̂ < K̂ + +

B4 + ^ �
a K̂ > Ŷ ^ L̂ < Ŷ + � +

B5 � ^ + b K̂ < Ŷ ^ L̂ > Ŷ � + �

a r�jdKj< w�

jdLj
b r�jdKj> w�

jdLj

der Faktoren Kapital und Arbeit bei konstanten Preisen im gleichen Maße sinken,

ˆr�K
p�Y

=
ˆw�L

p�Y
< 0:

Daraus folgt, dass die Wachstumsrate der Kapitalintensität konstant ist, da K̂�Ŷ = L̂�

Ŷ ist und deshalb K̂ = L̂. Sinken die durchschnittlichen Kosten der Arbeit stärker als die

des Kapitals, liegt gemäß dieser Definition arbeitssparender technischer Fortschritt vor

und die Kapitalintensität steigt. Bei kapitalsparendem technischen Fortschritt nehmen

dementsprechend die durchschnittlichen Kosten des Kapitals stärker ab als die der

Arbeit und die Kapitalintensität sinkt. Klassifikationsmerkmal ist hier die Veränderung

der Kapitalintensität, zusammen mit der Entwicklung der Produktivitätsgrößen ergibt

sich Übersicht 2.6.

Der Vergleich dieser Klassifikation mit den notwendigen Bedingungen für die Steige-

rung der Arbeitsproduktivität zeigt, dass die drei Fälle arbeitssparenden technischen

Fortschritts, der neutrale technische Fortschritt und Fall B3a) des kapitalsparenden

technischen Fortschritts die notwendigen Bedingungen abbilden.

2.6 Fazit

Die produktionstheoretischen Überlegungen haben gezeigt, dass unter Berücksichti-

gung eines variablen Kapitaleinsatzes die gleichzeitige Zunahme von Output und Ar-

34



Tabelle 2.6: Klassifizierung des technischen Fortschritts

Nr. k̂ ŷ v̂ Klassifizierung

B4 + + � arbeitssparender

B1 + + const: technischer

B3c + + + Fortschritt

neutraler

B3b const: + + technischer

Fortschritt

B3a � + + kapitalsparender

B2 � const: + technischer

B5 � � + Fortschritt

beitsproduktivität grundsätzlich möglich ist. Anhand einer neoklassischen Produkti-

onsfunktion konnten die Bedingungen als spezifische Parameterkonstellationen für

verschiedene Homogenitätsgrade konkretisiert werden. Zwei wesentliche Aussagen

lassen sich ableiten: Eine linear-homogene Produktionsfunktion mit substitutionalen

Produktionsfaktoren erzeugt eine steigende Arbeitsproduktivität nur, wenn die Reihen-

folge der Einzelwachstumsraten K̂ > Ŷ > L̂ ist, d.h. bei steigender Kapitalintensität

und sinkender Kapitalproduktivität. Durch eine Cobb-Douglas-Produktionsfunktion

mit steigenden Skalenerträgen hingegen können sämtliche Bedingungen gemäß Ta-

belle 2.1 generiert werden.

Ebenso kann durch die Annahme technischen Fortschritts die Prozyklizität der Arbeits-

produktität begründet werden. Die Ableitung eines Klassifikationsschemas, das an den

Kosten der Produktion ansetzt, zeigt, dass qualitative Verbesserungen der Produktions-

methoden nicht nur in der Definition arbeitssparenden technischen Fortschritts, son-

dern auch als neutraler und in bestimmter Form kapitalsparenden technischen Fort-

schritts, gleichzeitig Output und Arbeitsproduktivität erhöhen.

Diese Ergebnisse sollen im Folgenden verwendet werden, um unter Einbeziehung der

weiteren relevanten Variablen - insondere der Lohnsteigerungsraten - ein zyklisches

Muster im kausalen Zusammenhang von Output, Kapitalintensität und Arbeitsproduk-

tivität zu erarbeiten.
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Kapitel 3

Erklärungsansätze einer

prozyklischen Arbeitsproduktivität

In diesem Kapitel soll der Frage nachgegangen werden, wie die bisherige Forschung

das Phänomen des empirisch prozyklischen Verlaufs der Arbeitsproduktivität begründet.

Dazu wird im ersten Schritt auf die nach wie vor prominente These des Labour Hoar-

ding eingegangen. Nach Ableitung der These werden verschiedene Argumente vorge-

tragen, die die Stichhaltigkeit dieser Erklärung mindestens in Frage stellen. Im weite-

ren Verlauf werden dann die neueren Begründungshypothesen ’technologische Schocks’

und ’echt steigende Skalenerträge’ vorgestellt und bewertet.

3.1 Labour Hoarding

Aufgrund der wirtschaftspolitischen Bedeutung, die die empirisch prozyklische Ar-

beitsproduktivität erstmalig durch Okuns Untersuchung gewonnen hat, soll zunächt

ein kurzer Überblick über die von ihm beschriebene Gesetzmäßigkeit - Okun’s Law -

gegeben werden, um im Anschluss eine kritische Bewertung seiner Begründungshy-

pothese des Labour Hoardings vorzunehmen.
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3.1.1 Okun’s Law

In den sechziger Jahren wurde Okun von der US-amerikanischen Regierung unter J.F.

Kennedy als Berater eingesetzt, um die mit einer Verringerung der Arbeitslosigkeit

assoziierten Gewinne für das reale Sozialprodukt ökonometrisch abzuschätzen. Unter

Benutzung von Daten für den Zeitraum von 1947-1960 kommt er zu dem Ergebnis,

dass für jeden Prozentpunkt, um den die Arbeitslosenquote über den ’Normalwert’

von 4% ansteigt, ein Wachstumsverlust von ca. 3% verbunden ist, oder dass jeder Pro-

zentpunkt Reduktion der Arbeitslosenquote eine Zunahme des realen Sozialprodukts

von 3% impliziert.

Ausgangspunkt seiner Überlegungen ist die Definition eines Vollbeschäftigungsout-

puts, welcher kurzfristig - unter Konstanthaltung des Kapitaleinsatzes - allein bestimmt

ist durch den Vollbeschäftigungsarbeitseinsatz. Dieser ist das höchste Beschaftigungs-

niveau, welches erreicht werden kann, ohne dass die Inflationsrate zunimmt - später

wurde es als ’natürliche Arbeitslosenquote’ oder NAIRU-Niveau (Non-Accelerating-

Inflation-Rate-of-Unemployment) bezeichnet.

Der Vollbeschäftigungsoutput ist immer dann eine hypothetische Größe, wenn die Ar-

beitslosenquote einen anderen Wert als 4% aufweist. Ist sie größer, kann die Diffe-

renz zwischen dem potenziellen und dem tatsächlichen Output - die Outputlücke -

als Wachstumsverlust interpretiert werden, die infolge des unterausgelasteten Faktors

Arbeit entsteht.

Um demnach zu bestimmen, welcher Wachstumsgewinn resp. -verlust aus einer Erhöh-

ung oder Verminderung des Arbeitseinsatzes resultiert, ist die Kenntnis des Vollbeschäf-

tigungsoutputs Voraussetzung. Eine Möglichkeit, diesen zu berechnen, besteht darin,

in einem ersten Schritt den funktionalen Zusammenhang zwischen Output und Ar-

beitseinsatz aus den vorliegenden tatsächlichen Daten zu schätzen, um dann mit dem

Wert für den Vollbeschäftigungsarbeitseinsatz den potenziellen Output zu erhalten.

Der Vollbeschäftigungsarbeitseinsatz ist dann diejenige Anzahl von Arbeitskräften,

die eine Arbeitslosenquote von 4% ergibt, also 96% des Erwerbspersonenpotenzials.

Okun lehnt dieses Konzept ab, da er sowohl den funktionalen Zusammenhang zwi-

schen Arbeitseinsatz und Output als auch die Quantifizierung des Vollbeschäftigungs-

arbeitseinsatzes als abhängig von der Beschäftigungssituation ansieht. Er begründet

dies mit verschiedenen empirischen Tatbeständen:
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1. Das Erwerbspersonenpotenzial, also das registrierte Arbeitskräfteangebot,

schwankt in Abhängigkeit von der Situation auf dem Arbeitsmarkt. Okun geht

von der Beobachtung aus, dass in Phasen hoher Arbeitslosigkeit das Arbeits-

angebot zurückgeht - ein Phänomen, das heute als Abwanderung in die Stille

Reserve beschrieben wird. Daraus folgt, dass ein bei hoher Arbeitslosigkeit als

96-prozentiger Anteil des Erwerbspersonenpotenzials berechneter Vollbeschäfti

-gungseinsatz den tatsächlichen unterschätzt.

2. Die durchschnittliche geleistete Arbeitszeit ist bei Vollbeschäftigung höher als

bei herrschender Arbeitslosigkeit (Kurzarbeit). Die Implikation für den Voll-

beschäftigungsarbeitseinsatz ist erneut eine Unterschätzung.

3. Die Entwicklung der statistisch gemessenen durchschnittlichen Arbeitsprodukti-

vität und auch Arbeitsstundenproduktivität verläuft prozyklisch. Das heißt, dass

mit steigendem Arbeitseinsatz der Output überproportional wächst. Dies impli-

ziert eine funktionale Instabilität des Beschäftigungs-Output-Zusammenhangs:

Eine bei Unterbeschäftigung geschätzte inhomogene lineare Regression lieferte

eine konstante Arbeitsproduktivität1, womit dem empirischen Tatbestand einer

prozyklischen Arbeitsproduktivität nicht Rechnung getragen würde. Benutzte

man die bei Unterbeschäftigung gewonnenen Schätzergebnisse, um den Voll-

beschäftigungsoutput zu ermitteln, würde dieser tendenziell unterschätzt wer-

den.

Um den Einfluss der Unterbeschäftigung des Faktors Arbeit auf das Sozialprodukt kor-

rekt abzuleiten, bedarf es der Einbeziehung oben genannter Faktoren in den Schätzan-

satz. Wegen fehlenden Datenmaterials ist es faktisch jedoch kaum möglich, jeden der

obigen Einflussfaktoren auf den Arbeitseinsatz einzeln zu schätzen, um dann auf das

potenzielle Bruttosozialprodukt (BSP) zu schließen. Okun wählt hingegen mit der Ar-

beitslosenquote als Proxy-Variable eine indirekte Spezifizierung: Alle Effekte, die eine

BSP-Lücke auf die durchschnittliche Arbeitszeit, das Erwerbspersonenpotenzial und

die Arbeitsproduktivität hat, werden durch die Höhe der Arbeitslosenquote resp. ih-

re Veränderungen abgebildet. Das Verfahren vereinfacht sich so auf die Schätzung,

um wieviel der Output durch eine über das NAIRU-Niveau steigende Arbeitslosigkeit

sinkt.
1Bei einer homogenen Regression nähme die durchschnittliche Arbeitsproduktivität mit steigendem

Arbeitseinsatz ab; das Ergebnis entspräche damit ebenfalls nicht der gewünschten Abbildung der realen

Entwicklung.
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Das erste seiner drei statistischen Verfahren berücksichtigt den erläuterten funktio-

nalen Zusammenhang durch die Wahl einer linearen Einfachregression mit Quartals-

daten, bei welcher die abhängige Variable dAQt (Veränderung der Arbeitslosenquote

in Prozentpunkten) durch die unabhängige Variable dBSPt (Wachstumsrate des realen

Bruttosozialprodukt gegenüber der Vorperiode) erklärt wird.

dAQt = a�bdBSPt:

Die Darstellung beider Größen in einem Streudiagramm für die Jahre 1961 bis 1994

zeigt, dass die Unterstellung eines linearen Zusammenhangs durchaus plausibel ist.2

Abbildung 3.1: Okun’s Law für die Bundesrepublik Deutschland 1961 bis 1994
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Okuns Ergebnis für die Zeit von 1947 bis 1960 lautet:

dAQt = 0;3�0;3dBSPt

mit einem Bestimmtheitsmaß R2 = 0;624. Bei einem Nullwachstum des Bruttosozi-

alprodukts beliefe sich der Zuwachs der Arbeitslosenquote durchschnittlich auf 0,3

Prozentpunkte pro Quartal. Der Parameter b gibt die Elastizität der Arbeitslosenquote

in Bezug auf die Wachstumsrate des Bruttosozialprodukt an. Outputwachstum senkt

die Arbeitslosenquote et vice versa mit einer konstanten Elastizität von 0,3, wenn

der Zusammenhang durch den Schätzansatz korrekt spezifiziert ist. Man benötigt also

ein reales Wachstum von 1% pro Quartal, damit die Arbeitslosenquote nicht ansteigt.

Oder anders: Steigt die Arbeitslosenquote um einen Prozentpunkt, verringert sich das

Wachstum des Bruttosozialprodukts um 3,3 Prozent:

dAQt = 0;3�0;3dBSPt

2Die Formel lautet dAQt = 0;3�1;19dBSPt mit einem Bestimmtheitsmaß R2 = 0;661.
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�dAQt+1 = �(0;3�0;3dBSPt+1

dAQt �dAQt+1 = �0;3(dBSPt �
dBSPt+1)

Beispiel:

1(%punkt) = �0;3dBSPt �
dBSPt+1(%)

�3;3(%punkt) = dBSPt �
dBSPt+1(%)

Okun stellt zwei weitere Schätzansätze vor, die ebenfalls zu dem Ergebnis führen,

dass eine Abnahme der Arbeitslosenquote einen überproportionalen Effekt auf das

Sozialprodukt hat. Auch die Quantifizierung dieses Einflusses ist weitgehend iden-

tisch, alle drei Verfahren liefern annähernd eine 3:1-Beziehung zwischen Abnahme

des Sozialprodukts und Zunahme der Arbeitslosenquote. Okuns eigentliches Ziel, die

Bestimmung des Vollbeschäftigungsoutputs einer Volkswirtschaft, sei der Vollständig-

keit halber angegeben, sie lautet:

BSPpot = BSPakt(1+0;032(AQ�4)):

Der Befund, dass in den USA für jeden Prozentpunkt, um den die Arbeitslosenquote

über den ’Normalwert’ von 4 v.H. anstieg, das reale Sozialprodukt um etwas mehr als 3

v.H. abnahm, ist zunächst eine reine ex post-Betrachtung, die in ihrer Zeit- und Raum-

gebundenheit interpretiert werden muss und dementsprechend vorsichtig im Hinblick

auf ihre Aussagekraft zu anderen Zeiten und in anderen Volkswirtschaften anzuwen-

den ist.

Des Weiteren wird durch den geschätzten Zusammenhang noch nichts über die Kau-

salität zwischen Veränderungen der Arbeitslosenquote und dem Outputwachstum aus-

sagt. So ist die Interpretation, im Zuge steigender Arbeitslosigkeit erfolge eine über-

proportionale Reduktion des Outputs, ebenso statthaft wie die Aussage, ein Sinken

des Sozialprodukts würde von einer unterproportionalen Steigerung der Arbeitslosen-

quote begleitet. Über die Kausalität der Wechselwirkungen zwischen Güter- und Ar-

beitsmarkt, also realem Output und Beschäftigung resp. Arbeitslosigkeit, besteht in

der ökonomischen Theorie Uneinigkeit. Sowohl Keynesianer als auch Monetaristen

nehmen auf das Gesetz von Okun in dieser oder jener Form Bezug, wobei vom Güter-

markt auf den Arbeitsmarkt oder auch umgekehrt geschlossen werden kann. Okun
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selbst hat seinen Schätzungen kein theoretisches Modell zugrundegelegt, führt jedoch

drei Hauptfaktoren an, die die Stabilität des Zusammenhanges von Arbeitslosenquo-

te zu Änderungen der Wachstumsrate des Outputs begründen: die induzierte Größe

des Arbeitsangebotes, die Länge der durchschnittlichen Arbeitszeit und die Höhe der

Stundenproduktivität. Diese hat er - wie bereits dargestellt - als Proxy-Variable zusam-

mengefasst. Alle drei Einflussgrößen folgen einem festen zyklischen Muster, so als

Ergebnis ein ebenfalls fester Zusammenhang zwischen Veränderungen der Arbeitslo-

senquote und der Wachstumsrate des Outputs entsteht. Die zyklischen Fluktuationen

der Erwerbspersonenzahl sowie die Anpassung der durchschnittlichen Arbeitszeit be-

gründen einen Teil der 3:1-Regel, jedoch ist zu vermuten, der Einfluss des Wachstums

der Arbeitsproduktivität den Hauptteil des Okun-Gesetzes erklärt. Okun schätzt, eine

Verringerung der Arbeitslosenquote um einen Prozentpunkt mit einer Zunahme der

Erwerbstätigen von 1,3% und einer Erhöhung der Arbeitszeit pro Erwerbstätigen von

0,5% einhergeht. Bei der von Okun empirisch festgestellten Steigerung des Sozialpro-

dukts um 3,2% bei einer Senkung der Arbeitslosenquote um einen Prozentpunkt fallen

somit 1,4% der Gesamtsteigerung auf die Erhöhung der Arbeitsproduktivität.3

Die empirische Prozyklizität der durchschnittlichen Arbeitsproduktivität widerspricht

der üblichen theoretischen Annahme der Grenzproduktivitätstheorie, wobei es auch in-

tuitiv Gründe gibt, einen antizyklischen Verlauf der Arbeitsproduktivität anzunehmen.

So könnte in Zeiten schwacher wirtschaftlicher Aktivität zum einen der Druck zuneh-

men, Kosten zu sparen. Des Weiteren scheiden ineffiziente Firmen aus dem Wettbe-

werb aus, ebenso minderqualifizierte Arbeitskräfte, so dass pro Kopf der verbleibenden

höherqualifizierten Arbeitskräfte ein größerer und besserer Kapitalstock zur Verfügung

steht. In der Depression wird man bei Überkapazitäten die besseren Anlagen nutzen.

All dies spräche dafür, dass in Phasen geringer wirtschaftlicher Aktivität die Arbeits-

produktivität zunähme.4

3Allerdings muss schon aus rein formalen Gründen die Reduktion der Arbeitslosenquote um einen

Prozentpunkt, d.h. die Vermehrung der Erwerbstätigen um 1% des Erwerbspersonenpotenzials, zu ei-

ner prozentualen Zunahme der Erwerbstätigenzahl um etwas mehr als 1% führen, genau um 100
100�U %.

Denn bei konstantem Erwerbspersonenpotenzial R� entspricht die Abnahme der Arbeitslosenquote

U = S
R � 100 = R�E

R � 100, wobei S: Anzahl der Arbeitslosen und E: Anzahl der Erwerbstätigen, um

einen Prozentpunkt einer Veränderung der Erwerbstätigen ∆E = 0;01R� wegen ∆U = 100(Eneu
�E)

R�
. Die

prozentuale Veränderung der Erwerbstätigen Eneu
�E

E �100 ist demnach R
E % resp. nach einfachen Umfor-

mungen 100
100�U %.

4Vergleiche auch die Darstellungen der einzelne Argumente und weitere Ansätze bei Fay & Medoff

(1985) oder Aghion & Saint-Paul (1993).
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Okun selbst findet keine eindeutige theoretische Begründung, warum niedrige Ausla-

stungsgrade mit sinkender Arbeitsproduktivität einhergehen, hält aber an dieser Sicht-

weise fest. Er bietet als Erklärungsansatz das Phänomen das sogenanne Labour Hoar-

ding (Okun spricht von
”
on-the-job-unemployment“), das aus Kostengesichtspunkten

für Unternehmen lohnend sein kann. Diese These wurde im Anschluss insbesondere

von Becker (1962), Oi (1962) und (1983) sowie Rosen (1968) präzisiert.5

Dabei wird Labour Hoarding, das im Sinne der Produktionstheorie definiert werden

kann als eine bei gegebener Nachfrage über die Minimalkostenkombination hinaus

’beschäftigte’, d.h. entlohnte Anzahl von Arbeitskräften, mit dem Quasi-Fixkostencha-

rakter der Arbeit begründet. So gehen bei der marginalanalytischen Ermittlung des

optimalen Arbeitseinsatzes per definitionem nur die variablen Kosten (bzw. die Grenz-

kosten) in die Berechnung ein, obgleich aus verschiedenen Gründen gewisse feste

Kosten der Arbeit faktisch entstehen. Zur Berechnung der optimalen Produktions-

menge ist die Einbeziehung von Fixkosten nötig, das sogenannte Betriebsoptimum

ist dann gekennzeichnet durch das Minimum der Kurve der gesamten Durchschnitts-

kosten. Die Berechnung der betriebsoptimalen Produktionsmenge setzt voraus, dass

das Unternehmen sich als Mengenanpasser verhält. Über die optimale Produktions-

menge ist auch der Faktoreinsatz bestimmt. Dieses zunächst statische Optimierungs-

problem lässt sich bei vollständiger Voraussicht über Veränderungen der relevanten

Parameter (Faktorpreise, Präferenzen der Konsumenten) in ein dynamisches Optimie-

rungskalkül überführen. Vor dem Hintergrund von in der Realität auftretenden transi-

torischen Nachfrageschwankungen und somit sich unvorhersehbar verändernden Ab-

satzmöglichkeiten, steht das Unternehmen sogenannten Anpassungskosten gegenüber,

die sich aus in der Produktionstheorie zunächst nicht theoretisierten Quasi-Fixkosten-

bestandteilen des Faktors Arbeit begründen lassen. Die Anpassung der Beschäftigung

verursacht kurzfristig Kosten, die der vorübergehenden Weiterbeschäftigung gegenüber-

gestellt werden müssen. Systematisch lassen sich die sogenannten Fixkosten der Arbeit

nun aufteilen in:

� Anpassungskosten

Kosten entstehen dadurch, dass Entlassungen aufgrund institutioneller Faktoren

im Sinne von Arbeitsverträgen mit langen Kündigungsfristen und Kurzarbeitsre-

gelungen oder Sozialklauseln und dergleichen nicht unentgeltlich sind, oder im

5Rotemberg & Summers (1988) zeigen, dass Labour Hoaring in einigen Fällen auch die Folge rigider

Preise sein kann.
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Sinne von Sunk Costs: Mit der Einstellung von Personal entstehen Anwerbungs-

und Ausbildungskosten. Mitarbeitern, die sich spezielle Fertigkeiten angeeignet

haben, wird deshalb u.U. nicht gekündigt, damit sie nach Beendigung der kon-

junkturellen Schwächephase ohne Zusatzkosten wieder zur Verfügung stehen.

Bei Entlassung besteht die Gefahr, dass qualifizierte Mitarbeiter nur zu einem

höheren Lohn resp. mit erneut hohen Einarbeitungskosten eingestellt werden

können.

� und Gemeinkosten (Overhead Costs)

Des Weiteren entstehen feste Arbeitskosten aufgrund bestimmter technologi-

scher und/oder betriebsorganisatorischer Faktoren, so dass ein Rückgang des

Outputs nicht von einer proportionalen Kürzung der Beschäftigung der am Pro-

duktionsprozess meist nur mittelbar beteiligten Arbeitskräfte begleitet werden

kann. Ein Teil des für den Geschäftsbetrieb erforderlichen Arbeitsaufwandes

(Verwaltung/Vertrieb, Forschung und Entwicklung usw.) ist unabhängig von der

Produktionsmenge, so dass diese Gemeinkosten bei Nachfragerückgängen nicht

wegfallen.

Die Idee von Labour Hoarding zur Erklärung von SRIRL ist also, dass die Beschäf-

tigung kurzfristig nicht ohne Kosten angepasst werden kann, so dass es für Unter-

nehmen optimal sein kann, den Arbeitseinsatz über den Konjunkturzyklus zu glätten

(d.h. im Konjunkturabschwung Arbeit zu horten). Ein solches Verhalten setzt von

den Unternehmen eine Kostenabwägung zwischen vorübergehender Nichtbeschäfti-

gung (Hoarding) und Entlassung (oder Weiterbeschäftigung und Produktion auf Lager)

voraus, wobei Erwartungen über die Länge und Tiefe des Abschwungs sowie über

zukünftige Absatzchancen, Risikoeinstellungen, Lagerhaltungskosten usw. die Ent-

scheidungskriterien darstellen. Geht die Nachfrage im Konjunkturabschwung zurück,

können die Unternehmen kurzfristig ihre Arbeitskapazität nicht anpassen, die gesam-

ten Durchschnittskosten je Produkteinheit steigen. Entlassungen sind aus oben ge-

nannten Gründen i.d.R. kostspielig, so dass sich die Weiterbeschäftigung lohnen kann.

Bei gesunkenem Output ist der Arbeitseinsatz mengenmäßig konstant, als Konsequenz

sinkt die Arbeitsproduktivtät. Im konjunkturellen Aufschwung steigt dann die Arbeits-

produktivität aufgrund der vergrößerten Absatzmenge bei konstantem Arbeitseinsatz.
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3.1.2 Kritische Bewertung

Seit Okun und nachfolgend Oi, Becker und Rosen hat Labour Hoarding bis heute ei-

ne herausragende Stellung unter den Begründungshypothesen von SRIRL.6 Auch die

Neu-Keynesianischen Ansätze favorisieren diese traditionelle Erklärung. Dabei wird

als Motiv ebenfalls auf den Fixkostencharakter der Arbeit abgestellt, aber in Bezug

auf die Realisierung von Labour Hoarding zusätzlich die Möglichkeit einer inten-

sitätsmäßigen Anpassung der Arbeitsanstrengung angenommen.

”
The standard explanation of cyclical productivity is that it reflects labor

hoarding and other ’off the production function’ behavior. Productivity

appears to fall in a recession because firms keep unnecessary and un-

derutilized labor. In a boom the hoarded laborers begin to put out greater

effort; output increases without a large increase in measured labor input.“

(Mankiw 1989, S. 84.)7

Es wird also vorausgesetzt, dass die Beschäftigten erstens in der Lage und zweitens

bereit sind, sich im Boom ’mehr anzustrengen’, wenn das Unternehmen beschließt,

die vorhandene Anzahl an Arbeitskräften im Aufschwung intensiver zu nutzen. Die-

se Annahme beruht sicherlich auf bestimmten Erfahrungen oder Intuitionen bezüglich

gewisser Spielräume der Arbeitsgestaltung, kann jedoch vor dem Hintergrund empi-

rischer Studien zur prozyklischen Entwicklung der Überstundenzahl im Aufschwung

bzw. antizyklischen Entwicklung der Kurzarbeit schwerlich als alleiniger Bestimmungs-

grund der proyzklischen Arbeitsproduktivität betrachtet werden.8

Die Grenzproduktivität der Arbeit wird in den Neu-Keynesianischen Ansätzen weiter-

hin als grundsätzlich abnehmend angenommen, der prozyklische Verlauf der Durch-

schnittsproduktivität aufgrund von Labour Hoarding wird damit als auslastungsbedingt

unterstellt.9

6Vergleiche Fay & Medoff (1985) zu empirischen Untersuchung von Labour Hoarding auf der Un-

ternehmensebene.
7Vergleiche auch Snowdon & Vane (1995), Eichenbaum (1991) und Rotemberg & Summers (1988).
8Bils (1987) stellt fest, dass die Zahl der Überstunden eine leicht steigende Funktion des Outputs ist.

Die Feststellung einer prozyklischen Arbeitsproduktivität ist dadurch nicht betroffen, vergleiche auch

Maußner (1994). Fay & Medoff (1985) kommen in ihrer Analyse sogar zu dem Ergebnis, dass der

Arbeitseinsatz (effort) tendenziell negativ mit dem Output korreliert ist.
9Dadurch sind nun Aussagen bzw. Annahmen über den Kostenverlauf und das Preissetzungsverhal-

ten erforderlich: Die im Aufschwung wieder steigende Auslastung der vorhandenen Arbeitskräfte führt
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Bevor neuere Hypothesen zur Begründung von SRIRL vorgestellt werden, soll zunächst

untersucht werden, welcher Erklärungswert der Annahme von Labour Hoarding tatsäch-

lich beigemessen werden kann. Dazu wird Bezug genommen auf die mikroökono-

mische Theorie segmentierter Arbeitsmärkte, die sich allgemein mit der Analyse der

Teilung des gesamten Arbeitsmarktes in einzelne Teilmärkte beschäftigt, wobei im

Folgenden die innerbetriebliche Segmentation im Vordergrund stehen wird.

Die Theorie segmentierter Arbeitsmärkte und ihre Konsequenz für
die Annahme von Labour Hoarding

Die Plausibilität der bisherigen Argumentation, dass die Arbeitsproduktivität die Folge

von Labour Hoarding auf der Unternehmensebene ist, beruht auf den zusätzlichen,

nicht-variablen Kosten, die mit dem Faktor Arbeit verbunden sind. Entlassungen sind

aufgrund von institutionell anfallenden Kosten sowie Sunk Costs kostspielig, so dass

die Weiterbeschäftigung auch bei nicht oder nur teilweise gegebenem Bedarf sinnvoll

sein kann. Vor dem Hintergrund betrieblicher Segmentationsstrategien soll nun geprüft

werden, ob die konstatierte Vorteilhaftigkeit des Hortens von Arbeit faktisch plausibel

ist.

In der Betriebswirtschaftslehre und der Mikroökonomie ist seit Mitte der 60er Jahre

eine Fülle von Arbeiten zur Arbeitsmarktsegmentation entstanden.10 Unter Arbeits-

marktsegmentation wird dabei verstanden,

”
daß ein Gesamtarbeitsmarkt - beispielsweise ein nationaler ...- in Teil-

arbeitsmärkte oder Segmente zerfällt und diese Teilung nicht nur zufällig

und vorübergehend ist.“ (Sengenberger 1978, S. 16.)

Die Segmentation wird als ein Ergebnis der Durchsetzung ökonomischer und politi-

scher Kräfte und Interessen interpretiert und ist in mehr oder weniger formalen Re-

gelungen manifestiert, relativ stabil und dauerhaft, so dass der Zugang zu bestimmten

zu ’untypischen’, weil tendenziell horizontalen oder nur leicht steigenden Grenzkostenkurven. Wenn

die Gleichheit von Preisen und Grenzkosten beibehalten wird, bleibt der Reallohn folglich konstant oder

würde sinken. Damit liegt der Reallohn im Abschwung oberhalb der Produktivität und im Aufschwung

darunter. Verluste und Gewinne des Unternehmens gleichen sich damit tendenziell aus. Die empirischen

Studien zum Grenzkostenverlauf betätigen zu einem größeren Teil den horizontalen Verlauf, vergleiche

Blanchard & Fischer (1989), S.465. Bils (1987) hingegen weist in seiner Studie steigende Grenzkosten

nach, die Existenz von Labour Hoarding wird dadurch zweifelhaft.
10Vergleiche z.B. die Übersicht bei Alewell (1993).
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Teilmärkten oder der Übergang zwischen den Teilmärkten anhaltend erschwert oder

unmöglich ist.

Drei Untersuchungsfelder stehen im Mittelpunkt:11

1. Die Frage nach der Art der Segmentation,

2. nach der Ursache und Stabilität der Segmentation

3. und nach den Konsequenzen der Segmentation.

Im Folgenden wird der Typus innerbetrieblicher Spaltung behandelt und insbesondere

die Stabilität dieser Segmentation untersucht. Dazu wird eine Aufteilung des Gesamt-

arbeitsmarktes in einen externen und einen internen angenommen, wobei der Fokus

auf der Analyse des internen liegt. Dieser wird als nochmals segmentiert angenommen,

und zwar in einen geschlossenen internen und einen erweiterten internen. Zunächst sol-

len die einzelnen ’Bausteine’ definiert werden, um im Anschluss daran zu analysieren,

ob erstens die Einbeziehung von Output- bzw. Nachfrageschwankungen Auswirkun-

gen auf die Stabilität der Segmente hat, und ob zweitens Labour Hoarding in diesem

Zusammenhang noch theoretisch stichhaltig ist.

Unter internen (oder betriebsinternen) Arbeitsmärkten soll - in Anlehnung an den

Marktbegriff - verstanden werden, dass Arbeitsnachfrage und Arbeitsangebot in der

Beschäftigungseinheit Unternehmen/Betrieb ’aufeinandertreffen’.12 D.h. die auf Ar-

beitskraft bezogenen Anpassungsprozesse werden unternehmensintern vollzogen. Die-

se Definition impliziert eine personalpolitische Bevorzugung der im Unternehmen

Beschäftigten gegenüber den Außenstehenden. Der externe Arbeitsmarkt ist dann das

Komplement in dem Sinne, dass - aus der Sicht des einzelnen Unternehmens - der

Match zwischen Angebot und Nachfrage nicht innerbetrieblich versucht wird zu er-

zielen, sondern zwischen dem Unternehmen und dem betriebsäußeren Markt, welcher

alle anderen Beschäftigungseinheiten - Unternehmen - sowie alle nichtbeschäftigten

Erwerbspersonen erfasst.13

11Vergleiche Sengenberger (1978), S. 16f.
12Vergleiche Doeringer & Priore (1971), S. 1f.
13Vergleiche Sengenberger (1987), S. 250ff. Die Unterscheidung ist eine Ausgestaltung der ursprüng-

lich von Doeringer & Priore (1971) vorgenommenen Aufteilung des Gesamtmarktes in good jobs und

bad jobs. Die damit verbundene qualitative Differenzierung der Beschäftigungsverhältnisse liegt impli-

zit allen nachfolgenden, präziseren Klassifizierungsmethoden zugrunde.
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Die Vorteile des betriebsinternen Arbeitsmarktes für das Unternehmen liegen in der

Vermeidung oder Reduzierung von Wiederbeschaffungskosten von Arbeitskraft durch

Maßnahmen der Bindung des Arbeitnehmers an den Betrieb und in dem Potenzial für

die Steigerung der betrieblichen Produktivität, das aus der Akkumulation von Qua-

lifikation durch längerfristiges oder dauerhaftes Arbeiten in einem Betrieb entsteht,

und aus der Kooperation und Koordination von Arbeitskräften und aus deren besserer

Kenntnis und Beherrschung des betrieblichen Produktionsapparates resultiert.

Dem stehen Nachteile in Form schwindender ’Disziplinierungskraft’ des externen Mark-

tes, insbesondere in Zeiten eines Arbeitsangebotsüberschusses gegenüber, d.h. die in-

terne Lohnsetzung ist weitestgehend unabhängig von extern erzeugten Lohnsenkungs-

bestrebungen. Der Betrieb riskiert durch Personalstabilisierung darüber hinaus, dass

sich die Belegschaft organisiert, um gegenüber der Unternehmensleitung eine stärkere

Verhandlungsposition wahrnehmen zu können, und dann in der Lage ist, Beschäfti-

gungsbedingungen auszuhandeln, die eine stark fluktuierende Belegschaft kaum je er-

reichen kann.

Der Begriff ’interner Arbeitsmarkt’ beschreibt zunächst einen ökonomischen Tatbe-

stand, der sozusagen grundsätzlich an die Existenz von Unternehmen gekoppelt ist

und kein Charakteristikum einer spezifischen Wirtschafts- oder Unternehmenspolitik

darstellt. Vorerst bleibt festzustellen, dass ein interner Arbeitsmarkt für die Beschäfti-

gungsparteien ökonomische Vorteile vermuten lässt. Es liegt auf der Hand, dass es

beipielsweise bezüglich der Personalrekrutierung einfacher ist, eine vorhandende Ar-

beitskraft, deren Fähigkeiten bekannt sind, zu befördern, als den externen Arbeitsmarkt

in Anspruch zu nehmen. Derartige ’Strategien’ können schon für die Zeit der vorindu-

striellen Agrarwirtschaft postuliert werden.14

Koppelt man nun den Labour Hoarding Gedanken an die Existenz von internen Ar-

beitsmärkten, liegt zunächst ein identisches Begründungsmuster vor: Mittels inner-

betrieblicher Anpassungsmechanismen kann die Wirkung der konjunkturellen Aus-

schläge auf die Beschäftigung abgemildert werden. So kann durch innerbetriebliche

Maßnahmen einerseits ein Teil der Übernachfrage nach Arbeitskraft abgefangen wer-

14Die historische Arbeitsmarktforschung zeigt, dass die Entstehung interner Arbeitsmärkte nicht

primär von der äußeren Arbeitsmarktsituation abhängt. So wird bereits für frühere Phasen des Indu-

strialisierungsprozesses der Nachweis interner Arbeitsmärkte erbracht, ein Indiz dafür, dass Gewerk-

schaftsmacht oder Regelungen des Arbeitsbestandsschutzes nicht Grund für Internalisierungsstrategien

sein können. Vielmehr wollten sich die Großunternehmen dadurch dem Einfluss der Gewerkschaften

und Arbeitgeberverbände entziehen.
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den, andererseits wird in Rezessionsperioden das betriebliche Stammpersonal nicht

entlassen, sondern als betriebsspezifisches Humankapital, das nur unter erheblichem

zeitlichen oder finanziellen Aufwand reproduzierbar ist, im Betrieb gehortet. Betriebs-

interne Arbeitsmärkte würden so antizyklisch wirken.

Für die Analyse von Labour Hoarding ist nun über die reine Existenzfeststellung von

Arbeitsmarktsegmentation hinaus die Einbeziehung der wirtschaftlichen Rahmenbe-

dingungen sowie die daraus resultierenden Wirkungen auf die Struktur der Segmente

- den interen Strukturwandel - notwendig. Konjunkturelle Schwankungen in der ge-

samtwirtschaftlichen Nachfrage tangieren die Stabilität der Nachfrage nach Arbeits-

kraft. Denn nur bei kontinuierlichem Bedarf an bestimmter Qualifikation wird die Er-

zeugung und Nutzung betriebsspezifischen Humankapitals rentabel. Schwankungen in

der Nachfrage nach Arbeit legen die Vermutung nahe, dass weitere Personalstrategien

genutzt werden, die die Optimierung der Anpassungsflexibilität zum Ziel haben.

Für diese Fragestellung macht es Sinn, den internen Arbeitsmarkt erneut zu segmentie-

ren in einen geschlossenen und einen erweiterten internen Markt, wobei ersterer dem

Begriff der Stammbelegschaft und letzterer mit Termini wie Randbelegschaft, Schwan-

kungsbelegschaft oder Puffermarkt gleichgesetzt werden kann.

Der geschlossene und der erweiterte interne Arbeitsmarkt

Unternehmen gehen unterschiedliche Grade der Bindung bei der Nutzung von Arbeits-

kraftressourcen ein. Zwischen den stark gebundenen Arbeitskräften auf geschlossenen,

internen Arbeitsmärkten und dem Arbeitskräfteangebot auf dem betriebsäußeren Ar-

beitsmarkt, mit dem keinerlei rechtliche oder soziale Bande existieren, bestehen inter-

mediäre Formen von mehr oder weniger abgestufter Bindung an den Betrieb. Unterteilt

werden kann der interne Arbeitsmarkt in einen geschlossenen, die Stammbelegschaft,

und einen offenen bzw. erweiterten internen Arbeitsmarkt, die Randbelegschaft, wobei

der Übergang fließend ist.

Verschiedene Kriterien entscheiden über die Zuordnung: die Stabilität des Arbeits-

platzes, Qualifizierungs-, Aufstiegs- und Karrierechancen, Rechtsstatus des Arbeits-

verhältnisses, Unterschiede in der individuellen oder kollektiven Interessenvertretung

und Verhandlungsposition usw.15 Das für die Betrachtung hier wesentliche Charakte-

ristikum der Stammbelegschaft ist zu sehen in der vergleichsweise hohen Stabilität

des Arbeitsplatzes aufgrund eines vertragsrechtlichen Status im Sinne des ’norma-

15Vergleiche z.B. Köhler & Preisendörfer (1988).
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len’, unbefristeten Arbeitsvertrages, dessen Auflösung mit hohen Kosten verbunden

ist. Im Gegensatz dazu sind die Arbeitsplätze der Randbelegschaft instabil. Durch be-

fristete Arbeitsverträge, Teilzeitbeschäftigung, Werkverträge (sog. ’feste Freie’), Aus-

hilfstätigkeiten oder Leiharbeit hat das Unternehmen die Möglichkeit, diese Arbeits-

kräfte ohne oder nur mit geringen Kosten nahezu jederzeit zu entlassen, diese Arbeits-

kräfte sind dann wieder dem externen Arbeitsmarkt zuzurechnen.

Der unternehmerische Zielkonflikt bezüglich der anzustrebenden Struktur des Perso-

nalbestandes exisitiert angesichts einer unsicheren Entwicklung der betriebsspezifi-

schen Nachfrage: So erlaubt Personalstabilisierung im Sinne einer großen Stammbe-

legschaft einerseits zwar eine sehr hohe Abstimmung von betrieblichen Anforderungen

und personeller Qualifizierung, andererseits besteht lediglich geringe Manövrierfähig-

keit gegenüber Nachfrageschwankungen, da ein kurzfristiger Abbau nur mit Kosten

zu verwirklichen ist. Durch die Bildung von Randbelegschaften hat das Unternehmen

die Möglichkeit, die quantitative Anpassungsflexibilität zu erweitern. Ein variierender

Arbeitskräftebedarf infolge von Nachfrageschwankungen kann durch eine Randbeleg-

schaft im Sinne einer Schwankungsbelegschaft befriedigt werden. Das Unternehmen

kann mit zahlenmäßiger Expansion oder Kontraktion der Beschäftigtenzahl gegenüber

betriebsspezifischen Nachfrageschwankunen reagieren, ohne dass Enlassungskosten

entstehen. Es kann vermutet werden, dass unterschiedliche konjunkturelle Situationen

unterschiedliche Personalstrategien induzieren, denen gemein ist, sie unter den gege-

benen Bedingungen dem Unternehmensziel der Gewinnmaximierung genügen.

Situationen nahe der Vollbeschäftigung induzieren einen verstärkten Wettbewerb um

Arbeitskraft auf Seiten der Unternehmen, insbesondere um diejenigen mit speziellen

Qualifikationen. Um dementsprechend Abwerbungen und Kündigungen zu vermeiden,

stellt ein großer geschlossener interner Arbeitsmarkt die optimale Personalstrategie der

Unternehmen dar. Ist das Arbeitsangebot deutlich höher als die Arbeitsnachfrage, ist

es für die Unternehmen sinnvoll, den geschlossenen internen Markt klein zu halten,

um sich den Zugang zu dem quantitativ und/oder qualitativ erweiterten Angebot zu

sichern und sich die verstärkte Konkurrenz der Arbeitnehmer untereinander zunutze

zu machen.

Die Größe des internen Arbeitsmarktes kann theoretisch angenommen werden als

Gesamtzahl der Arbeitsplätze in einer Beschäftigungseinheit, die bei mittelfristiger

Planung dem Ziel der Gewinnmaximierung genügt. Sie ist abhängig von der mittel-

fristigen Kapazitätsplanung und von dem technisch bedingten Einsatzverhältnis zwi-
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schen Kapital und Arbeit. Die Wahl der Produktionskapazität hängt bei unvollkomme-

ner Voraussicht von den Erwartungen über den Verlauf der unternehmensspezifischen

Nachfrage, den Preisen der Produktionsfaktoren und Erwartungen über die exogenen

Parameter ab. Ist die Wahl getroffen, sind Produktions- und Kostenfunktion kurzfri-

stig determiniert. Was folgt für unsere Fragestellung nach der optimalen kurzfristigen

Anpassungsstrategie bei Nachfrageveränderungen?

Gleichgültig, welche Produktionsfunktion zugrunde gelegt wird, gilt, dass ausgehend

vom Betriebsoptimum16 ein Produktionsrückgang den Anteil der fixen Kosten an den

Gesamtkosten erhöht. Die Folge sind mindestens Gewinneinbußen. Je mehr Einsatz-

faktoren für das Unternehmen variabel sind, desto geringer sind die Kosten der Pro-

duktionsanpassung. Bezogen auf den Einsatzfaktor Arbeit sind dementsprechend per-

sonalpolitische Strategien zu wählen, die die Anpassungsflexibilität optimieren. Den

segmentationstheoretischen Gedanken folgend sind einerseits Maßnahmen zu unter-

scheiden, die die Größe des internen Marktes verändern und andererseits solche, die

an der Struktur des internen Arbeitsmarktes ansetzen.

� Veränderungen der Größe des betriebsinternen Marktes

Die Größe des internen Arbeitsmarktes kann grundsätzlich angepasst werden

durch Entlassungen oder Einstellungen. Diese Instrumente sind jedoch in Bezug

auf die Optimierung der Anpassungsflexibilität als nachrangig einzuschätzen:

betriebsbedingte Kündigungen sind i.d.R. mit Abfindungskosten und Neuein-

stellungen mit Einarbeitungs- und Qualifizierungskosten verbunden.

Misst man die Größe des internen Marktes am Arbeitsvolumen, zählen Mehrar-

beit, Überstunden oder Kurzarbeit zu den grundsätzlichen personalpolitischen

Möglichkeiten, mit denen auf Nachfrageschwankungen flexibel reagiert wer-

den kann. Zu den Maßnahmen, die die Größe des internen Marktes nachhal-

tig verändern und damit eine langfristige Kostenvermeidungsstrategie bedeuten,

gehören z.B. bestimmte Personalabbaustrategien im Rahmen sogenannter neu-

er Managementkonzepte wie Lean Management oder Business Reengineering,

die insbesondere auf die Reduktion des Overhead bestehend aus Verwaltung,

Vertrieb und Geschäftsleitung abzielen. Auch die Kapitalintensivierung der Pro-

duktion, also die Veränderung der Produktionstechnik hin zu arbeitssparenden

16Das Betriebsoptimum ist definiert als Schnittpunkt von Grenzkostenkurve und der Kurve der ge-

samten Durchschnittskosten.

50



Verfahren bedeutet i.d.R. eine generelle Verkleinerung des internen Marktes.17

Diesen Zusammenhang spiegelt auch Sengenbergers Definition wider, indem er

”
Arbeitsmarktsegmentation [sieht] als das Ergebnis der Anwendung

von Beschäftigungsstrategien, aus denen eine Entscheidung über die

Nutzung von Kapital und Arbeit folgt.“ (Sengenberger 1981, S. 254.

Eigene Übersetzung.)

� Veränderungen der Struktur des betriebsinternen Marktes

Eine Veränderung im Verhältnis von Rand- zu Stammbelegschaft beeinflusst die

Struktur des internen Arbeitsmarktes. Solche Maßnahmen berücksichtigen die

oben abgeleitete Vorteilhaftigkeit des internen Marktes und haben dadurch ins-

besondere Einfluss auf die Höhe der Sunk Costs, da betriebsspezifisches Wissen

i.d.R. erhalten wird. Strukturell wird die Randbelegschaft zulasten der Stammbe-

legschaft vergrößert. Zu den Maßnahmen zählen befristete Verträge mit Verlänge-

rungsoption, die es möglich machen, je nach Auftragslage Personal entweder

revolvierend zu binden oder auch ohne zusätzliche Kosten abzubauen.

Eine weitere Möglichkeit besteht in der Externalisierung von Produktion, aber

auch innerbetrieblichen Dienstleistungen durch Auftragsvergabe. Durch Wah-

rung eines privilegierten Zugriffs bzw. wirtschaftlicher Kontrolle auf die Res-

sourcen im Sinne zwischenbetrieblicher Arbeitsteilung ist das Unternehmen in

der Lage, Risiken und Kosten zu überwälzen und gleichzeitig seine Anpassungs-

flexibilität zu erhöhen. Hierzu zählen Subkontrakte, Lizenzen, Franchising, aber

auch Outsourcing, Outfirming, Center-Bildung usw.18 Fixkosten werden so zu

variablen Kosten der Unternehmung unter gleichzeitiger Wahrung der strategi-

schen Flexibilität.

Die vorhergehenden Überlegungen zeigen, dass durch Maßnahmen innerbetrieblicher

Segmentierung die Argumente für Labour Hoarding zu einem großen Teil entkräftet

werden können: Die Kosten, die für das Horten von Arbeit im Abschwung verantwort-

lich gemacht werden, können durch personalpolitische Strategien minimiert werden.

Gemeinkosten und fixe Kosten können in variable Kosten überführt, Entlassungsko-

sten und Sunk Costs generell vermieden werden.

17Vergleiche auch Vietorisz & Harrison (1978) oder Tarling (1981).
18Vergleiche z.B. Reiß & Höge (1994).
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Der Einfluss institutioneller Regelungen

Veränderungen in der Struktur des internen Arbeitsmarktes sind dementsprechend aus

unternehmerischer Sicht optimale Strategien, um gleichzeitig sowohl die Vorteile des

internen Marktes als auch die Anpassungsflexibilität in Bezug auf die ökonomischen

Rahmenbedingungen zu maximieren. Verschiedene personalpolitische Maßnahmen ste-

hen dazu prinzipiell zur Verfügung, deren kombinierter Einsatz Effizienzverluste bei

Nachfrageschwankungen abwehrt.

Dieser Aussage, die durch die Beschreibung von Instrumenten unterlegt wurde, steht

i.A. die Einschätzung gegenüber, die Flexibilität personalpolitischer Maßnahmen sei in

der Realität erheblich durch institutionelle Rahmenbedingungen eingeschränkt, wes-

halb eine populäre Forderung stets die nach der Deregulierung des Arbeitsmarktes ist.

Diese Argumentation unterstützt die Annahme von Labour Hoarding und soll deshalb

im Folgenden kurz beleuchtet werden.

Zentral ist die Klärung der Frage, ob die institutionellen Rahmenbedingungen resp.

deren Wandel Ursache oder Folge der Veränderungen am Arbeitsmarkt sind. Die Aus-

sage, die Ausgestaltung des arbeitsrechtlichen Bereiches sei die sanktionierende re-

sp. legimierende Reaktion der Organe auf die bereits bestehende personalpolitische

Praxis der Unternehmen, würde bedeuten, dass die oben beschriebenen Instrumente

grundsätzlich vorliegen und damit die These unterstützen, dass Labour Hoarding eben-

falls nicht aufgrund fehlender personalpolitischer Handlungsspielräume exisitiert.

Arbeitsverträge sind im rechtlichen Sinne Spezialfälle eines Dienstvertrages. Das be-

sondere gesellschaftliche Interesse am Schutz der Arbeit hat zu zahlreichen gesetzli-

chen Bestimmungen bezüglich der Ausgestaltung von Arbeitsverträgen geführt. Insbe-

sondere im Bereich des Kündigungsschutzes verfügt die Bundesrepublik Deutschland

über ein im internationalen Vergleich umfangreiches System gesetzlicher und kollek-

tivvertraglicher Bestimmungen, welches seit den 50er bis frühen 70er Jahren zu seiner

heutigen Form ausgebaut und in den 70er und 80er Jahren durch umfassende Rechts-

fortbildung der Arbeitsgerichte weiter entwickelt und ausdifferenziert wurde.19

19Neben dem allgemeinen Kündigungsschutz, festgelegt im BGB, ist der Kündigungsschutz im We-

sentlichen im Kündigungsschutzgesetz von 1951, ergänzt durch das Arbeitsrechtsbereinigungsgesetz

von 1969, geregelt. Zusätzlich enthält das deutsche Kündigungsrecht eine kollektive Komponente im

Sinne des Betriebsverfassungsgesetzes von 1972, wonach eine Kündigung nur dann zulässig ist, wenn

der Betriebsrat angehört und zugestimmt hat. Des Weiteren kann bei größerem Personalabbau die

Erstellung eines Sozialplans verlangt werden. Bei sehr hohen Entlassungen greift schließlich das Ar-
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Dem bisher skizzierten Regelwerk müssen die gesetzlichen Verordnungen des be-

sonderen Kündigungsschutzes sowie die weitergehenden Kündigungsschutzbestim-

mungen in Manteltarifverträgen und Rationalisierungsschutzabkommen hinzugefügt

werden, welche für bestimmte Arbeitnehmergruppen die ordentliche Kündigung er-

schweren oder gänzlich ausschließen. Demgegenüber stehen eine Reihe von Regelun-

gen und Maßnahmen, welche dem Arbeitgeber die Aufrechterhaltung von Beschäfti-

gungsverhältnissen, beispielsweise durch öffentlich finanzierte Lohnersatzleistungen

bei Kurzarbeit, erleichtern.

Im Gegensatz zu den die Flexibilität einschränkenden Regelungen des Kündigungs-

schutzes steht die Beschäftigung von Leiharbeitern, geregelt im Arbeitnehmerüberlas-

sungsgesetz von 1972, und die Möglichkeit des Abschlusses von befristeten Arbeits-

verträgen. Mit dem Beschäftigungsförderungsgesetz von 1985 wurde die Inanspruch-

nahme dieser Maßnahmen erleichtert resp. der Anwendungsbereich vergrößert.20 Da-

rüber hinaus sieht das Beschäftigungsförderungsgesetz eine Lockerung der Sozialplan-

Bestimmungen des Betriebsverfassungsgesetzes vor allem für kleinere und neu ge-

gründete Unternehmen vor sowie Einschränkungen des Geltungsbereiches des Kündi-

gungsschutzgesetzes in Kleinbetrieben.

Die Gestaltung der beschäftigungspolitischen Rahmenbedingungen durch Gesetz und/

oder Kollektivrecht folgt der Beschäftigungsentwicklung in mehr oder weniger star-

kem Ausmaß: So ist der gesetzliche (teils auch tarifrechtliche) Kündigungsschutz in

praktisch allen europäischen Ländern während der Vollbeschäftigungsphase bis Be-

ginn oder Mitte der 70er Jahre entwickelt oder ausgebaut worden, während es ab

Mitte der 70er Jahre zu einer teilweisen Abschwächung oder sogar Rücknahme von

Schutzbestimmungen gekommen ist. In der Bundesrepublik markiert das Beschäfti-

gungsförderungsgesetz den bislang deutlichsten Versuch, Betrieben rechtlich die Mög-

lichkeit zu einer Externalisierung von Arbeitskraft zu erleichtern. Auch hier kann die

Gesetzesänderung verstanden werden als Reaktion auf betriebliche Praktiken der Um-

gehung von arbeitsrechtlichen Verpflichtungen wie sie von den Unternehmen seit Mitte

beitsförderungsgesetz von 1969, das die Informationspflicht über die geplanten Kündigung gegenüber

dem Arbeitsamt vorschreibt, welches dann die Möglichkeit hat, Auflagen über die Umsetzung des Per-

sonalabbaus zu verlangen.
20So hat man die zuvor auf drei Monate festgelegte Höchstüberlassungsdauer für Leiharbeitnehmer

verdoppelt sowie den Abschluss befristeter Arbeitsverträge bis zu einer Höchstdauer von 18 Monaten

bei Neueinstellungen und der Übernahme Auszubildener gestattet, ohne dass es hierfür eines die Befri-

stung und ihre Dauer rechtfertigenden
”
sachlichen“ Grundes mehr bedarf.
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der 70er Jahre betrieben wurden. Sowohl im illegalen als auch im legalen Bereich der

Arbeitskräfterekrutierung sind dafür Indizien zu finden.21

Für die Zeit ab den späten 70er Jahren kann festgehalten, dass infolge veränderter

Marktbedingungen neue Strategien der Personalpolitik erprobt werden konnten und

wurden. Die Wandlung des Arbeitsmarktes zum Käufermarkt bewirkte, dass sich die

Präferenzen der Unternehmen durchsetzen konnten. Es lässt sich folgern, dass betrieb-

liche Internalisierung zwar als Reaktion auf äußere Bedingungen des Arbeitsmarktes

anzusehen ist, die daraus resultierenden Maßnahmen und Regelungen aber erst nach

der Etablierung auf Unternehmensebene allgemeinverbindlich im Sinne der rechtli-

chen Ausgestaltung werden. Zu eben diesem Ergebnis kommt auch (Büchtemann 1989)

in der Studie
”
Befristete Arbeitsververträge nach dem Beschäftigungsförderungsge-

setz 1985“.22 ’Innovative’, d.h. erst durch das Gesetz ermöglichte Befristungsfälle,

machen zwischen Mai 1985 und April 1987 gerade 2% aller Neueinstellungen bzw.

7% aller befristeten Neueinstellungen in der Privatwirtschaft aus. Gleichzeitig hat die

Zahl der befristet beschäftigten Arbeitnehmer allein zwischen 1984 und 1988 um mehr

als 350.000 bzw. 46% zugenommen. Die Befristung von Arbeitsverträgen war bereits

in den 70er und frühen 80er Jahren ein Mittel zur Bewältigung vorübergehenden Ar-

beitskräftebedarfs wie auch zur Anpassung der Beschäftigung an konjunkturelle Aus-

lastungsschwankungen.

Ein weiteres deutliches Indiz für eine vorhandene Flexibilität des Arbeitsmarktes ge-

ben die Zahlen über die Zugänge resp. Abgänge aus der Arbeitslosigkeit laut Statistik

des Bundesministeriums für Arbeit. So beläuft sich im Zeitraum von 1975 bis 1994 die

Personenzahl, die sich während eines Jahres arbeitslos meldet resp. aus der Arbeitslo-

sigkeit abgeht, auf das zwei- und dreieinhalbfache der Zahl an Arbeitslosen insgesamt

und macht damit stets gut ein Sechstel an der Gesamtzahl der Beschäftigten aus.23 Die-

se deutlichen Bewegungen auf dem Arbeitsmarkt belegen, dass von einer faktischen

Starrheit infolge vermeintlich restriktiver Regelungen nicht gesprochen werden kann.

21Vergleiche Sengenberger (1987), S. 275.
22Vergleiche auch Büchtemann (1990) und die dort angeführte Literatur.
23Scherf (1989, S. 577) spricht in seiner Rede zum Abschluss der Jahrestagung des Vereins für So-

cialpolitik, die zu den Beschäftigungsproblemen hochentwickelter Volkswirtschaften konferierte, sogar

von jährlich 6,5 Millionen neuen Arbeitsverträgen.
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Schlussfolgerungen

Ausgehend von dem Versuch, die These von Labour Hoarding als den wesentlichen

Bestimmungsgrund für den empirischen Befund einer prozyklischen Arbeitsprodukti-

vität mit segementationstheoretischen Argumenten zu falsifizieren, sollen die Ergeb-

nisse noch einmal kurz zusammengefasst werden.

Das Horten von Arbeit im konjunkturellen Abschwung impliziert, dass Personalstabi-

lisierung, d.h. die Bildung großer Stammbelegschaften, für die Unternehmen lohnend

ist. Dieses kann angenommen werden, wenn die Kosten der kurzfristigen Beschäfti-

gungsanpassung größer sind als die Kosten des Labour Hoarding.

Nun wurde festgestellt, dass der Wechsel der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen

für den Arbeitsmarkt, also sich verändernde gesamtwirtschaftliche Beschäftigungssi-

tuationen, zu unterschiedlichen Handlungsstrategien bezüglich der Personalpolitik von

Unternehmen, Gewerkschaften, Betriebsräten usw. führt. In Perioden allgemein hohen

Beschäftigungsstandes - in der Bundesrepublik ab den 50er Jahren bis ca. Mitte der

70er Jahre - ist das Interesse der Unternehmen an verstärkter Bindung der Arbeitneh-

mer an den Betrieb größer, um dem Wettbewerb auf dem externen Markt zu entgehen.

”
In der Bundesrepublik wurden, vor allem wegen der langen Vollbeschäfti-

gungsperiode und der relativ schwach ausgeprägten konjunkturellen Schwan-

kungen der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage, nachfragebezogene Ein-

flußgrößen auf den Arbeitsmarkt erst während der Rezession 1974/75 deut-

lich erkennbar, als erstmals im großen Umfang die Unternehmen sich ei-

nem starken Überhang an Arbeitskräften gegenübersahen. Da trat viel

klarer zutage, in welcher Weise Nachfragevariationen ein Interesse an

Segmentation begründen können.“

(Sengenberger 1978, S. 33.)

In einer Studie des Zeitraums 1979 bis 1984 kommen Windolf & Hohn (1984, S. 19)

zu einem ähnlichen Ergebnis:

”
Arbeitskräfte werden zunehmend als

”
fixe Kosten“ betrachtet. ... Aber

der Betrieb rekrutiert nicht nur für eine Stammbelegschaft. Angesichts der

anhaltenden Krise und eines sich verschärfenden Wettbewerbs rekrutiert

er für eine flexible Mindestbelegschaft.“
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Während die generelle Bildung interner Arbeitsmärkte also als unabhängig von der

Arbeitsmarktsituation anzusehen ist, wird die Größe derselben und insbesondere das

Verhältnis von Stamm- zu Randbelegschaft allgemein von der Beschäftigungslage be-

einflusst: Dabei impliziert ein anhaltender Angebotsüberhang auf dem Arbeitsmarkt

- wie er im gesamten europäischen Bereich seit Mitte der siebziger Jahre vorliegt -

die Herausbildung von verstärkt extern orientierten Segmenten. Das bedeutet die Ver-

größerung von Randbelegschaften in den vorgestellten Formen. Damit hat sich die An-

passungsflexibilität in Bezug auf Nachfrageschwankungen resp. in Richtung genereller

Rationalisierungsbestrebungen deutlich verstärkt. Die konkreten Segmentierungslini-

en verändern sich damit parallel zu den konjunkturellen Schwankungen.

”
While some degree of segmentation is a permanent feature of the ca-

pitalist labour market, segmentation fluctuates with cyclical changes in

economic activity.“ (Sengenberger 1981, S. 258.)

Vor diesem Hintergrund scheint es mindestens seit den 80er Jahren nicht länger stich-

haltig, Labour Hoarding als den wesentlichen Bestimmungsgrund für die Prozyklizität

der Arbeitsproduktivität heranzuziehen, wobei nicht abgestritten werden kann, dass

Labour Hoarding auch eine personalpolitische Option darstellt. Die Bedeutung ist je-

doch deutlich geringer einzuschätzen, als es die Literatur suggeriert.

Während die zuvor abgeleiteten Argumente begründen, warum Labour Hoarding auf

der Unternehmensebene aus segmentationstheoretischer Perspektive nicht oder nur be-

grenzt plausibel ist, setzt die Kritik von Horning (1994) an der gesamtwirtschaftlichen

Ebene an. Dabei hält er an der grundlegenden These fest, dass das einzelne Unterneh-

men Labour Hoarding praktiziert, wenn die Nachfrage nach seinem Produkt zurück-

geht. Allerdings, so die seinem formalen Modell zugrundeliegende Hypothese, sind

nicht alle Branchen perfekt mit dem Konjunkturzyklus korreliert, so dass der Produk-

tivitätseffekt auf aggregierter Ebene keineswegs notwendig prozyklisch zu erwarten

ist. Die Voraussetzung homogener Bedingungen für alle Unternehmen und daraus ab-

geleitet gleichgerichteter Reaktionsweisen ist faktisch nicht gegeben. Er kommt zu

dem Ergebnis, dass

”
[...] the presumption that labor hoarding is inherently countercyclical

lacks a solid theoretical grounding.“ (Horning 1994, S. 98.)
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Die dargelegte Kritik bezieht sich damit auf beide Analyseebenen: Zum einen ist die

Flexibilität des Arbeitsmarktes vor dem Hintergrund der segmentationstheoretischen

Überlegungen und der jährlichen Zahl neuer Arbeitskontrakte als hoch einzuschätzen.

Obgleich sicherlich ein gewisses Ausmaß an Labour Hoarding aufgrund bestimmter

organisatorischer Faktoren anzunehmen ist, muss diese Strategie als alleiniger Bestim-

mungsgrund der prozyklischen Arbeitsproduktivität sehr in Zweifel gezogen werden.

Bezieht man zusätzlich die Heterogenität der branchenspezifischen Konjunkturzyklen

ein, muss der Erklärungswert von Labour Hoarding für den empirischen Befund von

SRIRL auf der gesamtwirtschaftlichen Ebene als gering eingeschätzt werden.

3.2 Technologische Schocks und echt steigende Gren-

zerträge

In der neueren Literatur werden insbesondere technologische Schocks und ’echt’ stei-

gende Skalenerträge als Erklärungen angeführt. Erstere spielen im Rahmen der Real

Business Cycle Modelle eine wesentliche Rolle bei der Begründung gesamtwirtschaft-

licher Schwankungen.24 Es wird angenommen, die Ursache für Konjunkturzyklen sei-

en angebotsseitige Schocks, auf die die Wirtschaftssubjekte mit der intertemporalen

Substitution von Konsum und Freizeit reagieren. Exogene technologische Schocks

stören das gesamtwirtschaftliche Gleichgewicht, woraufhin der rational handelnde re-

präsentative Agent durch intertemporale Substition des Arbeitsangebots für eine op-

timale Anpassung sorgt.25 Denn steigt der Output infolge eines stochastischen Tech-

nologieschocks - die Produktionsfunktion verschiebt sich nach außen -, ist es optimal,

auch den Arbeitseinsatz zu erhöhen, da der Reallohn temporär höher ist als im Stea-

dy State. D.h. es wird angenommen, dass aufgrund des technologischen Schocks die

Grenzproduktivität der Arbeit steigt, die Arbeitsnachfragekurve sich dementsprechend

nach rechts verschiebt.

Die Modellierung technologischer Schocks impliziert somit erhebliche Schwankungen

in der Rate des technischen Fortschritts und dementsprechend beträchtliche kurzfristi-

ge Schwankungen der Produktionsfunktion, die aufgrund des unterstellten Verhaltens

24Vergleiche zur Theorie der Real Business Cycles z.B. den einflussreichen Beitrag von Long &

Plosser (1983), die Überblicksartikel von Plosser (1989) oder King, Plosser & Rebelo (1988). Kritisch

mit der Theorie setzen sich z.B. Danthine & Donaldson (1993) auseinander.
25Kydland & Precott (1988), Prescott (1986).
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des repräsentativen Haushalts eine prozyklische Arbeitsproduktivität zur Folge haben.

Obgleich Real Business Cycle Modelle die stilisierten Fakten des Konjunkturzyklus

gut abbilden26, muss bezweifelt werden, ob konjunkturelle Schwankungen allein durch

den Anpassungsmechanismus der Substitution von Arbeit durch Freizeit erklärt wer-

den können. Zudem, wenn als einziger Impuls die Existenz technologischer Schocks

angenommen wird, für die jede unabhängige bestätigende Evidenz fehlt. Auch fehlt

eine Diskussion der Ursache oder des Charakters dieser Schocks und ein mikroöko-

nomischer Beweis für deren Bedeutung wird nicht angeführt.27 Ebenso wenig wird

begründet, wie es zu dem symmetrischen Effekt in die andere Richtung, also einer

Verschiebung der Arbeitsnachfrage nach links kommt, die notwendig ist, um konjunk-

turelle Abschwünge zu erklären.28

Neben Labour Hoarding und technologischen Schocks wird die prozyklische Arbeits-

produktivität im Rahmen von Modellen ’echt’ steigender Skalenerträge (True Increa-

sing Returns) begründet.29 Diese Modelle versuchen, den Konjunkturzyklus aus den

Bedingungen des unvollständigen Wettbewerbs nachfrageseitig abzuleiten, wobei Kon-

junkturschwankungen als Bewegungen entlang einer gegebenen Produktionsfunktion

und nicht als Folge von Verschiebungen derselben wie im Rahmen der Real Busi-

ness Cycle Modelle betrachtet werden. SRIRL sind daher Beiprodukt und nicht Er-

klärungsgegenstand der Ansätze: Aufgrund der Annahme steigender Skalenerträge ist

eine mit steigendem Output steigende Arbeitsproduktivität nicht überraschend: In Ka-

pitel 2 wurden die Bedingungen vorgestellt, für die eine überlinear-homogene Pro-

duktionsfunktion - auch bei konstantem Kapitaleinsatz/-stock - SRIRL erzeugt. Eine

Diskussion über die Rationalität der ad hoc-Annahme steigender Skalenerträge soll

an dieser Stelle unterbleiben, insbesondere, weil in Kapitel 5 mit der Ableitung der

Alternativhypothese eine Begründung dafür gegeben wird, warum sich die Produkti-

onstechnik bzw. -technologie im Konjunkturzyklus verändert.

Es bleibt abschließend zu bemerken, dass beide Modelltypen - Real Business Cycles

26Real Business Cycle Modelle werden als berechenbare Gleichgewichtsmodelle formuliert und nu-

merisch gelöst (kalibriert). Die so erzeugten Zeitreihen zeigen einen überraschend ähnlichen Verlauf wie

die tatsächliche Entwicklung der makroökonomischen Aggregate. Die Prognosegüte der Modelle hängt

jedoch entscheidend von der Modellierung des Technologieschocks ab, die wiederum aus vielfältigen

Gründen theoretisch kritisiert wird. Vergleiche zu einer ausführlichen Kritik Maußner (1994), S. 68ff.
27Vergleiche auch Summers (1986).
28Vergleiche Hoover (1988), S. 48-52.
29Vergleiche die Beiträge von Hall (1987), Hall (1988), Zink (1993) sowie Basu (1995) und die dort

aufgeführten Literaturhinweise.
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und echt steigende Skalenerträge - an der Entlohnung des Faktors Arbeit nach dessen

Grenzproduktivität festhalten: Zunächst erfolgt die Änderung der Produktivität, dann

die Anpassung des Lohnes. Eine umgekehrte Kausalität zu begründen, ist Gegenstand

der weiteren Ausführungen.
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Kapitel 4

Überlegungen zur Theorie und

Empirie des Lohnes

Nachdem in den vorhergehenden Kapiteln abgeleitet wurde, dass Labour Hoarding kei-

ne notwendige Bedingung für den prozyklischen Verlauf der Arbeitsproduktivität ist,

sondern dass Veränderungen von Kapitalintensität und Kapitalproduktivität notwendig

und hinreichend sind, eine gleichzeitig mit dem Output steigende Arbeitsproduktivität

zu erzeugen, soll in diesem Kapitel zurückgekommen werden auf die eingangs aufge-

stellte Hypothese lohninduzierter Kapitalintensivierung als Erklärung des empirischen

Befundes von SRIRL.

Das Kapitel gliedert sich folgendermaßen: Zunächst beschäftigen wir uns mit der

Theorie der (Tarif-)Lohnbildung. Es werden die aktuelleren Ansätze vorgestellt und

insbesondere hinsichtlich der zugrundegelegten erklärenden Variablen untersucht. Im

Anschluss wird die Tarifpolitik vor dem Hintergrund der wirtschaftlichen Rahmen-

bedingungen für die BRD zwischen 1960 und 1994 dargestellt, um danach darauf

basierend abzuleiten, welche Determinanten wir empirisch für die Höhe der Lohn-

steigerungsrate ausmachen können. Im letzten Abschnitt des Kapitels wird eine Hy-

pothese bezüglich des zyklischen Verhaltens der Lohnsteigerungsrate vorgestellt und

für das bundesrepublikanische Produzierende Gewerbe für den Zeitraum von 1960 bis

1994 empirisch überprüft. Mit diesem Schritt wird die Überleitung zum fünften Kapi-

tel dieser Arbeit hergestellt, in dem dann die bisherigen Ergebnisse in eine umfassende

Hypthese integriert werden.
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4.1 Theorien des Tariflohns

Tariflohnabschlüsse sind Verhandlungsergebnisse, die i.d.R. Nominallohnsteigerun-

gen bedeuten, das Lohnniveau ist nicht Verhandlungsgegenstand, sondern im Sinne des

(Minimal-)Ziels
”
Reallohnsicherung“ eine Determinante der Nominallohnfindung, die

über die Preiserwartungen operationalisiert wird. Die traditionelle Lohntheorie hin-

gegen beschäftigt sich mit der Bestimmung und Erklärung der realen Lohnhöhe je

Beschäftigten, der Lohnstruktur und der Lohnquote.

Basierend auf dem ersten klassischen Postulat wird theoretisch ein mit steigender

Beschäftigung sinkender Reallohn erwartet - dasselbe Argument, das die Annahme

eines antizyklischen Verlaufs der Arbeitsproduktivität begründet. Demgemäß müssten

bei sinkender Kapazitätsauslastung und einer dadurch bedingten Beschäftigungsmin-

derung die Reallöhne steigen, d.h. die Nominallöhne stärker steigen/weniger stark

sinken als die Preise; eine These, die in Anbetracht der heutigen Realität von Lohn-

verhandlungen durchaus in Frage zu stellen ist. Eine ansehnliche Zahl von Beiträgen

beschäftigt sich daher auch mit der empirischen Überprüfung, wobei sich in der jünge-

ren Forschung eher ein prozyklischer Verlauf der Reallöhne zu bewahrheiten scheint.1

Bei der für die Erklärung von Reallohnbewegungen notwendigen Analyse des Zu-

sammenhangs von Lohn- und Preisinflation kann angenommen werden, dass der ein-

zelne Unternehmer auf Lohnerhöhungen dann mit Preiserhöhungen reagieren wird,

wenn diese nötig sind, um die Rentabilität der Produktion zu gewährleisten. Bewegen

sich die Lohnerhöhungen innerhalb des Spielraums, der durch eine realisierte Stei-

gerung der Arbeitsproduktivität gegeben ist, folgt demgemäß nicht notwendig eine

Überwälzung der gestiegenen Lohnkosten auf die Preise.

Voraussetzung für eine Weitergabe gestiegener Lohnkosten auf die Produktpreise ist

ein vorhandener Überwälzungsspielraum, d.h. die Preiselastizität der Nachfrage muss

hinreichend unelastisch sein. Neben der kurzfristigen Preisanpassung besteht für den

Unternehmer die Möglichkeit, über arbeitssparende Investitionen mittelfristig die Lohn-

kosten zu senken. Welche Anpassung gewählt wird, hängt letztlich von verschiedenen

Faktoren ab, in jedem Falle aber erscheint die Annahme plausibel, dass Kompensati-

onsmöglichkeiten genutzt werden. Ebenfalls kann unterstellt werden, dass die Reakti-

on eine zeitliche Verzögerung auf die Lohnerhöhung besitzt.

Bevor auf Kapitalintensivierung als der im Vordergrund der Analyse stehenden Kom-

1Vergleiche Kapitel 1, Fußnote 6.
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pensationsstrategie eingegangen wird, soll zunächst die Frage nach den Derminanten

der Tariflohndynamik behandelt werden. Welche Faktoren bestimmen die Zuwachsrate

der Nominallohnsteigerungsraten?

Der bis heute zweifellos einflussreichste Beitrag zur Erklärung der Höhe von Geld-

lohnsteigerungen wurde von Phillips (1958) beigebracht, der auf Basis einer fast ein-

hundertjährigen Zeitreihe englischer Daten versuchte zu zeigen, dass zwischen der

Zunahme der Nominallöhne und der Höhe der Arbeitslosigkeit ein stabiler negativer,

nicht-linearer Zusammenhang bestanden habe. Die Idee des Phillipskurvenansatzes,

dass geringe Arbeitslosigkeit mit hohen Lohnsteigerungen einhergeht et vice versa, ist

intuitiv einleuchtend, konnte aber zunächst nur unzureichend innerhalb des keynesia-

nischen oder neoklassischen Theoriegebäudes analysiert werden. Obgleich die Basis

des von Phillips als fest charakterisierten Zusammenhangs rein empirisch ist, deutet

die Fülle der seitdem auf diesem Argument basierenden resp. diesen Zusammenhang

erklärenden Beiträge auf die Bedeutung hin, die der Arbeitsmarktsituation für die Er-

klärung von Lohnsteigerungen beigemessen wird.

In diesem Abschnitt wird den Determinanten der Lohnbildung und -dynamik nachge-

gangen. Es stellt sich die Frage, ob und wenn ja, warum die Tariflöhne in verschiedenen

Phasen der wirtschaftlichen Aktivität verschieden stark steigen. Dazu sollen die Ein-

flussfaktoren der Lohnhöhe resp. der Höhe der Lohnsteigerungen bestimmt werden,

wobei zunächst verschiedene theoretische Ansätze bezüglich der Modellierung einer

Lohnfunktion betrachtet werden. Diese in der theoretischen Analyse verwendeten Be-

stimmungsgrößen werden dann vor dem Hintergrund der tatsächlichen Tarifverhand-

lungen in der Bundesrepublik auf ihre empirische Relevanz hin überprüft.

4.1.1 Markttheorien der Lohndynamik

In den Ansätzen, die einen neoklassischen mikroökonomischen Arbeitsmarkt zugrun-

delegen, werden Lohnanpassungen als Folge von Ungleichgewichten modelliert, wo-

bei Richtung und Ausmaß der Änderung durch die Höhe der relativen Überschussnach-

frage bestimmt werden. Rein marktliche Faktoren werden als Determinanten der Un-

gleichgewichte definiert, die dazu führen, dass der Gleichgewichtspreis für das als

homogen angenommene Gut Arbeit schwankt. Es zeigt sich, dass allein durch die

Einführung von Friktionen und Anpassungsverzögerungen der Philippskurvenzusam-

menhang innerhalb eines neoklassischen Arbeitsmarktes formuliert werden kann. Die
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Nominallohnsteigerungsrate ist abhängig von der Zahl der offenen Stellen und der

Zahl der Arbeitslosen sowie einem Anpassungsparameter. Stellt man einen funktio-

nalen Zusammenhang zwischen Vakanzen und Arbeitslosenrate her, ergibt sich die

originäre Phillipskurve mit der Arbeitslosenquote als alleinigem Bestimmungsfaktor

der Lohndynamik.2

ŵ = F(u)

∂ ŵ
∂u

> 0

mit ŵ : Lohnsteigerungsrate; u : Indikator für die Überschussnachfrage; z.B. inverse

Arbeitslosenquote; F(:) : Lohnanpassungsfunktion.

Ein weiterer Auslöser für Ungleichgewichte, die dann korrigierende Marktbewegun-

gen - Lohnreaktionen - nach sich ziehen, ist die Inflationserwartung. Dieser Sachver-

halt wird durch die Friedmansche erweiterte Phillipskurve3 modelliert:

ŵ = F(u; p̂�)

∂ ŵ
∂u

> 0;
∂w
∂ p̂�

> 0:

Die Lohnsteigerungsrate ist nicht länger nur von der Arbeitsmarktsituation abhängig,

sondern es besteht des Weiteren ein positiver Zusammenhang mit den erwarteten Preis-

steigerungsraten, die die Lohnforderungen beeinflussen.4

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass dann, wenn die Tariflohnentwicklung gemäß

der Anpassungshypothese die marktlich bestimmte Effektivlohnentwicklung nachvoll-

zieht, die gegenwärtige und die zukünftige, erwartete Überschussnachfrage am Ar-

beitsmarkt die Lohndynamik determinieren. Gängiger Indikator der gegenwärtigen

Überschussnachfrage ist die inverse Arbeitslosenquote, der zukünftigen die erwartete

Inflationsrate. Weitere ökonomische Einflussfaktoren sind denkbar: Organisationspo-

litische Hemmnisse - Gewerkschaften - können die Anpassungsgeschwindigkeit ver-

2Vergleiche die Beiträge von Lipsey (1960), Hansen (1970) oder Tobin (1995).
3Vergleiche Friedman (1968).
4Auf die Bedeutung der Phillipskurve für die Inflationstheorie und die damit verbundenen Dis-

kussion über die natürliche Arbeitslosenrate (NAR) resp. die Non-Accelerating-Inflation-Rate-of-

Unemployment (NAIRU) soll an dieser Stelle nicht eingegangen werden, vergleiche dazu z.B. Blan-

chard & Katz (1997), Stiglitz (1997) oder Kasten & Müller (1998).
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ringern, werden aber in diesen Ansätzen lediglich exogen - über die Spezifikation von

F(:) - eingeführt.

Die in neuerer Zeit entstandenen kollektiven Verhandlungstheorien des Lohnes (Collec-

tive-Bargaining-Theorien) versuchen, diese Beschränkung durch Einbeziehung der in-

stitutionellen Gegebenheiten auf dem Arbeitsmarkt zu überwinden und den Einfluss

der Tarifpartner auf die Lohnsteigerungsrate stärker herauszuarbeiten.

4.1.2 Kollektive Verhandlungstheorien des Lohnes: Bargaining

Die kollektive Verhandlungstheorie des Lohnes ’entstand’ vor dem Hintergrund der

persistenten Massenarbeitslosigkeit während der Weltwirtschaftskrise 1929-1932 mit

den Arbeiten von Zeuthen (1930) und Hicks (1963), denen seitdem eine Vielzahl von

Ansätzen zur verhandlungstheoretischen Bestimmung des Lohnsatzes folgte.5 Seit Be-

ginn der 80er Jahre dominieren formale Bargaining-Theorien, in denen die - zumeist

spieltheoretisch modellierte - Verhandlungssituation in einem gesamtwirtschaftlichen

Kontext analysiert wird. Der sogenannte ’Right-to-Manage-Ansatz’ in seinen diversen

Varianten gilt dabei momentan als das Standardmodell und wird daher im weiteren

Verlauf des Kapitels vorgestellt.

Zunächst zu den Grundzügen und Gemeinsamkeiten der Bargaining-Theorien: Die

kollektive Verhandlungstheorie des Lohns betrachtet den Lohnbildungsprozess unter

Berücksichtigung der institutionellen Rahmenbedingungen auf dem Arbeitsmarkt, der

jeweiligen wirtschaftlichen und politischen Situation, der Erwartungen und Verhand-

lungsmethoden der Tarifparteien und deren möglichen außerökonomischen Zielset-

zungen. Die generelle Hypothese ist, dass der Verhandlungslohn nicht identisch ist mit

dem Lohnsatz, der sich im reinen Marktmodell einstellt. Im Vordergrund steht das Ge-

werkschaftsverhalten im Sinne eines institutionellen Hemmnisses und daraus folgend

die Analyse der Konsequenzen für die Lohnhöhe einerseits und die Gesamtwirtschaft

andererseits. Das Verhalten der Arbeitgeber wird demgegenüber als marktlich, also den

Walrasianischen Preisbildungsprozess nicht störend, angenommen und findet darüber

hinaus wenig Berücksichtigung in den Modellen.6

5Vergleiche zu den frühen Verhandlungstheorien Chamberlain & Kuhn (1965) oder Kochan (1980);

zu den neueren Ansätzen Pencavel (1991), Booth (1995) oder Oswald (1985).
6Lediglich in Modellen der Neu-Keynesianischen Makroökonomie wie den Effizienzlohntheorien,

der Theorie impliziter Kontrakte und den Insider-Outsider-Modellen wird auch das Arbeitgeberver-

halten als ursächlich für Abweichungen des Lohnsatzes von seiner markträumenden Höhe angesehen.
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Die immense Anzahl von Arbeiten zur Verhandlungstheorie des Lohnes unterscheidet

sich in vielfältiger Weise. Eine Systematisierung ist nicht das Anliegen dieser Arbeit,

deshalb sollen nur die für die Fragestellung relevanten Kriterien dargestellt werden.

Um zu prüfen, welcher Einfluss von der Entwicklung des Outputs auf die Höhe der

Nominallohnsteigerungsraten ausgeht, sind folgende Faktoren einzubeziehen:

� Die Nutzenfunktion der Gewerkschaften

Soll man die Gewerkschaften überwiegend als repräsentative Agenten der von

ihnen vertretenen Mitglieder ansehen, die nach den bekannten Regeln des öko-

nomischen Entscheidungskalküls Marktpositionen ausnutzen wollen, oder eher

als einen politisch-bürokratischen Apparat, dessen Hauptinteresse seiner eige-

nen Festigung und Erweiterung gilt?7 Nur aus der erstgenannten Sichtweise

kann eine Beziehung zur gesamtwirtschaftlichen Situation hergestellt werden,

da die Vermutung naheliegt, dass sich die Interessen der Mitglieder mit den wirt-

schaftlichen Rahmenbedingungen verändern.

Welches die genauen Argumente der Nutzenfunktion eines repräsentativen Mit-

glieds sind/sein können, wird in den folgenden Abschnitten analysiert.

� Gewerkschaftliche Strategien

Differenziert werden kann zwischen drei grundlegend verschiedenen Ausrich-

tungen: dem revolutionären, kooperativen und konfliktorischen Ansatz. Koor-

perative und konfliktorische Gewerkschaften peilen - im Gegensatz zur revo-

lutionären - Ziele innerhalb des bestehenden Systems an; erstere jedoch eher

durch Kooperation und Förderung bestimmter öffentlicher und unternehmeri-

scher Tendenzen, die anderen überwiegend durch Konfrontation und hartes Bar-

gaining.8 Bezüglich der Fragestellung ergibt sich folgender Untersuchungsge-

genstand: Welches Makro-Modell benutzen Gewerkschaften? Der kooperative

Ansatz legt die Akzeptanz und Nutzung eines gemeinsamen Modells von Ge-

werkschaften und Arbeitgebern nahe, der konfliktorische lässt demgegenüber

eher darauf schließen, dass unterschiedliche Sichtweisen über Ursache und Wir-

kung makroökonomischer Zusammenhänge existieren.

Vergleiche z.B. Booth (1995).
7Vergleiche Rothschild (1989).
8Vergleiche Rothschild (1989).
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Den Annahmen über die zugrundegelegte Strategie gilt insofern besonderes Au-

genmerk bei der Analyse der Ziele (und der Verhandlungsvariablen) von Ge-

werkschaften einerseits und den Reaktionen auf die gesamtwirtschaftliche Si-

tuation andererseits.

� Die Verhandlungsstärke der Gewerkschaften

Grundlegende Annahme aller Ansätze kollektiver Verhandlungstheorien ist, dass

für das Ergebnis des Bargaining-Prozesses - die Höhe der Nominallohnsteige-

rungsrate - die Verhandlungsstärke der Gewerkschaften wesentlich ist.

Die diesbezüglich grundlegende Kontroverse zwischen Dunlop und Ross En-

de der 40er Jahre, die die Verhandlungsziele resp. -macht der Gewerkschaf-

ten entweder rein von ökonomischen Größen oder von rein politischen Fakto-

ren abhängig sehen, endete mit einer weitgehenden gegenseitigen Annäherung.9

Dieser Position entspricht auch die aktuelle Einschätzung der Bestimmungsfak-

toren der gewerkschaftlichen Verhandlungsmacht: Das Verhandlungsergebnis

wird i.d.R. durch die relative Machtverteilung zwischen Gewerkschaften und Ar-

beitgeberverbänden determiniert. Jedoch wird die Verhandlungsstärke zumeist

parametrisch in die formalen Modelle eingeführt, wobei der Parameterwert nicht

näher spezifiert wird.

Im Hinblick auf unsere Fragestellung lässt sich also schon jetzt das Fehlen operationa-

ler Faktoren, von denen die Verhandlungsmacht der Tarifparteien abhängt, als Defizit

der formalen Modelle feststellen. Im Verlauf der Arbeit soll dieser Mangel durch das

Aufstellen und Prüfen einer Hypothese, die die Verhandlungsstärke von der konkreten

Situation am Arbeitsmarkt abhängig macht, behoben werden.

In der Literatur dominieren nun drei Bargaining-Ansätze, die im Folgenden kurz be-

schrieben werden sollen, um im Anschluss abzuleiten, welche Faktoren theoretisch für

die Höhe der Lohnsteigerungen verantwortlich gemacht werden.

Der Right-to-Manage Ansatz der Lohnsetzung

Im sogenannten Right-to-manage Modell sind die Unternehmer einseitig in der Lage,

die Beschäftigung zu setzen, wenn über den Lohn entschieden wurde. Die einfachste

Variante, das Modell der Monopolgewerkschaft, geht von der Annahme aus, dass der

9Vergleiche Schmidt (1994), S. 14, sowie die Originalbeiträge von Dunlop (1944) und Ross (1948).
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Lohnsatz bei gegebener Arbeitsnachfragekurve der Unternehmen allein von der mo-

nopolistischen Gewerkschaft gesetzt wird. Die Einführung von Verhandlungen führt

zur kooperativen Bestimmung des Lohnsatzes, wobei den Gewerkschaften bekannt

ist, dass die Unternehmen über die Beschäftigung gemäß ihrer Arbeitsnachfragekurve

entscheiden werden.

Das Modell der Monopolgewerkschaft

Charakteristikum des monopolistischen Ansatzes ist die Macht der Gewerkschaften

zur Lohnfestsetzung, da sie analog zu einem Monopolisten am Gütermarkt das Ar-

beitsangebot effektiv steuern können. Die Arbeitgeber reagieren bei dem gewählten

Lohnsatz mit der Anpassung der gewinnmaximalen Beschäftigungshöhe, wobei die

Gewerkschaften die Reaktion der Unternehmen kennen und darauf basierend dem

Wohlfahrtsgewinn einer Reallohnsteigerung den Wohlfahrtsverlust einer Beschäfti-

gungsminderung gegenüberstellen können.10

Gebräuchlich ist nun die Spezifizierung der gewerkschaftlichen Nutzenfunktion als ag-

gregierte individuelle Mitgliedernutzen. Dabei wird im einfachsten Fall angenommen,

dass Arbeitsplatzbesitzer und Arbeitslose eine jeweils vollständig homogene Grup-

pe darstellen. Bezeichnet t die konstante Zahl der Gewerkschaftsmitglieder, n die

Zahl der Beschäftigten, w den Nominallohnsatz und b ein Alternativeinkommen bei

Nichtbeschäftigung resp. die Arbeitslosenunterstützung, dann maximiert die Gewerk-

schaft den erwarteten Nutzen eines repräsentativen Gewerkschaftsmitglieds, der gege-

ben wird durch:

U =
n
t

u(w)+(1�
n
t
)u(b); u

0

(w)> 0;u
00

(w)� 0:

Dabei wird unterstellt, dass alle Arbeitsverhältnisse unter Gewerkschaftseinfluss ste-

hen, d.h. es gilt n � t.

Der erwartete Nutzen der Beschäftigung wird durch den ersten Summanden angege-

ben. Das Verhältnis Beschäftigte zu Gewerkschaftsmitgliedern kann als Wahrschein-

lichkeit der Beschäftigung interpretiert werden, wenn unterstellt wird, dass das Ar-

beitslosigkeitsrisiko für alle gleich ist. Der zweite Summand stellt den erwarteten Nut-

10Obgleich hiermit keine eigentliche Verhandlungssituation gekennzeichnet wird, ordnet die Litera-

tur den Monopol-Ansatz den Verhandlungsmodellen zu, das gewählte Lohn-Beschäftigungspaar wird

als
”
Verhandlungslösung“ bezeichnet. Vergleiche zum Monopolmodell auch den Übersichtsartikel von

Oswald (1985).
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zen bei Arbeitslosigkeit dar, der bestimmt wird durch den Nutzen des Alternativein-

kommens (Arbeitslosenunterstützung oder Lohneinkommen in einem anderen Sektor)

und die Wahrscheinlichkeit, arbeitslos zu werden.

Handlungsbeschränkung der Gewerkschaft ist die Nutzenfunktion der Arbeitgeber.

Üblicherweise werden die Präferenzen eines Unternehmens auf Basis der erwarte-

ten Gewinne bestimmt. Gemäß der neoklassischen Theorie der Unternehmung wird

unterstellt, dass die Unternehmen auf exogene Änderungen ihrer Umwelt mit ihren

Aktionsparametern so reagieren, dass die erwarteten Gewinne maximal werden. Un-

ter der Annahme, dass sie sich als Mengenanpasser auf dem Arbeitsmarkt verhalten

- die Löhne also als gegeben nehmen - reagieren sie mit der Anpassung von n. Das

Maximierungsproblem der Unternehmung kann somit wie folgt präzisiert werden:

max
K;L

π= pq(n)�wn

mit π: Gewinne, q(n): Produktionsfunktion bei kurzfristig konstantem Kapitalstock

und p: Produktpreis. Die Produktionsfunktion ist charakterisiert durch abnehmende

Grenzerträge der Arbeit, q
0

(n)> 0;q
00

(n)< 0. Notwendige Bedingung für ein Gewinn-

maximum ist
∂π
∂n

= pq
0

(n)�w = 0;

woraus folgt, dass die gewinnmaximierende Unternehmung die Beschäftigung stets so

wählt, dass

w = pq
0

(n):

Das Optimierungsproblem der Gewerkschaften bei der Lohnfestsetzung lautet daher:

max
w

U = (
n
t
)u(w)+(1�

n
t
)u(b)

unter pq
0

(n) = w

Der Lösungspunkt im monopolistischen Modell liegt dort, wo sich die gewerkschaftli-

che Indifferenzkurve und die gewinnmaximierende Arbeitsnachfragekurve tangieren,

d.h. wo die marginale Substitutionsrate der gewerkschaftlichen Indifferenzkurve mit

der Steigung der Arbeitsnachfragekurve übereinstimmt.

Formal kann die Lösung auch ausgedrückt werden als11

ε =
wu

0

(w)
u(w)�u(b)

11Vergleiche Booth (1995), S. 99.
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mit ε = �n
0

(w)w
n , d.h. die Löhne werden von der Gewerkschaft so gesetzt, dass der

prozentuale Nutzenzuwachs eines Gewerkschaftsmitglieds infolge einer 1- prozenti-

gen Lohnsteigerung genau gleich ist der Elastizität der Arbeitsnachfrage in Bezug auf

den Lohn.

Intuitiv lässt sich dieses Ergebnis wie folgt begründen: Eine Lohnerhöhnung senkt die

Beschäftigung und jeder Beschäftigte sieht sich einer größeren Wahrscheinlichkeit ge-

genüber, arbeitslos zu werden. Auf der anderen Seite wird jeder weiterhin Arbeitende

einen höheren Lohn beziehen. Im Gleichgewicht ist dementsprechend der Grenznutzen

gleich den Grenzkosten.

Veränderungen in den zwei erklärenden Variablen, n(w) und b, können im Mono-

polmodell Tariflohnanpassungen auslösen. Betrachten wir im Sinne unserer Frage-

stellung die potenzielle Bewegung von Arbeitsnachfrage und Alternativlohn resp. Ar-

beitslosenunterstützung im Konjunkturzyklus, können folgende Aussagen komparativ-

statisch abgeleitet werden: Generell kann unterstellt werden, dass eine im konjunktu-

rellen Aufschwung insgesamt steigende Arbeitsnachfrage die Nachfrage nach Arbeit

bei jedem Lohnsatz erhöht, ein steigender Lohnsatz ist somit intuitiv wahrscheinlich.

Wenn jedoch die Elastizität der Arbeitsnachfrage numerisch konstant bleibt, wird der

Tariflohn gemäß obiger Gleichgewichtseigenschaft ebenfalls gleich bleiben. In diesem

Fall sind die Löhne im Konjunkturzyklus rigide, die Anpassungen finden allein über

Beschäftigungsveränderungen statt.

Eine Veränderung des Alternativeinkommens b verändert die Gewerkschaftspräferen-

zen und zieht infolgedessen eine gleichgerichtete Bewegung des Tariflohns nach sich.

Andere Formulierungen des Monopolmodells, die explizit die Arbeitslosenquote als

erklärende Variable aufnehmen12, kommen zu dem Ergebnis, dass eine Reduktion der

Arbeitslosenquote zu einer Erhöhung des Tariflohns führt. Die Einbeziehung erfolgt

durch Konkretisierung des Alternativeinkommens b in der gewerkschaftlichen Nut-

zenfunktion. Und zwar wird angenommen, dass sich das Alternativeinkommen zu-

sammensetzt aus dem Alternativlohn w�, der in den übrigen Sektoren zu erzielen ist,

und der Höhe der Arbeitslosenunterstützung z. w� und z werden gewichtet mit ihrer

Eintrittswahrscheinlichkeit: Für den Bezug eines Alternativlohns ist dies die Wahr-

scheinlichkeit, anderswo beschäftigt zu werden, welche angenommen wird als das

Verhältnis von Gesamtbeschäftigung zum gesamtwirtschaftlichen Arbeitsangebot, d.h.

12Vergleiche z.B. Carlin & Soskice (1990), S. 388 ff., oder Meyer (1990), S. 21ff.
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Eins abzüglich der Arbeitslosenquote AQ. Die Wahrscheinlichkeit, Arbeitslosenun-

terstützung zu beziehen, beträgt demgemäß AQ. Das Alternativeinkommen ist damit

b = (1�AQ)w�+AQz:

Die Maximierung der so spezifizierten gewerkschaftlichen Nutzenfunktion (unter der

Nebenbedingung der unternehmerischen Arbeitsnachfragefunktion) führt zu dem Er-

gebnis, dass die Gewerkschaften den Lohnsatz als einen mark-up auf die Arbeitslo-

senunterstützung setzen. Der Aufschlag ist dabei negativ korreliert mit der Arbeits-

losenquote, woraus komparativ- statisch folgt, dass eine Verminderung der Arbeits-

losenquote, z.B. im Zuge eines konjunkturellen Aufschwungs, zu einem Anstieg des

Lohnsatzes führt.

Je nach Art der Spezifikation finden wir also durchaus deutliche Unterschiede im

Einfluss der Arbeitsmarktsituation auf den Lohnsatz bzw. die Änderung desselben:

Während eine Zunahme der Produktnachfrage im Monopolmodell von Booth (1995,

S. 98ff.) bei konstanter Elastizität der Arbeitsnachfrage nicht zu einer Erhöhung des

Lohnsatzes, sondern ausschließlich zu einer Beschäftigungssteigerung führt, resultiert

aus der Spezifierung von Carlin & Soskice (1990, S. 388ff.) eine Lohnsteigerung, wenn

weiterhin angenommen wird, dass Steigerungen der Produktnachfrage eine Reduktion

der Arbeitslosenquote implizieren.

Eine weitere Modifikation des Modells bezieht eine spezielle Form gewerkschaftlichen

Verhaltens ein: die Bevorzugung von Gewerkschaftsmitgliedern gegenüber Nicht-Mit-

gliedern. Carruth & Oswald (1987) spezifizieren die Nutzenfunktion derart, dass ei-

ne Beschäftigungsausweitung nur solange nutzenerhöhend ist, bis alle Mitglieder Ar-

beitsplätze haben. Ist die Beschäftigung der Mitglieder gesichert, wird die Beschäfti-

gungsmenge dagegen nicht länger berücksichtigt, allein Lohnerhöhungen sind noch

nutzenstiftend. Die beschäftigten Insider bestimmen damit die Lohnpolitik und ver-

hindern die Beschäftigung der arbeitslosen Outsider. Die angesprochende sog. Insider-

Outsider-Problematik gilt als Bestimmungsgrund für Hysteresis-Effekte am Arbeits-

markt, die Bestimmung der Lohnhöhe als solche steht nicht im Vordergrund. Den-

noch berührt dieses Erklärungsmodell persistenter Massenarbeitslosigkeit unsere Ar-

gumentation insofern, als dass die Lohndynamik nicht von der gesamtwirtschaftlichen

Arbeitslosenquote, sondern von der Zahl der gewerkschaftlich organisierten Arbeits-

losen beeinflusst wird. ’Beschäftigungsschädliche’ Lohnerhöhungen sind daher auch

bei hoher oder steigender Arbeitslosigkeit zu erwarten, sofern die Insider davon nicht

betroffen sind.
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Kritik am Monopol-Modell wird aus zwei Richtungen motiviert. Zum einen erscheint

aus institutioneller Sicht die ausschließliche Determinierung des Lohnsatzes durch die

Gewerkschaften als deutlich realitätsfern, zum anderen wird aus formaler Perspektive

bemängelt, dass die monopolistische Lösung nicht auf der Kontraktkurve13 liegt, so-

mit nicht pareto-optimal ist. Höhere Nutzenzuwächse für beide Parteien sind möglich,

wenn eine bilaterale Monopolsituation unterstellt wird, d.h. wenn gleichzeitig über

Lohnsatz und Beschäftigung verhandelt wird. Diese Situation unterstellen die Modelle

effizienter Verhandlungen.14 Der formaltheoretischen Bedeutung steht jedoch entge-

gen, dass es in der Realität keine Indizien für ein solches gleichzeitiges Aushandeln

von Lohnhöhe und Beschäftigung gibt.15

Stattdessen kann für die Empirie von Lohnverhandlungen unterstellt werden, dass Ge-

werkschaften weder das Lohnsetzungsmonopol innehaben noch dass sie direkt über

die Beschäftigungshöhe entscheiden können. Dieses wird in den Right-to-Manage

Ansätzen mit Bargaining berücksichtigt.

Der Right-to-Manage Ansatz mit Bargaining

Das Modell mit Bargaining gilt als der ’realistischere’ der Ansätze, in denen die Unter-

nehmen wiederum das ’Right to manage’ über die Beschäftigung besitzen. Der Lohn-

satz wird hingegen nicht länger allein von den Gewerkschaften festgesetzt, sondern ist

Ergebnis der Verhandlungen zwischen Unternehmen und Gewerkschaften. Das Ver-

handlungsergebnis wird dabei durch die relative Machtverteilung zwischen Gewerk-

schaften und Arbeitgeberverbänden determiniert.

Unterschieden werden kann in Ansätze, die das spieltheoretische Instrumentarium be-

nutzen16, und solche, die eher eine Beschreibung des tatsächlichen Verhaltens in Tarif-

verhandlungen sein sollen17. Letztere versuchen, den Ablauf der Verhandlungen dar-

zustellen, indem in einem ersten Schritt die gewerkschaftliche Lohnforderung und das

unternehmerische Lohnangebot bestimmt werden. Beide sind abhängig von den er-

warteten Kosten bei nicht sofortiger Einigung, also bei drohendendem Arbeitskampf.

Dabei bilden beide Seiten eine interne Einschätzung über die Streikwahrscheinlichkeit,

13Die Kontraktkurve ist der Raum aller Berührungspunkte zwischen den Isonutzenkurven der Ge-

werkschaft und den Isogewinnkurven der Arbeitgeber.
14Vergleiche z.B. den Ansatz von MacDonald & Solow (1981) und zur Kritik Pencavel (1985).
15Siehe Booth (1995), S.134ff.
16Vergleiche die Ansätze von Nickell (1982), Nickell & Andrews (1985), Booth (1995).
17Vergleiche den Originalansatz von Zeuthen (1930) und die darauf basierenden Modelle von John-

ston (1972) oder Carlin & Soskice (1990).
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Streikdauer und über die erwarteten Kosten. Ohne Kenntnis der Bewertungen der Al-

ternativen durch Unternehmen und Gewerkschaften ist die konkrete Lohnsteigerungs-

rate im Bargaining-Modell nicht zu bestimmen. Dieser Typ von Bargaining-Modellen

führt nicht eindeutig zu bestimmten Faktoren der Tariflohndynamik. Alle Größen, die

Einfluss auf die Abschluss- und Streikkosten sowie die Streikwahrscheinlichkeit ha-

ben, sind mögliche Einflussfaktoren:

� Die üblichen Lohnbewegungsdeterminanten Arbeitsmarktanspannung und er-

wartete Inflationsrate gehören dazu. Je größer die Arbeitslosigkeit, desto höher

wird die Konzessionsbereitschaft der Gewerkschaft angenommmen; eine ten-

denziell geringe Lohnsteigerungsrate wird akzeptiert. Umgekehrt bezüglich der

Preissteigerungsrate: je höher diese erwartet wird, desto höher wird auch die

Lohnforderung sein und c.p. auch die Lohnsteigerungsrate.

� Des Weiteren hat die Höhe des Arbeitslosengeldes einen Einfluss: Je geringer

dieses ist, desto höher sind die Streikkosten der Gewerkschaft, desto eher wird

eine geringere Lohnsteigerungsrate akzeptiert.

� Die Preiselastizität der Nachfrage auf dem Produktmarkt kann ebenfalls als De-

terminante der Lohnsteigerungsrate betrachtet werden, wenn davon ausgegan-

gen wird, dass eine Lohnerhöhung auf die Preise abgewälzt wird. Ein hoher

Wert könnte infolge erwarteter Nachfrage- und damit Gewinneinbußen bei den

Unternehmern zu einer geringeren Konzessionsbereitschaft führen. Ähnlich der

Einfluss der Outputelastizität der Beschäftigung: Je stärker eine hohe Lohnstei-

gerungsrate mit einer Beschäftigungsreduktion assoziiert wird, und des Weiteren

ein Outputrückgang mit sinkenden Profiten, desto eher werden sich die Unter-

nehmen bei einem hohen Wert der Outputelastizität der Beschäftigung gegen

eine Lohnerhöhung sperren.

� Als weiterer Einflussfaktor der Lohnsteigerungsrate werden Macht- oder Wi-

derstandsfaktoren genannt, die entweder ad hoc eingeführt werden, oder ab-

geleitet werden aus Größen, die die ’Streiküberbrückungsdauer’ beeinflussen.

So benennen Carlin & Soskice (1990) den Quotienten der Diskontierungsra-

ten von Unternehmen und Gewerkschaften als Indikator der gewerkschaftlichen

Verhandlungsmacht. Je niedriger die Diskontierungsrate der Gewerkschaften im

Vergleich zur unternehmerischen, desto länger kann ein Streik durchgehalten

werden und um so größer ist damit die potenzielle Lohnsteigerungsrate.
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Im Gegensatz zu den Modellen, die den Prozess der Verhandlungen formalisieren, be-

schränken sich die Ansätze, in denen das Konzept der kooperativen Nash-Verhandlungs-

lösung zur Bestimmung des Lohnsatzes gewählt wird, auf weniger Einflussfaktoren.

Basierend auf oben dargestelltem Monopolansatz wird der Lohnsatz nun gemäß der

allgemeinen Nash-Verhandlungslösung, d.h. den gewichteten Netto-Gewinnen jeder

Partei, bestimmt:

max
w

B = (
n
t
(u(w)�u(b)))β(pq(n)�wn)1�β

:

Dabei ist der erste Klammerausdruck der Netto-Gewinn der Gewerkschaften, der sich

zusammensetzt aus dem erwarteten Nutzen des repräsentativen Gewerkschaftsmitglieds

U = n
t u(w)+ (1� n

t )u(b) abzüglich der Position, die sich im Falle keiner Verhand-

lungslösung einstellt (Fall-Back Level), in diesem Falle definiert als u(b). Für die Un-

ternehmung wird der Status Quo gleich Null gesetzt, da annahmegemäß bei Nicht-

Einigung keine Arbeitskräfte zur Verfügung stehen. Der Netto-Gewinn der Unterneh-

mung entspricht daher ihrer Gewinnfunktion pq(n)�wn. Die Verhandlungsstärke der

Parteien wird durch den Parameter β , 0 < β < 1 eingeführt.18

Die notwendige Bedingung für ein Maximum lautet nun:

βwu
0

(w)
u(w)�u(b)

= βε +
(1�β)wn
pq(n)�wn

mit ε =�n
0 w

n , der Elastizität der Arbeitsnachfrage in Bezug auf den Lohn.

In Worten heißt dies, der Lohnsatz wird so gesetzt, dass der proportionale Grenznutzen

beider Parteien infolge eines Lohnanstiegs um eine Einheit genau gleich ist den propor-

tionalen Grenzkosten jeder Partei, gewichtet mit der jeweiligen Verhandlungsstärke.

Die Bewegung des Lohnsatzes im Konjunkturzyklus kann erneut komparativ- sta-

tisch abgeleitet werden. Wie im Monopol-Modell hat eine mit konjunkturellem Auf-

schwung assoziierte Zunahme des Alternativeinkommens b Auswirkungen auf die

Gewerkschaftspräferenzen und der Lohnsatz steigt. Ein Anstieg der Nachfrage führt

gleichfalls nur zu einer Erhöhung der Arbeitsnachfrage und damit des Verhandlungs-

lohnes, wenn die Elastizität der Arbeitsnachfrage in Bezug auf den Lohnsatz in der

Folge numerisch steigt. Bleibt die Elastizität konstant, steigt allein die Beschäftigung.

18Ist β = 1 entspricht das Ergebnis dem Monopol-Modell. Letzteres kann damit als Spezialfall des

Right-to-Manage-Ansatzes mit Bargaining interpretiert werden. Mit β = 0 entspricht die Verhand-

lungslösung dem Ergebnis bei vollständiger Konkurrenz.
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Der Unterschied zum Monopol-Modell liegt in der potenziellen Verschiebung der Ver-

handlungsstärke der Parteien im Konjunkturzyklus. Nimmt man eine mit mit dem Zy-

klus positiv korrelierte Verhandlungsmacht der Gewerkschaften an, so bedeutet die

Schwächung derselben in Phasen abnehmender ökonomischer Tätigkeit, dass der Lohn-

satz sinkt und die Beschäftigung zunimmt.

4.1.3 Bewertung der Theorien

Ziel der Darstellung verschiedener Theorien zur Tariflohnsetzung war die Selektion

von Einflussfaktoren der Lohndynamik, um insbesondere zu prüfen, welche Bestim-

mungsfaktoren theoretisch für bedeutsam gehalten werden, Tariflohnänderungen zu

erklären.

Die vorgestellten Ansätze sind ein Ausschnitt der aktuell wichtigsten Modelle zur Er-

klärung der Lohnhöhe unter divergierenden Annahmen über den Lohnbildungsprozess.

Die Auswahl der Prämissen bestimmt die letztlich entscheidenden Einflussfaktoren der

Lohnhöhe resp. der Veränderung derselben:

� Die Markttheorie des Lohnes benennt als Bestimmungsgröße der Tariflohnbewe-

gung die Anpassung an den marktdeterminierten Gleichgewichtswert. Abwei-

chungen von diesem entstehen aufgrund von Überschussnachfragen, die wie-

derum determiniert sind durch (ex post falsche) Preissteigerungserwartungen.

Institutionelle Einflüsse bestimmen lediglich die Anpassungsgeschwindigkeit,

nicht aber die Steigerungsrate.

� Demgegenüber stellen die Verhandlungstheorien des Lohnes das Nutzenkalkül

der institutionellen Parteien in den Vordergrund der Analyse. Nutzenstiftend für

die Gewerkschaften sind sowohl Lohn- als auch Beschäftigungserhöhungen, wo-

bei diese Ziele in der Nutzenfunktion konfliktär modelliert werden, d.h. es wird

der gewerkschaftlichen Ideologie die Berücksichtigung des ersten klassischen

Postulats unterstellt. Dass Gewerkschaften Lohnsteigerungen eine beschäftigungs-

mindernde Wirkung zuschreiben, kann bei der Analyse der Programmatik bun-

desdeutscher Organisationen nicht zwingend aufrechterhalten werden und be-

darf einer genaueren Analyse, die im Anschluss an die Darstellung der tarifpo-

litischen Realität seit 1960 folgen wird.

Als Einflussfaktoren der Lohnhöhe bzw. Lohndynamik werden in den spiel-
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theoretischen Modellen mit Kooperation im Wesentlichen die Höhe des Alter-

nativeinkommens, die Elastizität der Arbeitsnachfrage in Bezug auf den Lohn,

die Verhandlungsmacht der Tarifparteien und z.T. die Arbeitsmarktsituation ge-

nannt. Die nicht-kooperativen Modelle identifizieren darüber hinaus weitere Fak-

toren, die Einfluss auf die Abschluss- und Streikkosten sowie die Streikwahr-

scheinlichkeit haben.

Die Arbeitgeber finden in den formalen Betrachtungen zur Tariflohndynamik eine

größtenteils homogene Modellierung basierend auf dem marginalanalytischen Gewinn-

maximierungsprinzip. Die Arbeitsnachfrage ist endogen einzig abhängig vom Real-

lohn. Nachfrageveränderungen aufgrund höherer Löhne gehen in die Analyse nicht

ein, die Arbeitsnachfrage geht bei Lohnsteigerungen stets zurück. Die aggregierte

Nachfrage fungiert als niveaubestimmende Größe, jede Höhe definiert eine bestimm-

te Arbeitsnachfragekurve und dazu gehörige Schar von Isogewinnkurven. Nur eine

im Vergleich zur Analyse gewerkschaftlichen Verhaltens geringe Anzahl von Arbeiten

beschäftigt sich mit alternativen Ansätzen zur Modellierung des Arbeitgeberverhal-

tens. Gewinnmaximales Verhalten ist vereinbar mit der Zahlung höherer als der mark-

träumenden Löhne, wenn ihnen eine gewinnerhöhende Anreizfunktion zugeschrieben

wird. Die Ansätze zur sog. Effizienzlohntheorie sind vielfältig19, sollen hier jedoch

nicht dargestellt werden, weil das Erklärungsziel dieser Modelle - die Existenz und

Rationalität von nicht-markträumenden Löhnen - nicht Gegenstand dieser Arbeit ist.

Trotz der Heterogenität der Modelle extrahieren wir als Einflussfaktoren der Lohnset-

zung und -dynamik im Wesentlichen die Arbeitsmarktsituation und die erwartete Infla-

tionsrate in der gewerkschaftlichen Perspektive und das Gewinnmaximierungskalkül

auf der Unternehmerseite. Die Empirie des Phillipskurvenzusammenhangs findet ei-

ne weitgehende theoretische Entsprechung, wobei die neueren Modelle darüberhinaus

dem heute geforderten Anspruch der Mikrofundierung genügen. Ob sie als befriedi-

gende Operatoren für die Analyse der tatsächlichen Tariflohnbewegung bewertet wer-

den können, soll im Folgenden analysiert werden. Dazu werden wir die Empirie der

bundesdeutschen Tariflohnbestimmung zwischen 1960 und 1994 betrachten und ver-

suchen, Bestimmungsfaktoren der Tariflohndynamik abzuleiten.

19Vergleiche Akerlof & Yellen (1990) und die Übersicht bei Franz (1996), S. 14ff.
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4.2 Tarifpolitik in der Bundesrepublik Deutschland

Lohnverhandlungen werden in Deutschland seit dem 2.Weltkrieg nach dem Kollek-

tivvertragssystem auf Basis des Rechtsinstituts der Tarifautonomie (Artikel 9, Absatz

3 Grundgesetz) geführt, demgemäß einer autonomen Regelung der Arbeits- und Wirt-

schaftsbedingungen durch die Tarifvertragsparteien absolute Priorität eingeräumt wird.

Das Tarifvertragsgesetz (TVG von 1949/1952) legt die formalen Grundlagen des Ta-

rifsystems fest. Dazu zählt die Definition der Tarifvertragsparteien: Die Arbeitnehmer

werden ausschließlich durch die Gewerkschaften vertreten, die Arbeitgeber können

einzeln oder als Vereinigung von Arbeitgebern verhandeln. Abgeschlossene Tarifver-

träge werden i.d.R. in Einvernehmen mit dem Tarifausschuss für allgemeinverbindlich

erklärt, so dass insgesamt ca. 90% aller abhängigen Arbeitsverhältnisse in den Gel-

tungsbereich eines Tarifvertrages fallen.

Bezüglich der Struktur der Verträge ist in der Bundesrepublik Deutschland der Flächen-

bzw. Verbandstarifvertrag üblich, der zwischen einer Gewerkschaft und einem Arbeit-

geberverband abgeschlossen wird. Insgesamt gibt es zwar eine höhere Anzahl von

Firmen- resp. Haustarifverträgen, gesamtwirtschaftlich ist deren Bedeutung jedoch

vergleichsweise gering.20 Die IG-Metall gilt in Deutschland (informell) als Tarifführer,

phasenweise abgelöst durch die Abschlüsse im Öffentlichen Dienst. Insgesamt kann

das deutsche Kollektivvertragssystem als Mischsystem eines Flächentarifvertrages in

Verbindung mit betriebsspezifischen Modifikationen (bspw. Lohnspannen) bezeichnet

werden.21 Die im internationalen Vergleich aufkommende Frage nach dem Zentrali-

sierungsgrad der Lohnverhandlungen wird für Deutschland in den meisten Studien mit

einem mittleren Platz beantwortet.22

Bevor wir im Folgenden die konkreten Ziele der am Lohnbildungsprozess beteiligten

Akteure - Arbeitgeberverband und Gewerkschaft - untersuchen, soll einführend das

Kräfteverhältnis zwischen Arbeitgebern und Gewerkschaften vor dem Hintergrund der

gesamtwirtschaftlichen Situation im Zeitraum von 1960 bis 1994 skizziert werden.

Abriss über die Tarifpolitik in der Bundesrepublik 1960 bis 1994

Dargestellt werden sollen erstens die gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen,

unter denen die Tarifverhandlungen in den Jahren stattgefunden haben, zweitens die

20Bedeutende Firmentarifverträge wie die mit der Volkwagen AG sind die Ausnahme.
21Vergleiche zum deutschen System der Tarifverhandlungen auch Franz (1995).
22Vergleiche Calmfors & Drifill (1988).
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tarifpolitischen Machtverhältnisse und drittens die Höhe der Tarifabschlüsse sowie

andere bedeutsame Tarifvertragsgegenstände, um im Anschluss Hypothesen über die

Kausalzusammenhänge zwischen den einzelnen Variablen abzuleiten.

Die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen werden dargestellt durch die Wachstumsra-

te des realen Bruttoinlandsprodukts, die Wachstumsrate der Bruttowertschöpfung im

Produzierenden Gewerbe, die Steigerungsrate des Indices der Tariflöhne im Produ-

zierenden Gewerbe, nominal und real, die Zahl der Erwerbstätigen, die Inflationsrate

sowie die Arbeitslosenquote. Die Lohnsteigerungsraten für das Produzierende Gewer-

be zu betrachten, hat seinen Grund in dem bereits zitierten Befund, dass die Tarif-

lohnführerschaft anerkanntermaßen bei der IG Metall liegt. Im Produzierenden Ge-

werbe ist diese nun am stärksten vertreten, so dass insbesondere die Tarifabschlüsse

dieser Branche betrachtet werden.

Die sechziger Jahre

Bis zur Wirtschaftskrise 1966/67 hält der Aufschwung der Nachkriegsjahre an, wo-

bei die Wachstumsraten des realen Bruttoinlandsprodukts insgesamt abnehmen: Nach

dem ersten Einbruch auf 2,7% im Jahre 1963 - steigern sie noch einmal auf 6,2% im

Jahre 1964, gehen dann aber über 5,1 (1965) und 2,7 (1966) auf -0,3% im Jahre 1967

zurück. Die Schwankungen der Wachstumsraten bleiben alle innerhalb des positiven

Bereichs, der 1967 erstmals unterschritten wird. Ab Mitte des Jahres 1966 spiegelt

sich die wirtschaftliche Rezession in der Zunahme der Arbeitslosigkeit, die dann im

Februar 1967 mit der Gesamtzahl von 673.000 bzw. einer Arbeitslosenquote von 3,1%

(jahresdurchschnittlich 2,1%) ihren Höchststand während der Krise 1966/67 erreicht.

Aufgrund der Verknappung des Arbeitskräftepotenzials können von 1961 bis 1966

auch ohne gewerkschaftliche Kampfaktionen23 Nominallohnsteigerungen in einer durch-

schnittlichen Größenordnung von 7,7% im Produzierenden Gewerbe durchgesetzt wer-

den. Die jahresdurchschnittliche Steigerungsrate des Preisindices der Lebenshaltung

beträgt in dem Zeitraum 3,1%, so dass eine kontinuierliche Verbesserung der Real-

lohnposition der Arbeitnehmer erreicht wird.

Auf die Krise 1966/67 reagiert Bundeskanzler Erhard mit Maßhalte-Appellen an die

Adresse der Arbeitnehmer und ihrer Gewerkschaften. Der DGB erklärt schon Mitte

1965 (Deutscher Gewerkschaftsbund (DGB) o.J.a, S. 247) seine Bereitschaft, alle kon-

23Mit Ausnahme des zweiwöchigen Streiks in der Metallindustrie Baden-Württemberg mit dem Ge-

genstand Lohn- und Gehaltserhöhungen.
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Tabelle 4.1: Daten zur gesamtwirtschaftlichen Entwicklung in den 60er Jahren

Jahr 60 61 62 63 64 65 66 67 68 69

BIP real1;2 4,6 4,7 2,8 6,7 5,4 2,8 -0,3 5,5 7,5

BWS PG1;2;3 5,1 4,6 2,1 8,8 5,9 2,2 -3,0 7,6 9,6

Löhne nom.1;4 7,7 10,3 6,5 7,0 7,8 7,2 4,6 4,1 6,5

Löhne real1;4;5 4,4 7,1 3,5 4,6 4,7 3,5 2,9 2,7 4,4

AL-Quote1;6 1,0 0,7 0,6 0,7 0,6 0,5 0,6 1,7 1,2 0,7

Inflationsrate7 3,4 2,7 3,0 2,4 3,1 3,7 1,7 1,4 2,1

Erwerbstätige8 26,1 26,4 26,5 26,6 26,6 26,8 26,7 25,8 25,8 26,2

1:Wachstumsrate; 2: in Preisen von 1991; 3: Bruttowertschöpfung im Produzierenden Gewerbe, 4: Stei-
gerungsrate des Indices der tariflichen Stundenlöhne im Produzierenden Gewerbe; 5: Nominallohnstei-
gerungsrate deflationiert mit dem Preisindex der Lebenshaltung, 6: Arbeitslose in vH der abhängigen
zivilen Erwerbspersonen; 7: Steigerungsrate des Preisindices für die Lebenshaltung; 1961,1962: Preis-
entwickung des Privaten Verbrauchs; 8: in Millionen

junkturellen Stabilisierungsbemühungen gemeinsam mit Arbeitgebern und Regierung

zu unterstützen. Zur Jahreswende 1966/67 gründet Wirtschaftsminister Karl Schiller

die Konzertierte Aktion, an der Gewerkschaften, Arbeitgeberverbände und Regierung

teilnehmen. Diese vom Sachverständigenrat empfohlene und in x3 des Stabilitätsgeset-

zes (Gesetz zur Förderung der Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft von 1967)

verankerte Einrichtung sollte anhand von
”
Orientierungsdaten“ des Wirtschaftsmini-

steriums eine Koordinierung des wirtschaftspolitischen Kurses der beteiligten Parteien

erreichen.

Die Teilnahme an der Konzertierten Aktion ist für die Gewerkschaften zwiespältig: Ih-

re zunehmend keynesianisch gesprägten Ideen zur Belebung der wirtschaftlichen Ak-

tivität (staatliche Förderung der Investitionen, Stärkung der privaten Nachfrage durch

Erhöhung der Massenkaufkraft) können sie von Beginn an gegenüber der in wirt-

schaftspolitischen Grundsatzfragen zumeist gemeinsamen Linie von Regierung und

Arbeitgebervertretern nicht durchsetzen, andererseits wird von ihnen die lohnpoliti-

sche Berücksichtigung der Orientierungsdaten des Sachverständigenrates - der soge-

nannten Lohnleitlinien - erwartet.

So betonen sie zwar auf dem 8. Bundeskongress 1969 (Deutscher Gewerkschaftsbund

(DGB) o.J.b, S. 171f.), die Teilnahme an der Konzertierten Aktion erfolge nur mit

dem Ziel einer stärkeren Berücksichtigung der Arbeitnehmerinteressen, und wenden

sich entschieden dagegen, den Lohnleitlinien zu folgen, faktisch jedoch akzeptieren
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sie die wirtschaftspolitischen Sachzwänge, die von Arbeitgebern, Regierung und der

Öffentlichkeit formuliert werden. Letztlich lassen sie - entgegen ihren öffentlichen Be-

kundungen - in der Praxis der Tarifverhandlungen durchaus die Bereitschaft erkennen,

die regierungsamtlichen Orientierungsdaten zu berücksichtigen. Der DGB selbst be-

urteilt die Abschlüsse als
”
einsichtige[s] Verhalten der Gewerkschaften“ (Deutscher

Gewerkschaftsbund (DGB) o.J.a, S. 285.).

Die wirtschaftliche Rezession und die daraus resultierenden dargestellten politischen

Zwänge sind vermutlich Begründung für die vergleichsweise niedrigen Lohnabschlüsse

1967 und 1968. Stattdessen zielen die Gewerkschaften nun auf die schrittweise Durch-

setzung der 40-Stunden-Woche ab (die bis 1974 gelungen sein wird), deren Kosten auf

die Lohnzuwachsraten angerechnet werden.

Die siebziger Jahre

Eingebettet in die sozialen und politischen Widersprüche, die Ende der 60er Jahre auf-

brechen, beginnt 1968 eine Welle gewerkschaftlicher Streiks, die bis 1974 andauern

soll. Es zeigt sich, dass unter dem Druck der sich verschlechternden ökonomischen Da-

ten - das reale Wirtschaftswachstum ging nach 7,5% (1969) und 5,0% (1970) in 1971

auf 3,1% zurück, zwischen 1971 und 1975 liegt die Preissteigerungsrate stets über 5%

bei steigenden Arbeitslosenquoten - die Interessen von Unternehmen, Gewerkschaf-

ten und der Regierung divergieren immer stärker. Zwar bekennen sich die seit 1969

regierenden Sozialliberalen ebenso wie die Gewerkschaften nun zu den Grundsätzen

keynesianischer Wirtschaftspolitik, jedoch führt die wirtschaftliche Entwicklung - do-

miniert von der Weltwirtschaftskrise 1974/75 sowie dem die 70er Jahre prägenden

gleichzeitigen Auftreten hoher Inflation und hoher Arbeitslosigkeit - zu verschiedenen

Auffassungen über die richtigen Instrumente.

Vor dem Hintergrund der seit Beginn der 70er Jahre steigenden Inflationsrate drängen

die Arbeitgeber - auch infolge der Freigabe der Wechselkurse 1971 - auf niedrige

Lohnsteigerungsraten. Die Gewerkschaften sehen sich jedoch für die anhaltend hohe

Inflationsrate nicht verantwortlich, sondern fordern weiterhin über die Teuerungsrate

hinaus gehende Tariflohnsteigerungen.24

24Belege für die Konfliktbereitschaft der Gewerkschaften und ihrer Mitglieder, keine Realeinkom-

mensverluste zu akzeptieren, finden sich in den von massiven Streiks begleiteten Tarifverhandlungen zu

Beginn der 70er Jahre. Anfang 1973 beispielsweise vereinbaren IG Metall und ÖTV Tarifabschlüsse in

Höhe von ca. 8,5%. Dieses Ergebnis stößt bei den Mitgliedern aufgrund einer Preissteigerungsrate Werte

von 7% auf Widerstand, der sich erneut in Form zahlreicher spontaner Streiks für
”
Teuerungszulagen“,
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Tabelle 4.2: Daten zur gesamtwirtschaftlichen Entwicklung in den 70er Jahren

Jahr 70 71 72 73 74 75 76 77 78 79

BIP real1;2 5,0 3,1 4,3 4,8 0,2 -1,3 5,3 2,8 3,0 4,2

BWS PG1;2;3 5,3 1,7 3,6 5,4 -1,8 -5,0 7,2 1,8 1,9 4,9

Löhne nom.1;4 13,1 13,2 8,6 9,4 11,8 9,1 5,6 7,2 5,2 5,8

Löhne real1;4;5 9,7 7,9 3,2 2,5 4,8 3,2 1,4 3,4 2,5 1,7

AL-Quote1;6 0,7 0,8 1,1 1,2 2,5 4,6 4,5 4,3 4,1 3,6

Inflationsrate7 3,4 5,3 5,4 6,9 7,0 5,9 4,2 3,8 2,7 4,1

Erwerbstätige8 26,7 26,7 26,9 27,2 26,8 26,1 26,0 26,0 26,2 26,7

1�8 wie in Tabelle 4.1.

Zugleich verstärkt sich der Druck der ’öffentlichen Meinung’ gegen die gewerkschaft-

liche Lohnpolitik, auch die Regierung drängt die Gewerkschaften, sich auf eine ’stabi-

litätskonforme’ Lohnpolitik festzulegen.25 Im Verlauf der Tarifrunde im Öffentlichen

Dienst 1974 eskaliert der Konflikt zwischen wirtschaftspolitischer Raison (dargelegt

durch die Lohnleitlinien der Bundesregierung), die moderate Lohnabschlüsse gebot,

und den Gewerkschaften. Die ÖTV übernimmt erstmals die Rolle des ’Lohnführers’

und fordert 15% mehr Lohn und Gehalt. Die öffentlichen Arbeitgeber legen ein letz-

tes Angebot von 9,5% vor und es kommt zum ersten großen Streik im öffentlichen

Dienst seit 1958. Der schließlich vereinbarte Kompromiss bleibt mit 11% zwar unter

den Ausgangsforderungen der ÖTV zurück, gleichwohl wird die staatliche Lohnleit-

linie durchbrochen. Im Ergebnis der spontanen gewerkschaftlichen Streiks sowie der

insgesamt härteren gewerkschaftlichen Tarifpolitik erhöhen sich die Reallohnzuwachs-

raten beträchtlich bis 1975. Die Grenzen einer produktivitätsorientierten Lohnpolitik,

wie sie die Unternehmerverbände forderen, bzw. einer kostenniveauneutralen Lohnpo-

litik, die der Sachverständigenrat konzipiert hatte, und die den Orientierungsdaten der

Konzertierten Aktion zugrunde lag, wurden 1969 bis 1974 (mit Ausnahme des Jahres

1972) überschritten. Die Konzertierte Aktion ist damit faktisch gescheitert (und wird

schließlich 1977 von den Gewerkschaften aufgekündigt).

Die wirtschaftliche Situation ist geprägt von den Stabilisierungsbemühungen der sozi-

an denen sich in fast 500 Betrieben der Metallindustrie mehr als 300000 Lohnabhängige beteiligen,

äußert.
25Vergleiche z.B. Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung

(1973) S. 109.
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alliberalen Regierung, die jedoch, falsch terminiert, prozyklisch wirken und die
”
tie-

fe Rezession ..., die das Ende der Reformpolitik, Stagflation und Massenarbeitslosig-

keit mit sich brachte“ (Scherf 1986, S. 36), einleiten. Symptomatisch dafür die Krise

ist der deutliche Einbruch der Investitionstätigkeit seit 1972/73, bis 1976 sanken die

Ausrüstungsinvestitionen sogar absolut.

Nach der auf die Ölkrise folgenden Weltwirtschaftskrise 1974/75, an deren Tiefpunkt

(1975) das reale Bruttoinlandsprodukt um 1,3% gegenüber dem Vorjahr zurückgeht,

die Investitionsquote einen Tiefststand von 19,7% erreicht und die Zahl der Arbeits-

losen auf 1,1 Mio. ansteigt, kommt es zu einer leichten wirtschaftlichen Entspannung,

die jedoch erst 1980 zu einem Anstieg der Erwerbstätigkeit auf das Niveau von 1974

und einem leichten Absinken der Arbeitslosenquote auf 3,6% führt.

Unter dem Eindruck der Krise verändern sich die Handlungsbedingungen und gesell-

schaftspolitischen Kräfteverhältnisse zu Lasten der Gewerkschaften, die seit Mitte der

siebziger Jahre einer zunehmend härteren Arbeitgeberpolitik gegenüber stehen. Indi-

zien dieses Wandels sind die Klage beim Bundesverfassungsgericht gegen das von

den Gewerkschaften als unzureichend eingestufte Mitbestimmungsgesetz von 1976,

der 1978 verabschiedete
”
Tabu-Katalog“ (der die von den Arbeitgebern als nicht-

verhandlungsfähig bewerteten Themen auflistete) und vor allem die expansive Aus-

sperrungspraxis, die die Lasten eines Arbeitskampfes für die Gewerkschaften unkal-

kulierbar erhöht.

Die Position von Arbeitgebern und Regierung wird vom Sachverständigenrat zur Be-

gutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (1975, Ziffer 44) dokumentiert:

”
Vollbeschäftigung wird sich, mittelfristig gesehen, einstellen, wenn er-

wartet werden kann, daß diejenigen, die arbeiten wollen, für ihre Arbeit

nicht mehr verlangen als das Ergebnis dieser Arbeit“

Die Arbeitslosigkeit wird also zurückgeführt auf (Real-)Lohnsteigerungen, die seit

dem Ende der 60er Jahre über dem Produktivitätsfortschritt liegen, dadurch die In-

vestitionsneigung der Unternehmer vermindert und die Entwicklung des Wirtschafts-

potenzials gebremst haben.26

Auf der anderen Seite die Haltung der Gewerkschaften: Ihr Einfluss auf die allge-

meine Wirtschaftspolitik ist in der zweiten Hälfte der 70er Jahre infolge der Über-

26Vergleiche Priewe (1976), S. 511ff.
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schreitungen der Lohnleitlinien gemindert, in der Lohnpolitik geraten sie unter dem

Druck von Wirtschaftskrise und Massenarbeitslosigkeit in die Defensive. Sie fordern

immer wieder eine Anhebung der Löhne als Beitrag zur Stärkung der Massenkaufkraft

und damit zur Ankurbelung der Wirtschaft, doch faktisch beschränken sie sich darauf,

einen Ausgleich des Preisanstiegs durchzusetzen. Die Sicherung der Realeinkommen

und die Verteidigung von Arbeitsplätzen sowie von sozialpolitischen Errungenschaf-

ten werden zur Devise in den Tarifauseinandersetzungen der späten siebziger Jahre.

Eine stärkere Konzentration auf den Bereich der Tarifpolitik ist die Folge. Die Vor-

stellungen zur Beschäftigungsförderung bzw. Wiedererlangung der Vollbeschäftigung

finden sich in dem im Juli 1977 vom DGB vorgelegten Programm zur
”
Wiederherstel-

lung der Vollbeschäftigung“ Deutscher Gewerkschaftsbund (DGB) (1977). Darin wird

eine aktive Beschäftigungspolitik von Seiten der Bundesregierung gefordert. Die eige-

ne Konzeption einer beschäftigungssteigernden Tarifpolitik wird dokumentiert durch

die tarifpolitischen Forderungen nach der 35-Stunden-Woche, Rationalisierungsschutz

und Lohnerhöhungen bzw. der Sicherung der Lohnhöhe.27

Unter dem Eindruck der steigenden Arbeitslosenzahlen kommt es Ende der 70er Jahre

schließlich zu einer Dämpfung des (Real-)Lohnauftriebes, die aber vor dem Hinter-

grund einer langsameren Preisentwicklung bei den Investitionsgütern und weiterhin

niedrigem Wirtschaftswachstum nicht zu einer Minderung der Rationalisierungsten-

denzen bei den Unternehmen führt.

Die achtziger Jahre

Mit der Regierungsübernahme der Christlich-Liberalen Koalition vollzieht sich in den

80er Jahren die Rückkehr zum neoklassischen Paradigma in der Wirtschaftstheorie und

-politik. Die Funktionsfähigkeit des Marktes steht wieder im Mittelpunkt, und die Rol-

le des Staates soll im Wesentlichen auf die Schaffung günstiger Rahmenbedingungen

für die Unternehmertätigkeit gerichtet sein. Vorrangiges Ziele sind Inflationsbekämp-

fung, Deregulierung und Flexiblisierung bestehender Strukturen. Auf die anhaltenden

bzw. sich verschärfenden realen Probleme sinkenden Wirtschaftswachstums, steigen-

der Arbeitslosigkeit und Inflation reagieren die Unternehmen mit Anpassungs- und

Modernisierungsstrategien, die in einem weiteren Anstieg der Arbeitslosenquoten und

zurückgehender Beschäftigung ihren Niederschlag finden. Dabei machen die Arbeitge-

ber die angeblich zu hohen Löhne, die zu hohen Lohnnebenkosten und die demgemäß

nicht aureichenden Gewinne dafür verantwortlich, dass die Investitionsneigung der

27Vergleiche auch Industriegewerkschaft Metall (IGM) (1977), S. 16f.
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Unternehmen gering, die Wachstumsraten schwach und damit die Arbeitslosenquote

hoch sind.

Tabelle 4.3: Daten zur gesamtwirtschaftlichen Entwicklung in den 80er Jahren

Jahr 80 81 82 83 84 85 86 87 88 89

BIP real1;2 1,0 0,1 -0,9 1,8 2,8 2,0 2,3 1,5 3,7 3,6

BWS PG1;2;3 -1,3 -1,7 -3,4 1,5 2,5 2,2 1,4 -1,3 2,7 3,6

Löhne nom.1;4 6,4 5,6 4,4 3,4 2,8 4,5 3,7 4,1 3,6 3,8

Löhne real1;4;5 1,0 -0,7 -0,9 0,0 0,5 2,3 3,9 3,8 2,4 1,0

AL-Quote1;6 3,6 5,1 7,2 8,8 8,8 8,9 8,5 8,5 8,4 7,6

Inflationsrate7 5,4 6,3 5,3 3,4 2,3 2,2 -0,2 0,3 1,2 2,8

Erwerbstätige8 27,1 27,1 26,7 26,3 26,4 26,6 27,0 27,2 27,4 27,8

1�8 wie in Tabelle 4.1.

Die wirtschaftliche Situation verbessert sich zwar nach der Rezession 1982, allerdings

steht den positiven Wachstumsraten des Bruttoinlandsprodukts und den sinkenden In-

flationsraten keine nachhaltige Wende am Arbeitsmarkt gegenüber. Die Zunahme der

Beschäftigung wird begleitet von einem Anstieg des Arbeitsangebots, so dass die Ar-

beitslosigkeit bis 1985 sogar noch ansteigt, um sich auf einem Niveau von über 8%

einzupendeln.

Vor diesem Hintergrund fordern Arbeitgeber von den Gewerkschaften Einkommens-

verzicht durch lohnpolitische Zurückhaltung.28 Unterstützt wird diese Position von der

neuen Regierung, deren Vertreter ebenfalls Veränderungen der Tarifpolitik - Tariflohn-

senkungen, Lockerungen beim Kündigungsschutz und Mitbestimmungsrecht usw. - als

notwendige Maßnahmen zur Investitions- und Beschäftigungsförderung ansehen und

eine staatliche Arbeitsbeschaffungspolitik - auch vor dem Hintergrund der wachsenden

Staatsverschuldung - ablehnen.29

Gewerkschaftspolitisch hält der programmatische Trend der endsiebziger Jahre an:

Das Vollbeschäftigungsziel steht wie in den
”
Vorschlägen zur Wiederherstellung der

Vollbeschäftigung“ von 1977 (Deutscher Gewerkschaftsbund (DGB) 1977) im Mittel-

28Vergleiche Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA) (1985), bes. S. 16; Bun-

desverband der Deutschen Industrie (BDI) (1986), bes. S. 33.
29Vergleiche dazu z.B. das sog. Lambsdorff-Papier (Lambsdorff 1982), Albrechts

”
10 Thesen zum

Problem der Arbeitslosigkeit“ (Albrecht 1983), das Grundsatzpapier
”
Freiheit und Leistung als Strategie

für die Zukunft“ des Wirtschaftsrates der CDU (Wirtschaftsrat der CDU 1983).
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punkt des DGB-Programms von 1981 (Deutscher Gewerkschaftsbund (DGB) 1981),

zu seiner Verwirklichung wird ein
”
Investitionsprogramm zur Sicherung der Beschäfti-

gung durch qualitatives Wachstum“ mit einem Gesamtvolumen von 10 Milliarden

DM gefordert.30 Die tarifpolitischen Instrumente zum Abbau der Arbeitslosigkeit se-

hen die Gewerkschaften in der Arbeitszeitverkürzung auf 35 Stunden, die nach wie

vor als die geeignete Strategie zur
”
Schaffung neuer Arbeitsplätze“ gesehen wird. In

den Begründungen wird bekräftigt, dass die tarifpolitischen Regelungen ergänzt wer-

den müssen durch eine
”
arbeitsorientierte Wirtschaftspolitik“, in deren Mittelpunkt

zunächst ein mittelfristiges staatliches Beschäftigungsprogramm stehen soll.31 Letzt-

lich ist die gewerkschaftliche Politik in den 80er Jahren geprägt von der Debatte um

die 35-Stunden-Woche, deren Umsetzung erreicht werden soll über eine schrittweise

Verkürzung der Arbeitszeit bei vollem Lohnausgleich, kombiniert mit entsprechend

niedriger angesetzten Lohnforderungen.32

Die Arbeitgeber lehnen die gewerkschaftlichen Forderung einer Arbeitszeitverkürzung

zunächst kategorisch ab. Sie reagieren mit eigenen Vorschlägen zur Flexibilisierung

der Arbeitszeit, die die gewerkschaftliche Forderung nach einer allgemeinen Arbeits-

zeitverkürzung entkräften soll.33 Auch in der Öffentlichkeit und großen Teilen der

Arbeitnehmerschaft findet die 35-Stunden-Woche zu Beginn der 80er Jahre wenig Re-

sonanz. Die Bundesregierung legt sich ebenfalls auf eine Ablehnung der Forderung

fest, die Bundeskanzler Kohl auf dem Deutschlandtag der Jungen Union am 12./13.

November 1983 als
”
absurd, dumm und töricht“ bezeichnet. Trotz der gesellschafts-

und wirtschaftspolitischen Widerstände kommt es 1984 zu massiven Streikaktionen in

der Metall- und Druckindustrie. Erst als die Bundesregierung zur Mäßigung aufruft,

erklärt sich Gesamtmetall bereit, den Schlichtungsspruch Georg Lebers zu akzeptie-

ren, der eine Verkürzung der Wochenarbeitszeit um 1,5 Stunden vorsieht.

Die Reallohnsteigerung wird 1981 erstmals negativ und ist bis einschließlich 1984 na-

hezu Null. Dabei sinkt die Nominallohnsteigerungsrate zwar, dennoch sind es die bis

30Vergleiche auch das DGB-Aktionsprogramm von 1988 (Deutscher Gewerkschaftsbund (DGB)

1988), in dem ein auf fünf Jahre angelegtes staatliches Investitionsprogrammm in Höhe von insgesamt

100 Mrd. DM angemahnt wird.
31Vergleiche dazu z.B. Kuda (1987), S. 121ff. und S. 153ff. und Breit (1982).
32Diese Strategie wurde insbesondere von der IG Metall vertreten. Andere DGB-Gewerkschaften

befürworteten stattdessen die Verkürzung der Lebensarbeitszeit.
33Vergleiche z.B. Institut der Deutschen Wirtschaft in Zusammenarbeit mit der Bundesvereinigung

der Deutschen Arbeitgeberverbände (1983), Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände

(BDA) (1984a), Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA) (1984b).
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1983 erneut hohen Preissteigerungsraten, die den Kaufkraftverlust bewirken. Wenn-

gleich die Verkürzung der Arbeitszeit auch ab Mitte der 80er Jahre Mittelpunkt der ta-

riflichen Gewerkschaftpolitik ist, sind die Reallohnverluste Anlass, insbesondere 1986

und 1987 auch lohnpolitische Forderungen durchzusetzen. Die weitere Verkürzung

der Arbeitszeit wird Ende der 80er Jahre in den großen Verbänden beschlossen. Die

Umsetzung ist erstmals seit den späten 60er Jahren wieder in mehrjährigen Verträgen

geregelt, zu denen sich die Gewerkschaften angesichts der extrem niedrigen Preisstei-

gerungsraten bereitfinden.

Die persistente Massenarbeitslosigkeit prägt die Politik der Sozialpartner während der

80er Jahre: Gegenseitige Schuldzuweisungen charakterisieren die angespannten Be-

ziehungen zwischen Gewerkschaften, Arbeitgebern und Regierung. Im Ergebnis fin-

det eine Verschiebung des Kräfteverhältnisses zugunsten von Regierung und Arbeit-

gebern statt. Indizien dafür sind u.a. der Konflikt um die 35-Stunden-Woche (’Leber-

Kompromiß’) 1984, die Auseinandersetzung um den ’Streikparagraphen’ (x116 Ar-

beitsförderungsgesetz) 1985/86, das Beschäftigungsförderungsgesetz von 1985 sowie

1993 die fristlose Kündigung der Metalltarifverträge in den neuen Bundesländern.

Die Gewerkschaften haben keine Möglichkeit, Reallohnsteigerungen gleich denen der

60er und frühen 70er Jahre durchzusetzen, stattdessen konzentrieren sie sich auf das

Thema Arbeitszeitverkürzung und reagieren auf die verhärtete Arbeitgeberpolitik mit

hoher Konfliktbereitschaft - gekennzeichnet u.a. durch die Streikaktivitäten der Jahre

1981, 1984 und 1986. Mit dieser Tarifpolitik halten die Gewerkschaften das Lohnni-

veau und erreichen eine weitere Verkürzung der Wochenarbeitszeit. Die Entwicklung

der Tariflöhne in den 80er Jahre wird dann von der gewerkschaftlichen Gegenseite

auch
”
maßvoll“ und

”
moderat“ bezeichnet34, während die Gewerkschaften das Ergeb-

nis 1986 für eine
”
Umverteilung von unten nach oben“ halten (Breit 1986, S. 259).

Die neunziger Jahre (1990-1994)

Die Tarifpolitik der frühen neunziger Jahre steht unter dem Einfluss des ’Wieder-

vereinigungsbooms’ mit Höhepunkt in 1990. Die wirtschaftlichen Daten zeigen den

zunächst verlängerten Aufschwung, der 1993 mit der deutlichen Rezession endet; nach

Beschäftigungsgewinnen sinkt die Zahl der Erwerbstätigen im früheren Bundesgebiet

auf das Niveau von 1989 zurück.

Die Nominallohnsteigerungsraten von gut 6% in den ersten drei Jahren sind erheblich

34Deutsche Bundesbank (1994), S. 31 oder Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände

(BDA) (1986), S. 11f.
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Tabelle 4.4: Daten zur gesamtwirtschaftlichen Entwicklung in den 90er Jahren

Jahra 90 91 92 93 94

BIP real1;2 5,7 5,0 1,8 -2,0 2,1

BWS PG1;2;3 4,7 3,5 -1,9 -7,2 1,5

Löhne nom.1;4 4,7 6,5 6,9 5,1 2,7

Löhne real1;4;5 2,0 2,9 2,9 1,5 0,0

AL-Quote1;6 6,9 7,3 8,4 9,7 10,5

Inflationsrate7 2,7 3,6 4,0 3,6 2,7

Erwerbstätige8 28,5 29,0 29,1 28,7 28,3

1�8 wie in Tabelle 4.1.

höher als in den 80er Jahren und als Verhandlungsergebnis der günstigen wirtschaft-

lichen Entwicklung einzuschätzen. Die ebenfalls steigende Inflationsrate vermindert

den Reallohnzuwachs zwar auf gut 2,5%, der damit aber immer noch deutlich über

dem Ergebnis des letzten Jahrzehnts liegt.

Die Durchsetzung dieser Steigerungsraten gelingt den Gewerkschaften vor allem vor

dem Hintergrund ausgelasteter Produktionskapazitäten, aufgrund derer die Kompro-

missbereitschaft der Arbeitgeber vergleichsweise hoch ist.

Ende 1992 beginnt die schwerste Nachkriegsrezession in der westdeutschen Wirt-

schaft - das Bruttoinlandsprodukt sinkt um 2,0%, die Zahl der Erwerbstätigen ver-

mindert sich bis 1994 um 800.000. Erst verspätet reagieren die Tarifparteien Ende

1993 bzw. Anfang 1994 auf die veränderten wirtschaftlichen Rahmenbedingungen

mit einer Umorientierung der Tarifpolitik. Die Tariflohnsteigerungen gehen im Pro-

duzierenden Gewerbe 1994 auf 2,7% zurück und bleiben bis 1997 niedrig. Zudem

vereinbaren die Tarifparteien 1994 erstmalig, dass die Löhne und Gehälter häufig erst

nach einigen
”
Nullmonaten“ angehoben werden. Andere tarifliche Leistungen wur-

den sogar abgesenkt (z.B. Einsteigertarife, tarifliches Urlaubs- und Weihnachtsgeld).

Des Weiteren kommt es in einigen Bereichen zu Nominallohnsenkungen im Rahmen

von Arbeitszeitverkürzungen ohne vollen Lohnausgleich, das prominenteste Beispiel

dieser Entwicklung markiert die Volkswagen AG. Diese Konzessionen seitens der Ge-

werkschaften (und Betriebsräte) stehen in engem Zusammenhang mit der verschlech-

terten Beschäftigungslage. Im Gegensatz zu den vorhergehenden Jahrzehnten finden

diese für die Beschäftigten finanziell nicht erfolgreichen Tarifabschlüsse in einem
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eher kooperativen als konfliktorischen Klima statt.35 Diese Entwicklung kennzeich-

net eine Veränderung in den Einschätzungen der Gewerkschaften bezüglich beschäfti-

gungsfördernder Instrumente und Möglichkeiten.

4.3 Das zyklische Verhalten der Lohnsteigerungsrate:

Hypothese und Überprüfung

Welche Schlüsse können nun nach Darstellung der theoretischen Konzeptionen und

tatsächlichen Verhandlungsergebnisse in Bezug auf die Determinanten der Lohnstei-

gerungsrate gezogen werden? Wie kann die oben dargestellte Entwicklung der Tari-

fabschlüsse verallgemeinert werden? Insbesondere interessieren die Bestimmungsfak-

toren des Lohnsatzes, mit denen das Verhalten der Veränderungsraten im Konjunktur-

zyklus erklärt werden kann.

Dazu sollen die am Lohnbildungsprozess beteiligten Tarifparteien Gewerkschaften

und Arbeitgeber mit ihren institutionell verschiedenen, in weiten Teilen konträren Zie-

le und Interessen zunächst gesondert betrachtet werden. Es wird dabei einerseits Bezug

genommen auf die Annahmen der theoretischen Modelle und andererseits die darge-

stellte empirische Entwicklung tarifpolitischen Ergebnisse und ihrer wirtschaftlichen

Rahmenbedingungen.

Die ’Nutzenfunktion’ der Tarifparteien

Im Folgenden geht es darum, aus dem dargestellten, tatsächlichen Verhalten der So-

zialpartner Rückschlüsse auf die primären Zielstellungen von Gewerkschaften und

Arbeitgebern zu ziehen, d.h. letztlich so etwas wie Nutzenfunktionen zu bestimmen.

Damit soll analog zur modelltheoretischen Konzeption ein Analyserahmen geschaf-

fen werden, der es ermöglicht, die vielfältigen Interessen und Ziele der Tarifpartei-

en zu operationalisieren. Dabei bleibt die ermittelte ’empirische Nutzenfunktion’ ein

abstraktes Konstrukt, da die Handlungen von Gewerkschaften und Arbeitgebern in

der Realität sicherlich kein Resultat eines mathematischen Optimierungskalküls sind.

Dennoch können z.B. aus den zu Leitlinien, Grundsätzen und programmatischen Leit-

gedanken verdichteteten Interessen Zielsetzungen abgeleitet werden, die modelltheo-

retisch den Argumenten einer Nutzenfunktion entsprechen würden. Des Weiteren wird

35Vergleiche Rosdücher & Stehle (1996).
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in den folgenden Ausführungen vereinfachend angenommen, dass sich die Interes-

sen der Einzelgewerkschaften und des Gewerkschaftsbundes auf eine für alle geltende

’Nutzenfunktion’ reduzieren lassen. Dieses Vorgehen ist trotz bestehender Differen-

zen durch die tatsächlichen Machtverhältnisse zu rechtfertigten, geben doch i.d.R. der

DGB, die IG Metall und z.T. auch die ÖTV die politische Stoßrichtung vor, der sich

dann letztlich auch die kleineren Einzelgewerkschaften anschließen.

Die gewerkschaftliche Nutzenfunktion kann dabei nun analog zur formaltheoretischen

Vorgehensweise entweder als Aggregation der individuellen Mitgliedernutzen abgelei-

tet werden - so in den meisten Modellen - oder als eine eigenständige gewerkschaftli-

che Nutzenfunktion, die durch ’offenbarte Präferenzen’ (
”
revealed preferences“, Calm-

fors (1985, S. 144)) die Interessen der Gewerkschaft als selbständige Organisation

beschreibt. Unter den in der Bundesrepublik gegebenen Bedingungen könnte nun -

analog dem Konzept des Medianwählers oder repräsentativen Mitglieds - die Inter-

essenlage des typischen Gewerkschaftsmitglieds so vermutet werden, dass an erster

Stelle eine möglichst große Lohnerhöhung steht, die abhängig vom Grad der Risiko-

aversion dort ihre Grenze hat, wo das Arbeitsplatzrisiko zu hoch wird. Hinsichtlich des

konkreten Abschlusses dürfte die Reallohnsicherung eine Art untere Widerstandslinie

markieren.

Im Folgenden soll nun jedoch angenommen werden, dass Gewerkschaften nicht nur

die Interessen ihrer Mitglieder vertreten, sondern auch eigene Ziele, die eher ver-

bandspolitischer, machtpolitischer oder gesamtwirtschaftlicher Natur sind, verfolgen.

Im Gegensatz zu den individuellen Präferenzen der Gewerkschaftsmitglieder können

die der Gewerkschaften als eigenständige Organisationen anhand von Grundsatzpro-

grammen, Aktionsprogrammen, verbandseigenen Publikationen usw. gut nachvollzo-

gen werden, wobei von Zielen, die nicht öffentlich bekundet werden, in der Analyse

abgesehen wird. Als vorrangige gewerkschaftliche Ziele sind Vollbeschäftigung, Ver-

teilungsgerechtigkeit und mehr Lebensqualität auszumachen, wobei letzteres insbe-

sondere auf die kontinuierliche Steigerung der Reallöhne rekurriert.36

Bestätigt wird diese Zielsetzung durch die Darstellungen der letzten Abschnitte und

andere Äußerungen wie
”
Die IG Metall vertritt die Interessen der abhängig Arbeiten-

den und der Arbeitslosen. ... Wir [richten] unsere eigene Tarifpolitik an dem Ziel aus,

36Vergleiche z.B. das DGB-Grundsatzprogramm von 1996 (Deutscher Gewerkschaftsbund (DGB)

1997) und auch vorherige: (Deutscher Gewerkschaftsbund (DGB) 1981), (Deutscher Gewerkschafts-

bund (DGB) 1964) oder auch Leminsky & Otto (1974) und Leminsky & Otto (1984).
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Arbeitsplätze zu sichern und zu schaffen“ (Industriegewerkschaft Metall (IGM) 1989,

S. 20f.), und
”
... darüberhinaus bleibt es vordringlich, daß durch tarifliche Entgeltpo-

litik der Anteil der abhängig Beschäftigten am Volkseinkommen gesichert und erhöht

und das Individualeinkommen ... real verbessert wird.“ (Industriegewerkschaft Metall

(IGM) 1989, S. 40.) Die traditionell von den Gewerkschaften verfolgte und durchge-

setzte Verkürzung der Arbeitszeit bei vollem Lohnausgleich stellt im Ergebnis eben-

falls eine Erhöhung des Lohnes dar und muss daher nicht als eigenes Ziel ausgewiesen

werden.

Die Nutzenfunktion der Gewerkschaften enthält dementsprechend die Argumente Re-

allohnsatz, Beschäftigung und Lohnquote. Sie entspricht damit nur unter bestimmten

Bedingungen der theoretisch postulierten: Nur bei exogen gegebenen Preisen und kon-

stanter Beschäftigung führt eine Lohnsteigerung zu einer Zunahme der Lohnquote, so

dass es genügt, den Lohnsatz als Argument für das Ziel ’Änderung der funktionalen

Einkommensverteilung zugunsten der abhängig Beschäftigten’ anzuführen.

Das Arbeitgeberinteresse kann sicherlich ohne die Gefahr der Pauschalisierung als Ge-

winnmaximierung angegeben werden. Wenngleich die Arbeitgeberverbände darüber

hinaus auch andere Ziele mehr lobbyistischen Charakters verfolgen, sind diese für die

Analyse insofern zu vernachlässigen, als dass das Tarifvertragsrecht die Möglichkeit

von Verhandlungen einzelner Unternehmen mit den Gewerkschaften einräumt. Die

Entscheidung des einzelnen Arbeitgebers, den Verband mit den Vertragsverhandlun-

gen zu beauftragen, setzt voraus, dass er sein Interesse auf Verbandsebene verwirklicht

sieht.

Die Ableitung der Ziele der Tarifpartner aus den dokumentierten Äußerungen weist

auf eine weitgehende Übereinstimmung mit den Annahmen der theoretischen Modelle

hin. Für die Analyse empirischer Entsprechung bedarf es nun des Weiteren einer Ope-

rationalisierung der einzelnen Argumente, insbesondere des Ziels ’hoher Beschäfti-

gungsstand’. Wenn wir davon ausgehen, dass das Handeln der Gewerkschaften stets

auf die Erfüllung der abgeleiteten Ziele abstellt, bietet der sogenannte
”
Orientierungs-

rahmen für gewerkschaftliche Lohnforderungen“ einen geeigneten Ausgangspunkt.

Und zwar gibt dieser als Forderungsobergrenze den Produktivitätszuwachs plus In-

flationsrate plus Umverteilungsbonus vor.37 Die Produktivitätsentwicklung wie auch

die Inflationsrate gehen als erwartete Größen in die Berechnung ein. Dies wird doku-

mentiert durch die ausführliche Begründung der IG Metall in den Tarifverhandlungen

37Vergleiche Gerlach (1980).
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im Winter 1979: Eine Forderungsobergrenze von 10,5% wird motiviert mit der vol-

len Beteiligung der Arbeitnehmer am gesamtwirtschaftlichen Zuwachs der Arbeits-

produktivität von erwarteten 3,5%, mit einer prognostizierten Inflationsrate von 4,5%

und einem Umverteilungszuschlag von 2,5%. Erzielt wurde vor dem Hintergrund stei-

gender Wachstumsraten des Bruttoinlandsprodukts, steigender Erwerbstätigkeit und

einer sinkenden Arbeitslosenquote schließlich eine 7%-ige Tariflohnsteigerung.

Als weitere Information bezüglich der gewerkschaftlichen Zielsetzung können wir ei-

ne Rangfolge der Forderungsbestandteile ausmachen, welche auf den tatsächlichen Er-

fahrungen zur Durchsetzbarkeit der einzelnen Komponenten beruht. Diese Annahme

lässt sich ableiten durch die Äusserung des damaligen IG-Metall-Vorsitzenden Franz

Steinkühler:

”
Unser Anspruch in der Lohnpolitik ist nach wie vor, daß die Arbeitneh-

mer an der Produktivitätssteigerung beteiligt werden und einen Ausgleich

für die Preissteigerung erhalten... die Umverteilungskomponente, die wir

in jeder Verhandlung fordern und nicht immer im gewünschten Umfang

kriegen, bleibt das dritte Element.“ (O.V. 1992)

Die Reallohnsicherung kann damit als Minimalziel betrachtet werden und steht an

erster Stelle der Rangfolge. Die darüberhinausgehende Lohnforderung ist der Betei-

ligung am Produktivitätszuwachs zuzurechnen, während der Umverteilungsbonus als

abgeleitetes verteilungspolitisches Ziel als letztrangig einzustufen ist.

Die Lohnforderung wird daher stets mindestens der Höhe der erwarteten Inflationsrate

- genauer: der erwarteten Preissteigerungsrate des Lebenshaltungsindizes - entspre-

chen.38 Die zweite wichtige Komponente des Orientierungsrahmens ist die Partizipa-

tion am Produktivitätszuwachs, wobei die gewählte Terminologie bereits verdeutlicht,

dass im Gegensatz zur Inflationsrate nicht notwendig der gesamte Anstieg der Lohn-

forderung angerechnet wird. In welcher Höhe die Teilhabe am Produktivitätszuwachs

gefordert wird, hängt vermutlich von verschiedenen makroökonomischen Rahmenda-

ten ab. Dies gilt ebenso für die Höhe des ’Umverteilungsbonus’, der die geringste

potenzielle Durchsetzbarkeit besitzt.

38Zumindest die anfängliche Lohnforderung lag in der Vergangenheit i.d.R. oberhalb der erwarteten

Inflationsrate. Vergleiche Schmidt (1994), S. 33.
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Zwischenfazit

Gemäß der Hypothese, die eingangs dieser Arbeit aufgestellt wurde, erzwingen Lohn-

steigerungen über arbeitssparende Investitionen eine Steigerung der Kapitalintensität,

welche dann letztlich die Zunahme der Arbeitsproduktivität impliziert. Aufgrund die-

ser Kausalzusammenhänge verläuft die Arbeitsproduktivität im Ergebnis prozyklisch.

Vor dem Hintergrund dieser Hypothese interessiert uns daher neben den Bestimmungs-

gründen das zyklische Verhalten der Lohnsteigerungsrate, um am Ende den prozykli-

schen Verlauf der Arbeitsproduktivität gemäß der Hypothese lohninduzierter Kapital-

intensivierung zu begründen. D.h. es muss untersucht werden, ob und wie die erklären-

den Variablen der Nominallohnsteigerungsrate mit dem Konjunkturzyklus korreliert

sind.

Dazu stützen wir uns auf folgende Überlegung: Das Kalkül der Tarifpartner im Ver-

handlungsprozess ist die Durchsetzung ihrer Interessen, die gemäß der Argumente ei-

ner Nutzenfunktion abgeleitet wurden. Wir haben festgestellt, dass die Gewerkschaften

ihre Lohnforderung gemäß eines bestimmten Modus bestimmen. Daraus kann gefol-

gert werden, dass sie diesen als geeignet erachten, ihre angestrebten Ziele zu erreichen.

Für die Arbeitgeberseite kann angenommen werden, dass es um die Durchsetzung ei-

ner möglichst minimalen Lohnsteigerungsrate geht. Das Kräfteverhältnis der beiden

Parteien bestimmt das am Ende resultierende Verhandlungsergebnis.

Es bietet sich demnach zunächst an, die gewerkschaftlichen Ziele ’Reallohnsicherung,

’Beschäftigung’ und ’Umverteilung’ auf ihre Konjunkturabhängigkeit zu untersuchen,

um daraufhin zu prüfen, inwieweit die Komponenten des Orientierungsrahmen dar-

auf angepasst werden. Wir werden die Annahme aufstellen und begründen, dass der

Zuwachs der Nominallöhne ein Verhandlungsergebnis abhängig von der erwarteten

Inflationsrate, der erwarteten Zunahme der Arbeitsproduktivität und der Situation am

Arbeitsmarkt ist.

Bevor wir jedoch auf das Verhandlungsergebnis eingehen, ist es notwendig, einige

Überlegungen zur Lohnforderung anzustellen. So ist die ausgehandelte Lohnsteige-

rungsrate eine Resultante aus ursprünglichem Angebot und Forderung, die sich i.d.R.

unterscheiden. Die Höhe von Angebot und Forderung stehen nun in einem bestimm-

ten Zusammenhang zu den gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen der Verhand-

lungssituation. Die Kausalbeziehungen zwischen Lohnsteigerungen und den anderen

relevanten Zielgrössen wie Beschäftigung, Wirtschaftswachstum usw., wie sie von den

Tarifpartner eingeschätzt werden, beeinflussen die Lohnforderung und damit auch das
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Verhandlungsergebnis. Im Folgenden wird daher analysiert, wie sich das Wirtschafts-

verständnis von Arbeitgebern und Gewerkschaften unterscheidet, und welche Konse-

quenzen aus unterschiedlichen Sichtweisen über die gesamtwirtschaftlichen Kausal-

zusammenhänge für die ausgehandelte Lohnsteigerungsrate folgen.

Die Argumente der Nutzenfunktion vor dem Hintergrund des Wirt-
schaftsverständnisses der Tarifparteien

Die typische Spezifikation gewerkschaftlichen Verhaltens in den Bargaining-Modellen

ist die Maximierung einer Nutzenfunktion mit den konfliktären Argumenten Lohnsatz

und Beschäftigung unter der Nebenbedingung der gewinnmaximierenden unterneh-

merischen Arbeitsnachfragefunktion. Dabei wird von der Eindeutigkeit der zugrun-

degelegten Verhaltenshypothesen ausgegangen; implizit wird die Annahme gesetzt,

die Tarifvertragsparteien seien sich über die Konsequenzen ihrer Vereinbarungen ei-

nig. In Bezug auf die variablen Forderungsbestandteile ’Partizipation am Produkti-

vitätszuwachs’ und ’Umverteilungsbonus’ müsste eine solche Eindeutigkeit über die

zukünftigen Auswirkungen von Verhandlungsergebnissen tendenziell bedeuten, dass

hohe Lohnsteigerungen mit niedriger Beschäftigung assoziiert würden. Daraus wie-

derum folgen bei zurückgehender Beschäftigung sinkende Lohnforderungen resp. im

Ergebnis sinkende Nominallohnsteigerungsraten. Würde es gewerkschaftliche Akzep-

tanz des gemäß der fallenden Arbeitsnachfragekurve postulierten Zusammenhangs

zwischen Lohnsteigerungen und Beschäftigung geben, dürfte die Komponente ’Um-

verteilungsbonus’ konsequenterweise gar nicht existieren.

Die Annahme unterschiedlicher Sichtweisen bezüglich der wirtschaftlichen Kausalzu-

sammenhänge bei den Tarifparteien hat bislang so gut wie keinen Eingang in die theo-

retischen Modelle gefunden39, obgleich die Standpunkte von Gewerkschaften und Ar-

beitgebern - i.d.R. in Form knapper, einfach klingender Kausalitäten - bei jeder Tarif-

lohnverhandlungen erneut öffentlich erklärt werden und dadurch hinlänglich bekannt

sind.

Es ergibt sich die Notwendigkeit, die Lohnverhandlungen und deren Konsequenzen

vor dem Hintergrund des jeweiligen unterschiedlichen Wirtschaftsverständnisses der

Tarifparteien zu analysieren. Am deutlichsten drücken sich die unterschiedlichen Auf-

fassungen über die volkswirtschaftlichen Kausalrichtungen in den Zusammenhängen

von Lohnsteigerungen und Beschäftigung sowie Lohn- und Preissteigerungen aus, die

39Ein erster Ansatz, der das unterschiedliche Wirtschaftsverständnis von westdeutschen Gewerk-

schaften und Arbeitgebern berücksichtigt, ist Holzherr (1991).
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deshalb im Folgenden dargestellt werden.

Beschäftigung

Bei Konstanz des Preisniveaus impliziert die theoretische Annahme über die Wirkung

von Lohnerhöhungen, dass jede Lohnsteigerungsrate, die höher als die Steigerungs-

rate der Arbeitsproduktivität ist, die Beschäftigung senkt. Zugrundegelegt wird dieser

Vorstellung ein neoklassischer Arbeitsmarkt, auf dem die Arbeitsnachfrage negativ

abhängig vom Reallohn ist. Eine Erhöhung desselben, die nicht durch eine gleichzei-

tige Steigerung der Arbeitsproduktivität kompensiert wird, führt zu sinkender Arbeits-

nachfrage und damit zu sinkender Beschäftigung. Die Akzeptanz dieser Kausalität

wird in den Bargaining-Modellen beiden Tarifvertragsparteien unterstellt. Bezogen auf

das Wirtschaftsverständnis der Arbeitgeber ist diese Annahme sicherlich gerechtfer-

tigt: Konkretisiert durch das Konzept der produktivitätsorientierten Lohnpolitik wird

angenommen, dass Lohnsteigerungen im Rahmen des Wachstums der Arbeitsproduk-

tivität weder die Arbeitsnachfrage senken noch Preissteigerungen induzieren. Darüber

hinausgehende Lohnabschlüsse bewirken demgegenüber Preis- und/oder Beschäfti-

gungskompensationen.

Die Akzeptanz einer fallenden Nachfragekurve würde für die Gewerkschaften einen

Zielkonflikt zwischen dem angestrebten hohen Beschäftigungsstand und der Real-

einkommenssteigerung bedeuten. Anders als in der neoklassisch geprägten Arbeitge-

berdenkweise geht das gewerkschaftliche Wirtschaftsverständnis nun hingegen nicht

davon aus, dass die Arbeitslosigkeit bzw. deren Zunahme monokausal durch zu ho-

he Löhne bzw. zu hohe Lohnsteigerungen begründet werden kann. Vielmehr domi-

niert seit der Gründung des Deutschen Gewerkschaftsbundes 1949 bis in die 90er

Jahre hinein der Keynesianismus als maßgebliches wirtschafts- und gesellschaftspo-

litisches Konzept in Bezug auf die Politik und Programmatik des DGB und seiner

Mitgliedsgewerkschaften. Damit bekommt das Konzept der effektiven Nachfrage zen-

trale Bedeutung für die Stabilisierung der wirtschaftlichen Entwicklung. Die gewerk-

schaftliche Ausgestaltung der keynesianischen Wirtschaftslehre fokussiert auf zwei

Punkte: Eine antizyklische Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik soll insbesonde-

re durch fiskalpolitische Instrumente wie staatliche Investitionsprogramme betrieben

werden, zum anderen wird bei der dualen Rolle des Lohnes als Kosten- und Einkom-

mensfaktor vornehmlich der Einkommensaspekt in den Vordergrund gestellt. Loh-

nerhöhungen können gemäß des ’Kaufkraftarguments’ zur Steigerung der Binnen-

nachfrage beitragen und haben dadurch potenziell auch eine beschäftigungsfördern-
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de Wirkung. Während bei der arbeitgeberseitig propagierten produktivitätsorientierten

Lohnpolitik die Lohnentwicklung einer gegebenen Produktivitätsentwicklung ange-

passt werden soll, stellt das gewerkschaftliche Modell einer expansiven Lohnpolitik

die entgegengesetzte Kausalität her; bereits 1953 formulierte der Gewerkschaftstheo-

retiker Agartz:

”
Die Lohnpolitik darf nicht allein dynamisch, sie muß auch expansiv sein.

[...] Sie muss versuchen, die wirtschaftliche Expansion von sich aus zu for-

cieren, um durch bewußte Kaufkraftsteigerung eine Ausweitung der Pro-

duktion herauszufordern.“ (Agartz 1986, S. 26.)

Der Lohn-Beschäftigungs-Zusammenhang wird demnach im Gegensatz zur einzel-

wirtschaftlichen Arbeitnehmerposition und auch zur Modellierung in den Bargaining-

Ansätzen als positiv angenommen.

Preisbildung

Neben dem Lohn-Beschäftigungs-Zusammenhang ist es die Interdependenz zwischen

Löhnen und Preisen, über die zwischen Arbeitgebern und Gewerkschaften ein ideo-

logischer Unterschied besteht. Die Vorstellung eines quasi-gesetzlichen Prozesses -

einer Lohn-Preis-Spirale -, bei dem Lohnerhöhungen durch ihren Kosteneffekt oder

ihre Einkommens- resp. Nachfragewirkung auf den Produktmärkten stets zu Preisstei-

gerungen führen, kann als Perspektive der Arbeitgeberseite bezeichnet werden.

”
[...] der künftige Preisanstieg wird durch die voher beschlossene Loh-

nerhöhung stark beeinflußt: Hohe Lohnabschlüsse führen zu hohen Prei-

sen, die wiederum hohe Lohnforderungen auslösen - die berüchtigte Lohn-

Preis-Lohnspirale kommt in Gang.“ (Institut der Deutschen Wirtschaft

1981, S. 26.)

Aus dieser Sichtweise resultieren ’Lohnleitlinien’, die die Stabilität des Preisnive-

aus gewährleisten sollen. Unter den Stichwörtern ’produktivitätsorientierte’ oder ’ko-

stenniveauneutrale Lohnpolitik’ werden vom Sachverständigenrat Lohnerhöhungen

im Rahmen der Steigerungsrate der Arbeitsproduktivität (unter Berücksichtigung der

Änderung sonstiger Kosten) empfohlen; ein Inflationsausgleich wird abgelehnt, da die-

ser unweigerlich zu einer Anhebung der Angebotspreise und damit des allgemeinen

Preisniveaus führen würde.
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Allerdings ist dieses Wirtschaftsverständnis kein Garant dafür, dass auf mikroökono-

mischer Ebene keine lohninduzierten Preiserhöhungen vorgenommen werden. So un-

terliegt die Preissetzung des einzelnen Unternehmens dem einzelwirtschaftlichen Ge-

winnmaximierungskalkül: Kostenerhöhungen werden - sofern es die Preiselastizität

der Nachfrage erlaubt - auf den Produktpreis aufgeschlagen. Damit steht der Verant-

wortung für das gesamtwirtschaftliche Preisniveau die einzelwirtschaftliche Rationa-

lität entgegen.

Im gewerkschaftlichen Wirtschaftsverständnis kehrt sich die Kausalrichtung des Zu-

sammenhangs zwischen Löhnen und Preisen um, oder es wird gar kein Zusammenhang

diagnostiziert. Zum einen werden Preissteigerungen der Vergangenheit als größten-

teils gewinnmotiviert betrachtet, woraus die Rechtfertigung abgeleitet wird, minde-

stens den Kaufkraftverlust der letzten Periode zu fordern. Da inflationäre Bewegungen

weder mit Kosten- noch Nachfrageaspekten, sondern i.d.R. mit dem gewinnmaximie-

renden Preissetzungsverhalten der Unternehmen begründet werden, ist auch die For-

derung eines zukünfigen Inflationsausgleichs zulässig. Preiserhöhungen werden damit

ausschließlich durch exogene Faktoren begründet, die sich gewerkschaftlichem Ein-

fluss entziehen.40

Lohnsteigerungen im Konjunkturzyklus

Vor dem Hintergrund der obigen Ausführungen soll nun abgeleitet werden, wie die No-

minallohnsteigerungsrate im Konjunkturzyklus verläuft bzw. verlaufen müsste. Gleich-

zeitig werden die abgeleiteten Hypothesen auf ihre empirische Gültigkeit überprüft.

Dabei werden die durch den ’Orientierungsrahmen’ vorgegebenen Komponenten auf

ihre Reagibilitiät im Konjunkturzyklus geprüft, um dann gemäß des gewerkschaftli-

chen Wirtschaftsverständnisses die Höhe der Lohnforderung zu begründen. Bezüglich

des Verhandlungsergebnisses gehen wir davon aus, dass der Erfüllungsgrad mit der

Machtposition der Tarifparteien korreliert ist, die wir später geeignet operationalisie-

ren werden. Die Arbeitgeberperspektive, also das Lohnangebot, werden wir an den

relevanten Stellen berücksichtigen, vorerst gehen wir davon aus, dass - ähnlich zum

Right-to-Manage-Ansatz - die gewerkschaftliche Lohnforderung das Ergebnis domi-

niert. Im Gegensatz zum Right-to-Manage-Modell wird die Lohnforderung allerdings

nicht zu 100% durchgesetzt, sondern nur zu einem bestimmten Teil, der letztlich von

der Verhandlungsstärke der Tarifparteien abhängt. Das Lohnangebot ist jedoch für die

40Vergleiche auch Holzherr (1991), S. 99ff.
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Bestimmmung des Verhandlungsergebnisses weniger relevant, es liegt intuitiv stets

unter der Forderung und letztlich auch unterhalb der ausgehandelten Lohnsteigerungs-

rate.

Lohn-, Preis- und Steigerungen der Arbeitsproduktivität

Gemäß der festgestellten Priorität der Reallohnsicherung und des gewerkschaftlichen

Verständnisses der Unabhängigkeit von Lohn- und Preissteigerungen, kann gefolgert

werden, dass die Preissteigerungsrate die Lohnforderung in voller Höhe beeinflusst.

Dabei nehmen wir an, dass die Gewerkschaften einen Ausgleich bezüglich der erwar-

teten Inflationsrate anstreben, da die jetzige Reallohnposition abgesichert werden soll.

Für die empirische Überprüfung erscheint die Annahme sinnvoll, dass sich die Tarif-

partner in ihrer Erwartungsbildung an den Inflationsprognosen der wirtschaftswissen-

schaftlichen Forschungsinstitute orientieren.41 Im Folgenden benutzen wir daher die

im Jahresgutachten des Sachverständigenrates ausgewiesenen Prognose für den Index

des Privaten Verbrauchs. Es zeigt sich bei der Analyse der vom Sachverständigenrat

geschätzten und der realisierten Steigerungsrate des Indexes des Privaten Verbrauchs,

dass das arithmetische Mittel des Erwartungsirrtums - gebildet als Differenz der Rei-

hen - 0;00 beträgt, der mittlere quadratische Fehler liegt bei 0;74.42 Zugrundegelegt

wurden Zeitreihen mit Jahresdaten im Zeitraum von 1964 bis 1994.43

Die zweite Komponente des Orientierungsrahmens ist die Partizipation am Zuwachs

der Arbeitsproduktivität. Das obige Beispiel zur Begründung der Lohnforderung der

IG Metall verdeutlicht, dass in der Lohnforderung die erwartete Produktivitätssteige-

rung veranschlagt wird. Auch für die Entwicklung der Arbeitproduktivität je Stun-

de des Folgejahres weist der Sachverständigenrat in seinem Gutachten eine jährliche

Prognose aus, die die tatsächliche Entwicklung der gesamtwirtschaftlichen Stunden-

produktivität gut abschätzt: Das arithmetische Mittel des Erwartungsfehlers beträgt

0;08, die mittlere quadratische Abweichung 0;79.44 Obgleich sich die Lohnforde-

rung im Produzierenden Gewerbe, dessen Lohnsteigerungsraten wir bei der Analyse

verwenden, sicherlich an den erwarteten Branchendaten orientiert, werden wir in Er-

41Vergleiche zur Quanifizierung von Inflationserwartungen Meyer (1990), S. 87-90.
42Quelle: eigene Berechnungen.
43Wenn möglich, wurden zur Berechnung der empirischen Korrelationen Zeitreihen mit Jahresdaten

von 1960 bis 1994 benutzt. Der Sachverständigenrat weist jedoch Prognosen für die Inflationsrate und

die Steigerung der Arbeitsproduktivität erst seit 1964 aus. Vergleiche zu den Berechnungen auch die

Methodischen Erläuterungen in Kapitel 4.6.
44Quelle: eigene Berechnungen.
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mangelung statistischen Materials im Folgenden die Verwendung der Sachverständi-

genratsdaten beibehalten, mit einem Korrelationskoeffizienten von 0;89 zwischen der

gesamtwirtschaftlichen Stundenproduktivität und der Produktivität im Produzierenden

Gewerbe ist dieses Vorgehen darüber hinaus hinlänglich abgesichert.

Beeinflussen die erwarteten Steigerungsraten von Arbeitsproduktivität und Inflation

die Zunahme der Stundenlöhne nun tatsächlich? Die Korrelation der vom Sachverständi-

genrat ausgewiesenen Prognosen für die Zunahme der Stundenproduktivität und der

Preissteigerungsrate mit der Nominallohnsteigerungsrate45 ergibt folgendes Bild:

Tabelle 4.5: Korrelationskoeffizienten zwischen Nominallöhnen und Arbeitsprodukti-

vität plus Preisindex

t +2 t +1 t t�1 t�2

rw(:);y+Pe(t) 0;39 0;70 0;79 0;35 0;21

Quelle: eigene Berechnungen

Mit einem Korrelationskoeffizienten rw;y+Pe(t) = 0;79 können wir den Einfluss von

erwarteter Preissteigerungsrate und erwarteter Zunahme der Stundenproduktivität auf

die Lohnsteigerungsrate als gesichert betrachten.

Welche Aussagen können nun aus dieser Korrelation bezüglich der Entwicklung der

Lohnsteigerungsrate im Konjunkturzyklus gezogen werden? Dazu betrachten wir die

Korrelation von erwarteter Inflationsrate plus erwarteter Zunahme der Arbeitsproduk-

tivität und dem Bruttoinlandsprodukt. Die nachfolgende Tabelle 4.6 zeigt, dass die als

erklärende Variable der Lohnsteigerungsrate definierte Summe aus erwarteter Infla-

tionsrate und erwarteter Zunahme der Arbeitsproduktivität kein zyklisches Verhalten

zeigt, sondern mit dem - durch das Bruttoinlandsprodukt bestimmten - Konjunkturver-

lauf unkorreliert ist.

Tabelle 4.6: Korrelationskoeffizienten zwischen Bruttoinlandsprodukt und Arbeitspro-

duktivität plus Preisindex

t +2 t +1 t t�1 t�2

ry+Pe(:);BIP(t) 0;09 0;17 0;12 �0;13 �0;19

Quelle: eigene Berechnungen

45Zur Operationalisierung der Nominallohnsteigerungsrate siehe Kapitel 4.5.
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Dieses verwundert zunächst, ist doch die Arbeitsproduktivität annahmegemäß stark

prozyklisch und kann auch für den Preisindex ein mit dem Outputwachstum tenden-

ziell gleichgerichteter Verlauf vermutet werden. Betrachten wir die einzelnen Reihen,

erklärt sich die fehlende Korrelation: So zeigt sich für den Preisindex des Privaten Ver-

brauchs ein schwach ausgeprägtes antizyklisches Verhalten46, für die erwartete Preis-

steigerungsrate ist der Wert des Korrelationskoeffizienten nochmals geringer, so dass

kein eindeutiges zyklisches Muster festgestellt werden kann.

Auch der Korrelationskoeffizient zwischen der prognostizierten Arbeitsproduktivität

und dem Bruttoinlandsprodukt rye(t);BIP = 0;48 ist geringer als aufgrund der deutli-

chen Prozyklizität der tatsächlichen Arbeitsproduktivität je Stunde ry(t);BIP = 0;79 zu

erwarten ist. Dieser Befund unterstützt damit aber gleichzeitig unsere These, dass der

prozyklische Verlauf der Arbeitsproduktvität lohninduziert ist, da erst die tatsächliche

Zunahme der Produktivität das Ergebnis der vollzogenen Anpassungen ist.

Insgesamt überlagern sich also die zyklischen Muster der Variablen Preisindex und

Arbeitsproduktivität, so dass letztlich keine Korrelation mit dem Bruttoinlandsprodukt

resultiert. Die nachfolgende Tabelle gibt noch einmal eine Übersicht über das zyklische

Verhalten der Einzelgrößen:

Tabelle 4.7: Korrelationskoeffizienten zwischen Bruttoinlandsprodukt und Inflations-

rate sowie Arbeitsproduktivität (erwartet und tatächlich)

t +2 t +1 t t�1 t�2

rPe(:);BIP(t) 0;07 �0;01 �0;22 �0;37 �0;32

rP(:);BIP(t) 0;24 0;10 �0;27 �0;44 �0;34

rye(:);BIP(t) 0;09 0;35 0;48 0;22 0;08

ry(:);BIP(t) �0;16 0;15 0;79 0;40 0;10

Quelle: eigene Berechnungen

Der Verlauf der Lohnsteigerungsrate im Konjunkturzyklus kann somit nicht mit den

zyklischen Schwankungen von erwarteter Inflationsrate und erwarteter Steigerungsra-

te der Arbeitsproduktivität erklärt werden. Eine Konjunkturabhängigkeit der Nominal-

lohnsteigerungsrate finden wir jedoch durch die Analyse der dritten Komponente des

46Vergleiche zum antizyklischen Verhalten des Preisniveaus den Befund von Maußner (1994), S.

22, demgemäß Preissenkungen mit einem Vorlauf von etwa einem Jahr den Konjunkturaufschwung

einleiten.
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Orientierungsrahmens - des Umverteilungsbonus.

Lohnsteigerungen und Umverteilungsbonus

Dass die prognostizierte Steigerung der Stundenproduktivität ebenso wie die progno-

stizierte Preissteigerungsrate einen Einfluss auf die Höhe der Nominallohnsteigerungs-

rate hat, wurde empirisch festgestellt (Tabelle 4.5), allerdings konnten noch keine Aus-

sagen über das Verhalten der Variablen im Konjunkturzyklus getroffen werden. Zu

klären ist nun, welche Bedeutung die dritte Komponente des Orientierungsrahmens,

der Umverteilungsbonus, erstens für die Höhe der Nominallohnsteigerungsrate und

zweitens ihren zyklischen Verlauf besitzt. Dazu bedarf es zunächst einer Operationali-

sierung dieser Größe, für die jedoch kein theoretisches Konzept vorliegt. Der zitierten

Aussage des ehemaligen IG Metall-Vorsitzenden Steinkühlers zufolge hängt die reali-

sierte Höhe der Umverteilungskomponente von der Verhandlungsstärke der Gewerk-

schaften ab, für die nun wiederum ein geeigneter Indikator gefunden werden muss. Die

theoretischen Modelle benutzen i.d.R. die ’Arbeitsmarktsituation’ als Einflussfaktor

des Kräfteverhältnisses zwischen Arbeitgebern und Gewerkschaften, welche damit als

direkte Bestimmungsgröße der Lohnsteigerungsrate gilt. Diese theoretisch angenom-

mene direkte Kausalität wird im Folgenden analysiert und empirisch überprüft, bevor

wir ein eigenes Modell vorschlagen, das über eine spezifische Definition der Umver-

teilungskomponente die Arbeitsmarktsituation zur Zuwachsrate der Nominallöhne in

Beziehung stellt.

Die Implikation der verschiedenen theoretischen Modelle ist, dass eine ’schlechte’

Arbeitsmarktlage die Gewerkschaften aufgrund des Trade-Offs zwischen den Zielen

Beschäftigung und Lohnhöhe dazu bewegt, relativ niedrige Lohnsteigerungsraten zu

fordern, um die Beschäftigung nicht noch stärker zu senken. Vor dem Hintergrund des

gewerkschaftlichen Wirtschaftsverständnisses kann eine derartige Rationalität nicht

begründet werden. Steigenden Löhnen wird über das ’Kaufkraftargument’ ein posi-

tiver Einfluss auf die effektive Nachfrage und potenziell auch auf die Beschäftigung

zugewiesen, womit expansive Lohnpolitik auch bei steigender Arbeitslosigkeit als ein

mögliches Instrument zur Steigerung der Beschäftigung betrachtet wird.47

47Erst nachdem das Problem der hohen und steigenden Arbeitslosenraten als persistentes Problem

Anfang der 90er Jahre erkannt wurde, verändern sich die lohnpolitischen Leitlinien der Gewerkschaften

und ein verstärktes Interesse gilt dem beschäftigungspolitischen Aspekt der Tarifpolitik. Konzessionen

bei der Höhe der Lohnforderungen wurden nun - unter dem Stichwort Lohnzurückhaltung - als proba-

tes Mittel zur Verhinderung eines weiteren Beschäftigungsabbaus erkannt und umgesetzt. In einzelnen

Tarifbereichen des Produzierenden Gewerbes kam es in der Tarifrunde 1994 insgesamt zu einem Ab-
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Eine Möglichkeit, die Arbeitsmarktsituation unabhängig von Annahmen über den Lohn-

Beschäftigungs-Zusammenhang in Beziehung zur Lohnsteigerungsrate zu stellen, kann

durch die Hypothese formuliert werden, die Arbeitsmarktsituation beeinflusse die Ver-

handlungsmacht der Tarifparteien und hat dadurch wiederum Einfluss auf die Nomi-

nallohnsteigerungsrate. Wählt man als Indikator der Arbeitsmarktsituation die Arbeits-

losenquote, entspricht dieser Ansatz dem Phillipskurvenzusammenhang. Für die Jahre

1960 bis 1994 zeigt Abbildung 4.1 den Zusammenhang für die Bundesrepublik.

Abbildung 4.1: Nominallohnsteigerungsraten und Arbeitslosenquoten in der BRD

1960 bis 1994
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Quelle: Statistisches Bundesamt, Sachverständigenrat

Die Korrelationstabelle verdeutlicht, dass ein negativer Zusammenhang zwischen der

Nominallohnsteigerungsrate der Periode t und der Arbeitslosenquote in t besteht, wo-

bei der Wert für rAQ(t�1);w(t) =�0;73 auf eine nochmals stärkere Beziehung zwischen

der Arbeitslosenquote des Vorjahres und der Lohnsteigerungsrate hindeutet.

Tabelle 4.8: Korrelationskoeffizienten zwischen Arbeitslosenquote und Nominal-

löhnen

t +2 t +1 t t�1 t�2

rAQ(:);w(t) �0;48 �0;57 �0;71 �0;73 �0;64

Quelle: eigene Berechnungen

Der originäre Phillipskurvenzusammenhang scheint sich somit auf den ersten Blick

zu bestätigen, gehen doch hohe Arbeitslosenquoten offensichtlich mit mit niedrigen

sinken der tariflichen Leistungen; vergleichsweise niedrige Lohnsteigerungen wurden überkompensiert

durch die Kürzungen des tariflichen Urlaubs- und Weihnachtsgeldes. Siehe oben oder auch Bispinck &

WSI-Tarifarchiv (1995).
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Lohnsteigerungsraten einher und umgekehrt. Problematisch bleibt - wie auch in ande-

ren Bereichen der Makroökonomie - die Begründung des Zusammenhangs von Strom-

und Bestandsgrößen. Es gilt zu erklären, warum ein hohes Niveau der Arbeitslosigkeit

eine niedrige Nominallohnsteigerungsrate impliziert et vice versa, wenn es sich nicht

um einen blossen
”
statistischen Artefakt“ (Rothschild 1988, S. 98) handelt, wofür die

vergleichsweise hohen Korrelationskoeffizienten sowohl der nach- als auch der vor-

laufenden Arbeitslosenquote durchaus ein Indiz sein könnten.

Wie bereits in Kapitel 4.1.1 dargelegt, gelingt die formale Ableitung des Zusammen-

hangs zwischen dem Niveau der Arbeitslosigkeit und der Nominallohnsteigerungsra-

te in den reinen Gleichgewichtstheorien allein durch die Einführung von Friktionen

und Anpassungsverzögerungen (Hansen 1970) oder aufgrund von Geldillusion und

Informationsmängeln (Friedman 1968), (Phelps 1968). In den neueren Ansätzen wird

der Zusammenhang als Annahme eingeführt und zumeist mit der Machtposition der

Gewerkschaften, die als abhängig von der Höhe der Arbeitslosigkeit unterstellt wird,

begründet.

Die hohe intuitive Plausibilität des Phillipskurvenzusammenhangs lässt nach, berück-

sichtigt man, dass das wirtschaftliche Handeln der Akteure zu einem großen Teil durch

die Bewertung ökonomischer Probleme vor dem Hintergrund einer gesellschaftlich ak-

zeptierten, vorherrschenden Idee von Normalität determiniert ist: Es kann davon aus-

gegangen werden, dass eine Gewöhnung an ein bestimmtes Niveau der Arbeitslosig-

keit stattfindet, wodurch die Begriffe ’hohe’ und ’niedrige’ Arbeitslosigkeit nicht mehr

klar definiert sind. So wird eine Arbeitslosenquote von 3% 1965 als extrem hoch ein-

geschätzt worden sein, während diese Quote in den 80er und 90er Jahre als erstrebens-

wert niedrig gegolten haben wird. Dass der numerische Wert allein das Verhandlungs-

ergebnis bestimmt, ist unter Berücksichtigung des Arguments, dass die Entwicklung

der Arbeitslosigkeit weitgehend unabhängig von der allgemeinen konjunkturellen Si-

tuation resp. wirtschaftlichen Entwicklung (Hysteresis-Effekt) ist, nicht zu begründen.

Die nachfolgende Graphik 4.2 verdeutlicht, dass es zwischen 1960 und 1994 beliebi-

ge Konstellationen von hohen und niedrigen Arbeitslosenquoten und Wachstumsraten

des Outputs gab.

Plausibler erscheint es daher, als Einflussgröße der Lohnsteigerungen die Verände-

rungsraten der Arbeitslosigkeit anzunehmen: Ist eine Zunahme der Arbeitslosenquo-

te zu verzeichnen, fallen die Lohnsteigerungsraten aufgrund gemäßigter Forderungen

und/oder verringerter Verhandlungsmacht kleiner aus und umgekehrt. Wir nehmen an,
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Abbildung 4.2: Arbeitslosenquoten und Wachstumsrate des Bruttoinlandsprodukts in

der BRD 1960 bis 1994
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Quelle: Statistisches Bundesamt, Sachverständigenrat

dass im Verhandlungsprozess die aktuelle Beschäftigungstendenz stärkere Beachtung

findet als die absolute Zahl der Arbeitslosen, ausgedrückt durch die Höhe der Arbeits-

losenquote. Betrachten wir die Veränderung der Arbeitslosigkeit in Prozentpunkten

des Vorjahres mit den im betrachteten Jahr erzielten Lohnsteigerungsraten, zeigt sich

jedoch erstaunlich deutlich, dass die Veränderung der Arbeitslosigkeit auf die Lohn-

abschlüsse keinen resp. im Trend sogar einen positiven Einfluss hat.48

Abbildung 4.3: Veränderungen der Arbeitslosenquote und Nominallohnsteigerungsra-

ten 1960 bis 1994
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Quelle: Statistisches Bundesamt, Sachverständigenrat

Die bisherigen Ausführungen legen den Schluss nahe, die Arbeitsmarktsituation, ope-

rationalisiert durch die Arbeitslosenquote oder ihre absoluten Veränderungen, habe

48Dabei ist es unerheblich, ob die Veränderung der Arbeitslosenquote der aktuellen oder der Vorperi-

ode betrachtet wird.
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keinen Einfluss auf die Bestimmung der Nominallohnsteigerungsrate. Dieses Ergebnis

ist unbefriedigend, steht es doch im Widerspruch zu den theoretischen Überlegungen

wie auch den Verlautbarungen der gewerkschaftlichen Vertreter in der Bundesrepublik.

Mit der folgenden Interpretation des Lohnfindungsprozesses gelingt die Einbeziehung

sowohl des empirischen Ansatzes der Lohnforderung - gegeben durch den sogenann-

ten Orientierungsrahmen - als auch der Arbeitmarktsituation.

Dazu gehen wir davon aus, dass mit der Sachverständigenprognose der richtige Indi-

kator für die von den Gewerkschaften verwendete Steigerung der Arbeitsproduktivität

und des Preisindizes für den Privaten Verbrauch vorliegt, lassen aber die Prämisse

einer konstanten Relation zwischen Lohnforderung und Verhandlungsergebnis fallen.

Stattdessen nehmen wir an, dass die Gewerkschaften mit ihrer Lohnforderung stets ver-

suchen, den potenziellen Verteilungsspielraum auszunutzen. Dieser sei gegeben durch

die Summe aus erwarteter Preissteigerungsrate P̂e und erwarteter Zunahme der Ar-

beitsproduktivität ŷe.

Die Höhe der dritten Komponente des Orientierungsrahmen - des Umverteilungsbonus

UB - ist vorab nicht auszumachen, deshalb definieren wir diese als ex post-Größe als

Differenz aus der realisierten Lohnsteigerungsrate und der Lohnforderung.

UB = ŵreal
� ŵ f ord

UB = ŵreal
� P̂e

� ŷe

Der Umverteilungsbonus nimmt positive Werte an, wenn der erzielte Nominallohnzu-

wachs größer ist als der potenzielle Umverteilungsspielraum und wird im umgekehrten

Fall negativ. Als Bestimmungsgröße der Umverteilungskomponente kann die Lage auf

dem Arbeitsmarkt angenommen werden. Diese determiniert sowohl die (unbekannte)

Ausgangsforderung der Gewerkschaft wie auch die Machtpositionen der Tarifpartei-

en im Verhandlungsprozess und damit die schließlich vereinbarte Lohnsteigerungsra-

te. Mit der ex post-Definition des realisierten Umverteilungsbonus wird für uns aus-

schließlich das Verhandlungsergebnis bedeutsam, und es entfällt die Notwendigkeit,

die ex ante-Forderungshöhe der Komponente zu kennen, oder Annahmen darüber zu

treffen.

Operationaliert wird die Arbeitsmarktsituation durch die Veränderung der Arbeitslo-

senquote in Prozentpunkten dAQ, so dass der Umverteilungsbonus eine Funktion der

Veränderung der Arbeitslosenquote ist:
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UB =UB(dAQ):

Die Hypothese ist nun, dass eine Erhöhung der Arbeitslosenquote zu einer Verrin-

gerung der Zuwachsrate des Nominallohns führt. Dies geschieht entweder, weil die

Gewerkschaften den Umverteilungsbonus in der Lohnforderung von vorneherein mit

einem geringen oder negativen Wert ansetzen, oder weil deren Verhandlungsmacht in-

folge der sich verschlechternden Beschäftigungsbedingungen sinkt. Damit ist die rea-

lisierte Nominallohnsteigerungsrate wreal abhängig von den erwarteten Zuwachsraten

des Preisniveaus und der Arbeitsproduktivität sowie der Veränderung der Arbeitslo-

senquote.

ŵreal(P̂e
; ŷe

;dAQ) = P̂e + ŷe +UB

Unter Verwendung der vom Sachverständigenrat prognostizierten Werte für die Steige-

rungsrate des Preisindizes des Privaten Verbrauchs und der Arbeitsproduktivität zeigt

sich empirisch folgendes Bild bzw. folgende Korrelation mit der absoluten Verände-

rung der Arbeitslosenquote:

Abbildung 4.4: Umverteilungsbonus und Veränderungen der Arbeitslosenquote 1960

bis 1994
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Quelle: Statistisches Bundesamt, Sachverständigenrat und eigene Berechnungen

Bei betrachteten 31 Perioden wurde in den neun Jahren ein positiver Umverteilungs-

bonus erzielt, in denen die Arbeitslosenquote positiv oder annähernd konstant blieb.

D.h. zu gut einem Drittel war die Lohnsteigerung größer als die Summe aus erwarteter

Preissteigerungsrate und Zunahme der Arbeitsproduktivität. Mehr als doppelt so häufig

war der Umverteilungsbonus negativ. Dies war zumeist der Fall bei nur geringfügigen

Veränderungen der Arbeitslosenquote in beiderlei Richtung, und insbesondere für die

Jahre mit einem starken Anstieg der Arbeitslosenquote.
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Tabelle 4.9: Korrelationskoeffizienten zwischen Umverteilungsbonus und Veränderun-

gen der Arbeitslosenquote

t +2 t +1 t t�1 t�2

rUB(:);dAQ(t) �0;51 �0;79 �0;18 0;14 0;14

Quelle: eigene Berechnungen

Der Korrelationskoeffizient rUB(t+1);dAQ(t) = �0;79 zeigt deutlich den negativen Zu-

sammenhang zwischen der Veränderung der Arbeitslosenquote und dem Umvertei-

lungsbonus in der Folgeperiode. Innerhalb des Modells hat das Niveau der Arbeitslo-

sigkeit keinen Einfluss auf die Höhe des Umverteilungsbonus; eine Annahme, die sich

empirisch bestätigt - das Bestimmtheitsmaß beträgt 0;01.

Abbildung 4.5: Umverteilungsbonus und Arbeitslosenquoten 1960 bis 1994
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Quelle: Statistisches Bundesamt, Sachverständigenrat und eigene Berechnungen

Ziel dieses Abschnitts war die Ableitung der Determinanten der Nominallohnsteige-

rungsrate und deren empirische Überprüfung, um insbesondere zu klären, inwieweit

die Schwankungen der Lohnsteigerungsrate durch das zyklische Verhalten der Ein-

flussfaktoren begründet werden kann. In den üblichen theoretischen Modellen werden

als Bestimmungsfaktoren der Lohnanpassung hauptsächlich die erwartete Preissteige-

rungsrate und die Arbeitsmarktsituation genannt, wobei letztere i.d.R. als Niveau der

Arbeitslosigkeit operationalisiert wird.

Das in diesem Abschnitt entwickelte und benutzte Modell nennt als Einflussfaktoren

der Nominallohnsteigerungsraten drei Faktoren: Die prognostizierten Werte für die

Preissteigerungsrate des Privaten Verbrauchs und die Arbeitsproduktivität je Stunde
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sowie den Umverteilungsbonus, wobei letzterer abhängt von der Veränderung der Ar-

beitslosenquote in Prozentpunkten.

Betrachten wir abschließend die Korrelationen der Einzelkomponenten der Lohnstei-

gerungsrate mit dem Bruttoinlandsprodukt, kann festgestellt werden, dass die Umver-

teilungskomponente des Lohnsatzes deutlich mit dem Sozialprodukt der Vorperiode

korreliert ist (rUB(t+1);BIP(t) = 0;68), während die erwartete Arbeitsproduktivität nur

tendenziell prozyklisch verläuft und die prognostizierte Inflationsrate keine Korrelati-

on erkennen lässt. Die Schwankungen der Lohnsteigerungsrate sind damit als Summe

der Schwankungen der Einzelkomponenten zu begründen. Insofern wird das Ergeb-

nis einer dem Bruttoinlandsprodukt tendenziell nachlaufenden Lohnsteigerungsrate

(rw(t+1);BIP(t) = 0;55) dominiert von der Entwicklung des Umverteilungsbonus, der

als Funktion der Veränderung der Arbeitslosenquote angenommen wurde, die wieder-

um deutlich mit dem Output korreliert ist. Abbildung 4.10 zeigt diese Zusammenhänge

nochmals auf.

Tabelle 4.10: Korrelationskoeffizienten zwischen den Komponenten der Lohnsteige-

rungsrate und dem Bruttoinlandsprodukt

t +2 t +1 t t�1 t�2

rw(:);BIP(t) 0;44 0;55 0;11 �0;22 �0;03

rUB(:);BIP(t) 0;56 0;68 �0;10 �0;24 0;02

rye(:);BIP(t) 0;09 0;35 0;48 0;22 0;08

rPe(:);BIP(t) 0;07 �0;01 �0;22 �0;37 �0;32

rdAQ(:);BIP(t) 0;11 �0;46 �0;80 �0;23 0;12

Quelle: eigene Berechnungen

4.4 Fazit

Während lohntheoretische und -empirische Überlegungen üblicherweise die Fragestel-

lung bearbeiten, warum durch kollektive Verhandlungen Löhne oberhalb eines kom-

petitiven Gleichgewichtslohnes vereinbart werden, bzw. inwieweit die Tarifparteien

einer bestehenden Arbeitslosigeit Rechnung tragen, lag der Fokus unserer Betrachtun-

gen auf der Beziehung zwischen Output- und Nominallohnsteigerungen.
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Dazu wurde der Verhandlungsprozess vor dem Hintergrund der tarifpolitischen Rea-

lität zwischen 1960 und 1994 analysiert und interpretiert. Es wurde abgeleitet, dass

sich die Lohnsteigerungsrate aus mehreren Komponenten zusammensetzt: der Summe

aus antizipierter Inflationsrate und erwarteter Steigerungsrate der Arbeitsproduktivität

ab- bzw. zuzüglich eines Umverteilungsfaktors, der von der Verhandlungsstärke der

Tarifparteien abhängt. Letztere ist wiederum eine Funktion der Situation auf dem Ar-

beitsmarkt, operationalisiert durch die absolute Veränderung der Arbeitslosenquote,

und damit konjunkturabhängig.

Darauf basierend kann nun folgende theoretische Aufspaltung der Nominallohnsteige-

rungsrate vorgenommen werden: Wir unterscheiden theoretisch in einen produktions-

kostenneutralen und einen produktionstkostenverändernden Teil der Lohnsteigerungs-

rate. Kostenneutral sei dabei die Summe aus erwarteter Inflationsrate und erwarteter

Steigerung der Arbeitsproduktivität. Diese Sichtweise widerspricht dem Konzept der

produktivitätsorientierten Lohnpolitik, dem die Vorstellung zugrunde liegt, dass aus-

schließlich eine Lohnsteigerung in Höhe der Zunahme der Arbeitsproduktivität neu-

tral in Bezug auf die Stückkosten und damit auf die Stückpreise und letztlich das ge-

samtwirtschaftliche Preisniveau ist. Die Argumentation an dieser Stelle bezieht sich

hingegen auf die einzelwirtschaftliche Rationalität: So bedeutet die Einbeziehung der

prognostizierten Preissteigerungsrate in die Lohnsteigerungsrate für das einzelne Un-

ternehmen ein Nullsummenspiel, da die Erhöhung seines Produktpreises bereits präju-

diziert wurde. In die Prognose der Wirtschaftsinstitute geht systematisch auch die er-

wartete Lohnsteigerungsrate und der damit assoziierte Anstieg der Produktpreise resp.

des allgemeinen Preisniveaus ein. Es ist davon auszugehen, dass die Unternehmen sich

in ihrer Preis- und Absatzplanung ebenso an den Prognosen orientieren, wie wir dies

für die Gewerkschaften unterstellt haben. Wir können daher davon ausgehen, dass sich

mit der Einbeziehung der erwarteten Preissteigerungsrate des Privaten Verbrauchs in

die Lohnsteigerungsrate die ’Prophezeihung erfüllt’ und die Erwartungen und Pläne

des Unternehmens verifiziert, nicht konterkariert werden. Entfiele dieser sogenannte

Inflationsausgleich, ist kurzfristig weniger davon auszugehen, dass die Produktpreise

konstant blieben, als vielmehr davon, dass sich bei steigenden Preisen die Stückgewin-

ne der Unternehmen erhöhten.

Es verbleibt die Interpretation des Umverteilungsbonus als produktionskostenverändern-

de Komponente der Lohnsteigerungsrate. Ein positiver Wert, der annahmegemäß dar-

aus resultiert, dass eine Arbeitsmarktentwicklung zugunsten der gewerkschaftlichen

Verhandlungsmacht vorliegt, erhöht die Produktionskosten der Unternehmen über das
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antizipierte Maß hinaus. Kompensationsmaßnahmen in Form von Beschäftigungsab-

bau, Rationalisierungsinvestionen u.ä. werden die Folge sein. Ein negativer Wert des

Umverteilungsbonus, also eine Lohnsteigerungsrate, die geringer ist als der prognosti-

zierte Zuwachs von Preisindex und Arbeitsproduktivität mindert dementsprechend den

erwarteten Anstieg der Produktionskosten und führt damit c.p. zu steigenden Stückge-

winnen.

Diese Interpretation, die nur einen Teil der Lohnsteigerungsrate als kostenverändernd

definiert, basiert auf der Annahme, dass sowohl die Zunahme des Preisniveaus als auch

der Arbeitsproduktivität von den Tarifparteien richtig antizipiert und dementsprechend

auch realisiert werden. Damit kann innerhalb der Wirkungsperiode der Lohnsteigerung

dieser Teil der Erhöhung ohne zusätzliche Anpassungsstrategien kompensiert werden,

wohingegen die durch den Umverteilungsbonus resultierende Lohnerhöhung die Un-

ternehmen ’unvorbereitet’ trifft. Insofern soll im Folgenden diese Komponente der

Lohnsteigerungsrate als kostensteigernd bezeichnet werden.

Wir haben empirisch gezeigt, dass der Umverteilungsbonus mit der Veränderung der

Arbeitslosenquote positiv korreliert ist und diese wiederum mit dem Bruttoinlandspro-

dukt. Damit steht auch die Lohnsteigerungsrate durch ihren als kostensteigernd defi-

nierten Teil in Beziehung zur konjunkturellen Entwicklung des Sozialprodukts, d.h.

wir können folgern, dass die Steigerung der Lohnkosten prozyklisch ist.

4.5 Operationalisierung der Nominallohnsteigerungs-

rate

Für die Operationalisierung der Lohnsteigerungsrate stehen verschiedene Möglichkei-

ten zur Verfügung:

� Änderungsrate des Bruttoeinkommens aus unselbständiger Arbeit (je Be-

schäftigten)

Das Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit ist die zentrale Größe zur

Beschreibung der funktionalen Verteilung des Volkseinkommens, das Komple-

ment wird erfasst durch das Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und

Vermögen. Statistisch aus den Daten der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnun-

gen gewonnen, gehen neben den ausbezahlten Löhnen und Gehältern alle indi-
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rekten Kosten der Arbeit ein, einschließlich der faktischen und unterstellten Ar-

beitgeberbeiträge zur Sozialversicherung. Da somit auch sämtliche freiwillige

Ausgaben der Arbeitgeber erfasst werden, repräsentiert die Größe weniger die

tariflichen als die effektiven Lohnsteigerungen zuzüglich der staatlich admini-

strierten Veränderungen der Sozialversicherungsbeiträge. Quantitative Verände-

rungen in der Zahl der Beschäftigten beeinflussen das Bruttoeinkommen gleich-

gerichtet, so dass sich Preis- und Volumenkomponente nicht mehr trennen las-

sen. Daneben gehen Struktureffekte - Veränderungen in der qualitativen Zusam-

mensetzung der Erwerbstätigkeit (nach Lohn- oder Gehaltsgruppen, Qualifika-

tion, Wirtschaftszweigen) - ein, die auch durch die Erhebung je Beschäftigen

nicht eliminiert werden. Die Verwendung von Veränderungsraten je Beschäftig-

ten beinhaltet zusätzlich das Problem bereits vollzogener Anpassungen, so dass

ex post nicht erkennbar ist, ob bspw. ein Rückgang des Bruttoeinkommens je

beschäftigten Arbeitnehmer zurückzuführen ist auf eine Reduktion der Beschäfti-

gung infolge von Substitutionsprozessen oder auf einen Rückgang der Arbeits-

kosten je Beschäftigten.

Die Veränderung des Bruttoeinkommens aus unselbständiger Arbeit (je beschäf-

tigten Arbeitnehmer) ist damit wenig geeignet, die Einkommensveränderungen

aufgrund von tariflichen Lohnverhandlungen abzubilden,

stattdessen wird ein grobes Maß für den durchschnittlichen Verdienst eines Ar-

beitnehmers gegeben. Auch bei der Interpretation im Sinne von Arbeitskosten -

oder deflationiert realen Arbeitskosten -, wie sie vom Sachverständigenrat vor-

genommen wird49, muss berücksichtigt werden, dass den Erhebungen die effek-

tiven Lohn- und Gehaltszahlungen zugrundeliegen.

� Änderungsrate der Bruttolohn- und -gehaltssumme (je Beschäftigten)

Das Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit vermindert um die tatsächli-

chen und unterstellten Sozialversicherungsbeiträge der Arbeitgeber ergibt die

Bruttolohn- und Gehaltssumme. Die Verwendung dieser Größe zur Messung

von Lohnsteigerungsraten weist dieselben Probleme auf wie die für das Brut-

toeinkommen beschriebenen und wird aus diesen Gründen für die Analyse ab-

gelehnt.

49Vergleiche Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (1997),

Tabelle 50 auf S. 125.
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� Änderungsrate der verschiedenen Tarifindizes

Sogenannte Tarifindizes werden erhoben vom Statistischen Bundesamt und der

Deutschen Bundesbank. Die vom Statistischen Bundesamt veröffentlichten Ta-

rifindizes beziehen sich auf ausgewählte Wirtschaftsbereiche und werden ge-

trennt für Angestellte und Arbeiter ermittelt. Bei der Berechnung wird die men-

genmäßige Zusammensetzung, ausgedrückt in tariflichen Lohn- und Gehalts-

gruppen eines Basisjahres, konstant gehalten. Die Indizes gehen vom tariflichen

Grundlohn resp. von tariflichen Endgehältern aus. Nicht berücksichtigt werden

von individuellen Merkmalen abhängige tarifliche Leistungen. Die Jahresdurch-

schnitte werden als arithmetisches Mittel aus vier Monatswerten gebildet.

Die Deutsche Bundesbank publiziert einen gesamtwirtschaftlichen Tarifindex,

der die Tariflohn und -gehaltsentwicklung aller beschäftigten Arbeitnehmer (ein-

schl. Beamter) auf Monats- und Stundenbasis darstellt. Urlaubs- und Weihnachts-

geldzahlungen gehen bei der Berechnung auf Jahresbasis ebenfalls in den In-

dex ein. Die Gewichtung der Tarifverträge, die auf den jeweiligen Beschäftig-

tenzahlen beruht, wird von Jahr zu Jahr der Beschäftigtenentwicklung ange-

passt, so dass sich im Index der Bundesbank - anders als im Tariflohnindex

des Statistischen Bundesamtes, der mit konstanten Gewichten gerechnet wird

- beim mehrjährigen Vergleich auch Verschiebungen der Beschäftigtenstruktur

auswirken können.50 Arbeitszeitverkürzungen erhöhen den Index der tariflichen

Wochenlöhne des Statistischen Bundesamtes, wenn sich bei vollem Lohnaus-

gleich dieselbe Lohnsumme auf eine geringere Anzahl von Wochenstunden ver-

teilt, während die Tarifgehälter mit dem Monat als Bezugsbasis davon unberührt

bleiben, auch wenn für die Angestellten die monatliche Arbeitszeit ebenfalls

verkürzt wird.

Im gesamtwirtschaftlichen Index der Deutschen Bundesbank wirken sich tarifli-

che Arbeitszeitverkürzungen bei der Darstellung auf Monatsbasis für die Lohn-

empfänger, sofern sie nicht durch einen entsprechenden Lohnausgleich kompen-

siert werden, durch einen entsprechenden Rückgang des Monatslohns aus.

Tarifindizes sind folglich in der Lage, die reine Preiskomponente, soweit sie sich

in den Tarifabschlüssen manifestiert, zu messen. Über- und außertarifliche Lei-

stungen, die von den Arbeitgebern freiwillig geleistet werden, finden in den In-

dizes keine Berücksichtigung. Ein weiterer Vorteil der Indexbetrachtung ist die

50Vergleiche Schoer (1986), S. 861-871.
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Einbeziehung der Zeitpunkte von Tarifabschlüssen, wodurch die jahresdurch-

schnittliche Lohnerhöhung relativ genau erfasst wird.

� Änderungsrate der Arbeitskosten

Eine weitere Möglichkeit, Lohnsteigerungsraten zu operationalisieren, besteht in

der Betrachtung der Arbeitskosten, die vom statistischen Bundesamt seit 1966

mit drei-, ab 1984 in vierjährlicher Periodizität erhoben werden. Als Arbeitsko-

sten werden sowohl die Entgelte als auch sämtliche Personalnebenkosten (ge-

setzliche und sonstige)51 erfasst. Die Erhebungsmethode ermöglicht damit ei-

ne Unterscheidung in die Entwicklung der Effektivverdienste einerseits und die

Entwicklung insbesondere der gesetzlichen Personalnebenkosten andererseits.

Tariflohnveränderungen sind hingegen nicht klar identifizierbar. Deshalb, und

weil durch die lediglich mehrjährigen Erhebungstermine die konjunkturelle Kom-

pononente nicht ersichtlich ist, kann die Veränderung der Arbeitskosten den

Zweck, Lohnsteigerungsraten zu messen, nicht erfüllen.

Aufgrund der vorhergehenden Ausführungen kann entschieden werden, dass die Ver-

wendung von Tarifindizes für die Messung von ausgehandelten Lohnsteigerungsraten

zweckmäßig ist. Speziell sollen die Indizes des Statistischen Bundesamtes verwendet

werden. Eine nächste Frage ist, ob reale oder nominale Größen betrachtet werden sol-

len. Für die Analyse der Ergebnisse von Lohnverhandlungen empfiehlt es sich, die no-

minalen Veränderungen heranzuziehen, während für die Untersuchung der Wirkungen

von Lohnsteigerungen i.d.R. die realen Änderungen betrachtet werden.52 Abweichend

dazu werden wir für die Analyse der Anpassungswirkungen von Lohnsteigerungen

auf die Berechnung einer Reallohnsteigerung verzichten, da mit der Argumentation in

Kapitel 4.3 und 4.4 eine abweichende Definition für Kompensationsstrategien impli-

zierende Lohnkostensteigerungen gegeben wurde: Nicht die Erhöhung des Reallohns

induziert Anpassungen in den Folgeperioden, sondern ein positiver Umverteilungs-

bonus. Die genaue Ableitung der Kompensationsstrategien findet im nachfolgenden

51Zur genauen Abgrenzung des Arbeitskostenbegriffes vergleiche Statistisches Bundesamt (1992).
52Für die Deflationierung sind grundsätzlich zwei Perspektiven notwendig: Um die Realeinkommens-

veränderungen aus Arbeitnehmersicht zu messen, sollten die Verdienste um die Verbraucherpreisände-

rungen bereinigt werden, die realen Kosten der Unternehmen werden hingegen am ehesten durch den

Deflator des Bruttoinlandsprodukts erfasst. Idealerweise müssten auf der Verdienstseite Nettoindizes

verwendet werden und für die Deflationierung ein Index zur Verfügung stehen, der über die Lebenshal-

tungskosten hinaus die Preisentwicklung der Aufwendungen für den gesparten Anteil des Einkommens

misst.
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Kapitel 5 statt.

Für die empirische Analyse wird dementsprechend der Tarifindex der Stundenlöhne

im Produzierenden Gewerbe benutzt53. Die Beschränkung auf das Produzierende Ge-

werbe ist wiederum bedingt durch die nachfolgende Argumentation bezüglich der An-

passungsstrategien, die sich auf die Veränderung der technischen Relationen des Pro-

duktionsprozesses beziehen.

4.6 Methodische Erläuterungen

Die Hypothesen zum prozyklischen Verlauf der Arbeitsproduktivität (insbesondere

Kapitel 5.1) beziehen sich im Wesentlichen auf die Bedingungen industrieller Produk-

tion, d.h. die Faktoreinsatzrelationen von Kapital und Arbeit sowie deren Veränderung

über die Zeit sind zentrale Größen für die Argumentation lohninduzierter Kapitalinten-

sivierung. Im Vordergrund der Betrachtung steht deshalb der Sektor des Produzieren-

den Gewerbes, da dieser im Gegensatz zum Dienstleistungssektor resp. Sektor Handel

und Verkehr durch eine technisch engere Beziehung zwischen den Produktionsfakto-

ren Arbeit und Kapital gekennzeichnet werden kann.54 Gemäß der formulierten Hy-

pothesen werden jedoch auch gesamtwirtschaftliche Zeitreihen benutzt:

1. Das Bruttoinlandsprodukt, da dieses definiert wird als Referenzreihe des gesamt-

wirtschaftichen Konjunkturzyklus, und die Höhe des Umverteilungsbonus als

abhängig von der gesamtwirtschaftlichen konjunkturellen Situation angenom-

men wird,

2. die Arbeitslosenquote, da angenommen wird, dass die ausgehandelten Lohnstei-

gerungsraten u.a. abhängig sind von der absoluten Veränderung der gesamtwirt-

schaftlichen Arbeitslosenquote,

53Der Korrelationskoeffizient von 0;99 zwischen den Reihen Tarifindex der Stundenlöhne und Ta-

rifindex der Monatsgehälter verdeutlicht, dass es keinen Unterschied macht, welchen der beiden wir

verwenden.
54Dass die Ergebnisse dieser Arbeit auch für den Dienstleistungssektor bzw. Sektor Handel und Ver-

kehr Gültigkeit besitzen, kann durch die einfache Annahme optimaler Humankapitalallokation gewähr-

leistet werden. Dann nämlich hängt die Arbeitsproduktivität wieder nur ab von der Kapitalausstattung

des Arbeitsplatzes.
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3. die erwartete Inflationsrate, da angenommen wird, dass Arbeitgeber und Ge-

werkschaften sich an der gesamtwirtschaftlichen Preisentwickung orientieren,

und

4. die erwartete Steigerungsrate der Arbeitsproduktivität, da angenommen wird,

dass diese die branchenspezifische gut approximiert.

Die benutzten Zeitreihen bestehen i.d.R. aus Jahresdaten von 1960 bis 1994, die Stich-

probenlänge ist damit n = 35. Aufgrund der Einstellung des getrennten Ausweises

einiger Reihen in West- und Ostdeutschland ist eine Ausdehnung des Betrachtungs-

zeitraumes nicht möglich: Die Überprüfung der These lohninduzierter Kapitalintensi-

vierung erfordert die Betrachtung des Kapitalstocks, der jedoch seit 1995 nur noch in

gesamtdeutscher Berechnung ausgewiesen wird.

Empirischer Untersuchungsgegenstand ist das zyklische Verhalten verschiedener Zeit-

reihen zueinander. Dabei soll die Entwicklung des realen Sozialprodukts als Maßstab

der wirtschaftlichen Aktivität gelten, mit dem die Entwicklung der übrigen Größen

verglichen wird. Im Vordergrund der Betrachtung steht die Frage, ob die einzelnen

Zeitreihen pro- oder antizyklisch in Bezug auf das reale Sozialprodukt verlaufen so-

wie vor- oder nachlaufend in Bezug auf andere Reihen. Für die Analyse betrachten

wir die Veränderungsraten der Zeitreihe, verwenden zur Trendbereinigung also einen

Differenzenfilter erster Ordnung.55 Dies impliziert die Zugrundelegung eines multipli-

kativen Komponentenmodells.56 Damit unterstellen wir, dass der Trend - im Gegensatz

zu der üblichen Annahme in wachstumstheoretischen Modellen - nicht konstant ist.57

Neben der graphischen Veranschaulichung der Ergebnisse werden wir die relevanten

Zeitreihen mit Hilfe von Zeitreihenmomenten beschreiben. Besonderes Interesse gilt

dem zeitlichen Muster mehrerer Reihen, also der Analyse pro- oder antizyklischen

und vor- oder nachlaufenden Verhaltens. Insofern werden wir an den gegebenen Stel-

len die relevanten Korrelationskoeffizienten angeben. Dabei prüfen wir das Verhal-

ten einer Reihe x = fxtg
n
t=1 gegenüber einer Referenzreihe y = fytg

n
t=1 durch Be-

rechung des empirischen Korrelationskoeffizienten nach Bravais-Pearson rx(t+i);y(t),

55Vergleiche zu den statistischen Methoden Maußner (1994, Kapitel D) oder Schlittgen & Streitberg

(1994, Kapitel 1).
56Das Komponentenmodell unterscheidet vier Bausteine einer Zeitreihe: den Trend, die Konjunktur-

komponente, die Saison und eine irreguläre Komponente.
57Begreift man die Zeitreihe als einen stochastischen Prozess, folgt der technische Fortschritt bei

Benutzung des Differenzenfilters einem Random Walk.
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wobei i = 1;2; :::; die Zahl der Perioden angibt, um welche die Reihe x nach hinten

(�) bzw. nach vorne (+) verschoben ist. Prozyklische (antizyklische) Reihen haben

einen signifikant positiven (negativen) Korrelationskoeffizienten bei i = 0, vorlaufende

(nachlaufende) Reihen erreichen bei i = n das Maximum des Korrelationskoeffizien-

ten. Für eine um beispielsweise zwei Perioden hinter y nachlaufende Reihe x ist der

Korrelationskoeffizient rx(t+2);y(t) bei i = 2 maximal, vorlaufend wäre sie bei einem

Maximum für i=2 des Korrelationskoeffizienten rx(t�2);y(t).
58

58Bei Vorlauf von x ist der zyklische Verlauf der Reihen gleich, wenn man x als um n Perioden ge-

genüber y nach hinten verschoben auffasst, also die Datenpunkte x(t�n) und y(t) eine gleiche Tendenz

aufweisen et vice versa.
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Kapitel 5

Ableitung der Hypothese und

empirische Überprüfung

In den vorhergehenden Kapiteln wurden die wichtigsten Erklärungshypothesen einer

prozyklischen Arbeitsproduktivität vorgestellt und einer theoretischen Überprüfung

unterzogen. Dabei konnte festgestellt werden, dass die bis heute prominenteste Be-

gründung - das Labour Hoarding - als alleinige Erklärung wenig plausibel ist. Produk-

tionstheorisch wurde abgeleitet, dass Variationen des Kapitaleinsatzes sowie techni-

scher Fortschritt die gleichgerichtete Veränderung der Arbeitsproduktivität und Output

im Konjunkturzyklus erklären können. Im Weiteren haben wir gezeigt, dass die No-

minallohnsteigerungsrate als Verhandlungsergebnis zwischen Arbeitgebern und Ge-

werkschaften die erwarteten Zuwächse von Arbeitsproduktivität und Preisniveau so-

wie einen konjunkturabhängigen Umverteilungsbonus enthält.

Nachfolgend soll nun anhand eines Produktionsanpassungsmodells die eingangs auf-

gestellte Hypothese lohninduzierter Kapitalintensivierung zur Erklärung des empirisch

prozyklischen Verlaufs der Arbeitsproduktivität untermauert werden: Durch die Lohn-

entwicklung werden Substitutionsprozesse ausgelöst, die über Veränderungen der Ka-

pitalintensität zu prozyklischen Schwankungen der Arbeitsproduktivität führen. Das

Hauptinteresse gilt den Kausalbeziehungen zwischen den einzelnen relevanten ökono-

mischen Variablen. Dazu wird der Begriff arbeitssparender Rationalisierungsinvesti-

tionen benutzt, mit dem eine Kategorie von Investitionen definiert wird, die lohnindu-

ziert sind und die Kapitalintensität der Produktion erhöhen. Ein weiteres Element des

Modells ist die Bestimmung des tatsächlichen Kapitaleinsatzes in Abgrenzung zum
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Kapitalstock, mit dem üblicherweise die in der Produktion eingesetzten Kapitalgüter

erfasst werden.

Im zweiten Teil des Kapites werden die Hypothesen einer empirischen Überprüfung

unterzogen. Dazu betrachten wir die konjunkturelle Komponente der Zeitreihen von

Bruttowertschöpfung, Arbeitsproduktivität, Kapitalproduktivität und -intensität im Pro-

duzierenden Gewerbe und leiten mit Hilfe der empirischen Zeitreihenmomente ab,

dass die These lohninduzierter Kapitalintensivierung als Begründung der prozykli-

schen Arbeitsproduktivität nicht abgelehnt werden kann. Abschließend wird exkurs-

artig eine Korrektur des statistischen Maßes der Kapitalproduktivität vorgeschlagen,

die die theoretisch i.d.R. angenommene Konstanz des Kapitalkoeffizienten empirisch

besser abbildet als das konventionelle Maß.

5.1 Die Alternativhypothese

Grundelement der nachfolgenden Argumentation zur Begründung von SRIRL ist ein

kurzfristig schwankender Kapitaleinsatz. Damit wird die übliche Annahme, der Ka-

pitalstock sei kurzfristig fix und wird durch die Kombination mit mehr oder weni-

ger Arbeit unterschiedlich intensiv genutzt, präzisiert. Die Überlegung ist, dass das

tatsächliche Verhältnis von Kapital- zu Arbeiteinsatz die Arbeitsproduktivität determi-

niert. Der Einfluss der Kapitalproduktivität, die gemäß der in Kapitel 2 dargestellten

tautologischen Beziehung ebenfalls Bestimmungsgröße der Arbeitsproduktivität ist,

wird demgegenüber als gering postuliert.

Während der Auslastungsgrad des Kapitalstocks damit wichtig für die Erklärung der

prozyklischen Arbeitsproduktivität ist, spielt die Höhe des Kapitalstocks für die Kon-

junkturerklärung eine Rolle, in die die These der lohninduzierten Kapitalintensivie-

rung eingebettet wird. Und zwar gehen wir davon aus, dass der Zyklus selbst von einer

Kaldorschen Investitionsfunktion bestimmt wird: Die Investitionsnachfrage nimmt mit

dem Einkommen zu (nicht mit der Einkommensänderung des Multiplikator-Akzelera-

tor-Modells) und fällt mit steigendem Kapitalstock. Aus dem Gegeneinander von Nach-

frage- und Kapazitätseffekt der Investitionen erwächst der Konjunkturzyklus.1 Dabei

können die vier Phasen des Zyklus folgendermaßen charakterisiert werden: Im Ab-

schwung hat der Kapitalstock bei überdurchschnittlichem Einkommensniveau sein

1Vergleiche zum Folgenden Maußner (1994), S. 152ff.
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Maximum erreicht. Aufgrunddessen ist die Investitionsnachfrage so stark gesunken,

dass die Nettoinvestition negativ ist. Gleichzeitig hat die einkommensabhängige Er-

sparnis stark zugenommen, so dass letztlich Nachfrage, Produktion, Einkommen und

Kapitalstock sinken. Der konjunkturelle Tiefpunkt ist davon geprägt, dass die Haus-

halte infolge des gesunkenen Einkommens entsparen und damit den Nachfrageeffekt

der weiterhin negativen Nettoinvestitionen kompensieren. Der Kapitalstock sinkt wei-

terhin, wohingegen die Produktion wieder zunimmt. Im Aufschwung führen nun die

steigende Produktion und der gesunkene Kapitalstock zu wieder positiven Nettoin-

vestitionen, welche die Ersparnis der Haushalte übersteigen. Produktion und Kapital-

stock wachsen. Im Boom erreichen Produktion und Einkommen ihr Maximum. Die

Investitionsnachfrage beginnt aufgrund des gestiegenen Kapitalbestandes zu sinken,

während die Ersparnisse ebenfalls maximal werden und die Investitionen übersteigen.

Die Produktion beginnt zu sinken, während der Kapitalstock noch zunimmt.

Dieses in seiner Einfachheit bestechende Modell im Hintergrund der folgenden Aus-

führungen ’arbeiten’ zu lassen, ist aus folgendem Grunde sinnvoll: Da keine Aussagen

über die Entwicklung von Löhnen, Güterpreisen, Zinsen und der Arbeitsproduktivität

gemacht werden, stehen die notwendigen Freiheitsgrade zur Verfügung, Hypothesen

über den Zusammenhang von Lohnsteigerungen und Steigerungen der Arbeitsproduk-

tivität zu treffen. Zum anderen widerspricht die Aussage der Kaldorschen Konjunktur-

erklärung empirischen Zusammenhängen nicht, wie noch gezeigt werden wird.2

Wir betrachten des Weiteren eine Volkswirtschaft, in der Lohnsatz bzw. die Nominal-

lohnsteigerungsrate das Ergebnis von Verhandlungen zwischen Arbeitgebern und Ge-

werkschaften ist. Die Lohnsteigerungsrate setzt sich dabei aus mehreren Komponenten

zusammen: der Summe aus antizipierter Inflationsrate und erwarteter Steigerungsra-

te der Arbeitsproduktivität ab- bzw. zuzüglich eines Umverteilungsfaktors, der von

der Verhandlungsstärke der Tarifparteien abhängt. Ausgehend von dieser Überlegung

konnte geschlossen werden, dass der produktionskostensteigernde Teil der Lohnsteige-

rungen prozyklisch ist. Wie bereits in Kapitel 4.3.4 abgeleitet, soll unter der kostenstei-

gernden Komponente der nicht durch Prognosen antizipierte Teil der Lohnsteigerung

verstanden werden, für den dementsprechend keine bereits initiierten Kompensationen

zur Verfügung stehen, die innerhalb der Tarifdauer von i.d.R. einem Jahr umgesetzt

werden können.

Weiterhin gehen wir davon aus, dass mit der Erhöhung des Nominallohns auch eine

2Siehe auch Maußner (1994), S. 157f.
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Erhöhung des Reallohns verbunden ist: Die Kostensteigerung wird aufgrund der Kon-

kurrenz auf den Produktmärkten nicht vollständig auf die Preise überwälzt. Auch hier

können wir vereinfachend annehmen, dass es der aus einem positiven Umverteilungs-

bonus resultierende Teil der Lohnerhöhung ist, der eine nachhaltige, nicht innerhalb

der Periode kompensierbare Lohnkostensteigerung für die Unternehmen verursacht.

Unter der Prämisse, dass der Kapitalnutzungspreis konstant ist bzw. nicht in dem Ma-

ße wie der Lohnsatz steigt, folgt eine Veränderung der Faktorpreisrelation zulasten

des Faktors Arbeit. Diese Annahme wird durch den empirischen Befund einer klaren

Schere in der Entwicklung von Kapital- und Arbeitskosten in der BRD zwischen 1962

und 1994 erhärtet: Approximieren wir die Faktorkosten durch die Preisentwicklung für

Investitionsgüter3 einerseits und die Bruttolohn- und -gehaltssumme je beschäftigten

Arbeitnehmer andererseits, zeigt sich folgendes Bild:

Abbildung 5.1: Kapital- und Arbeitskosten in der BRD 1962 bis 1994
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Quelle: Statistisches Bundesamt, Sachverständigenrat

Die Veränderung der Faktorpreisrelation beeinflusst nun die Investitionsentscheidung:

Nicht ihrer Höhe nach - diese sei gemäß der unterstellten Kaldorschen Investitions-

funktion abhängig von der Entwicklung von Einkommen und Kapitalstock -, sondern

bezüglich der Wahl der Produktionstechnik. So bedeutet die Lohnerhöhung für den

einzelnen Unternehmer, dass die Faktornachfrageentscheidung der vergangenen Peri-

ode unrentabel geworden ist: Das Grenzprodukt des marginalen Beschäftigten ist nun

geringer als der Lohnsatz. Der Unternehmer reagiert mit Kompensationsstrategien. Da-

bei nehmen wir an, dass nur die Preissteigerungskomponente der Lohnerhöhung auf

den Produktpreis überwälzt wird, für die umverteilungsinduzierte Komponente soll

3Index der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte, Bereich Fertigerzeugnisse: Investitionsgüter, aus-

gewiesen vom Sachverständigenrat.
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dies ausgeschlossen werden.

Es ist somit notwendig, die Arbeitsproduktivität bzw. die Grenzproduktivität der Ar-

beit auf die Höhe des gestiegenen Lohnsatzes zu steigern. Diesbezügliche Anpassun-

gen, so wird angenommen, sind in dem Maße bereits eingeleitet, dass der prognosti-

zierte Anstieg der Arbeitsproduktivität erreicht wird. D.h. es wird auch für die allge-

meine, nicht lohninduzierte Investitionstätigkeit ein allgemeiner Trend hin zu kapital-

intensiveren Fertigungsverfahren angenommen, der zur Steigerung der Arbeitsproduk-

tivität führt. Für die Unternehmen gilt also vordringlich, den aufgrund eines positiven

Umverteilungsbonus entstandenen Kostenanstieg in der betreffenden bzw. in den Fol-

geperioden zu kompensieren. Dies, so wird angenommen, gelingt mit arbeitssparenden

Rationalisierungsinvestitionen, unter denen lohninduzierte Investitionen, die die Kapi-

talintensität der Produktion erhöhen, verstanden werden sollen. Erfolgen keine Erwei-

terungsinvestitionen, wird die Erhöhung der Kapitalintensität über arbeitssparende Er-

satzinvestitionen vorgenommen. Die Veränderung der Produktionstechnologie durch

Investitionen wirkt nun über die Kapitalintensität der Produktion auf die Arbeitspro-

duktivität: Infolge der höheren Ausstattung des einzelnen Beschäftigten mit Kapital

kann dieser ein höheres Produkt erwirtschaften, die Arbeitsproduktivität steigt.

Die Lohnveränderung beeinflusst also bei gegebener Produkt- und Investitionsnachfra-

ge die relative Faktornachfrage und determiniert darüber die Produktionstechnologie.

Am Ende der Anpassung, so nehmen wir an, entspricht der Reallohn erneut der nun

gestiegenen Grenzproduktivität der Arbeit, die Kausalität ist hingegen eine andere:

Entgegen der neoklassischen These, die Grenzproduktivität der Arbeit bestimme den

Lohnsatz, bestimmt nun der Lohnsatz die Produktivität. Der Lohnsatz wird vorgege-

ben, es kommt zu einer erzwungenen Substitution von Arbeit durch Kapital.

Wodurch wird nun in diesem theoretischen Rahmen die Prozyklizität der Arbeitspro-

duktivität begründet?

Zur Veranschaulichung stellen wir uns eine ’konjunkturelle Zeitachse’ vor, die mit ei-

nem Hochpunkt des Outputwachstums beginnt und endet und - in Anlehnung an die

tatsächliche Dauer der Konjunkturzyklen in Deutschland zwischen 1960 und 1994 -

fünf Jahrperioden lang ist.4 Im Ausgangs- und Endpunkt ist neben der Steigerungsra-

te des Sozialprodukts auch die Zunahme der Arbeitsproduktität maximal und gemäß

unserer Hypothese ebenfalls die Kapitalintensität.

4Die zwischen 1960 und 1994 abgeschlossenen sechs Konjunkturzyklen schwanken in ihrer Länge

zwischen vier und sieben Jahren, der Durchschnitt beträgt exakt fünf Jahre.
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Die Annahme ist nun, dass sich der Lohn losgelöst von der Grenzproduktivitätstheorie

im Rahmen kollektiver Verhandlungen bildet, in denen im Ergebnis die Nominallohn-

steigerungsrate festsetzt wird. Die für unsere Argumentation entscheidende umver-

teilungsinduzierte Komponente der Lohnsteigerungsrate schwankt im Konjunkturzy-

klus, wie in Kapitel 4 festgestellt wurde. Phasen steigender wirtschaftlicher Aktivität

begünstigen kostensteigernde Lohnsteigerungsraten, umgekehrt wirken rezessive Pha-

sen dämpfend auf die Lohnzuwächse, wobei - wie bereits gezeigt - ein Lag von ca.

einem Jahr auf die Entwicklung des Sozialprodukts besteht.

Die erforderlichen Anpassungsmaßnahmen brauchen nun wiederum Planungs-, Vorbe-

reitungs- und Implementierungszeit. Daraus folgt, dass die für notwendig erachteten

arbeitssparenden Investitionen in der Phase um den konjunkturellen Tiefpunkt geplant

und entwickelt und in der sich anschließenden Aufschwungphase durchgeführt und ge-

nutzt werden. Mit dem Zeitpunkt des Einsatzes der durch die Investitionen veränderten

Produktionstechnik-/technologie steigt nun die Kapitalintensität der Produktion und

damit auch die Arbeitsproduktivität.

Der umverteilungsinduzierte Teil der Lohnsteigerungsrate ist in der Phase vor und

nach dem konjunkturellen Tiefpunkt negativ, d.h. für die Unternehmen sind Gewinn-

steigerungen möglich, die ihrerseits zur konjunkturellen Belebung beitragen können.

Die Phase erneut zunehmender wirtschaftlicher Aktivität ist nun geprägt von steigen-

den Zuwachsraten von Kapitalintensität und Arbeitsproduktivität und erst allmählich

wieder zunehmenden kostensteigernden Lohnerhöhungen.

Wir halten fest, dass ein wichtiger Bestimmungsgrund der prozyklischen Arbeitspro-

duktivität das Lohnsetzungsverhalten und die daraus resultierende konjunkturell schwan-

kende umverteilungsinduzierte Lohnkostensteigerung, die wiederum zu zyklisch vari-

ierenden Höhen von arbeitssparenden Investitionen führen. Im Folgenden werden die

dargestellten Zusammenhänge präzisiert und begründet. Dabei soll zunächst auf den

bereits verwendeten Begriff der arbeitssparenden Rationalisierungsinvestitionen ein-

gegangen werden.

5.1.1 Arbeitssparende Investitionen

Arbeitssparende Rationalisierungsinvestitionen haben wir als lohninduzierte Investi-

tionen, die die Kapitalintensität der Produktion erhöhen, eingeführt. Es wurde ange-

nommen, dass diese arbeitssparende Investitionen aufgrund des Nachlaufs der Um-
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verteilungskomponente hinter dem Sozialprodukt tendenziell im und nach dem kon-

junkturellen Tiefpunkt implementiert werden und ihre Produktivitätswirkung damit

dann entfalten, wenn die wirtschaftliche Aktivität erneut zunimmt, also prozyklisch.

In diesem Kapitel geht es nun zum einen darum, die Rationalität dieser Annahme zu

begründen. Dazu wird abgeleitet, dass Rationalisierungsinvestitionen Träger techni-

schen Fortschritts sind und die allgemeine Grundrichtung des technischen Fortschritts

bestätigen, darüber hinaus jedoch noch eine stärke Produktivitätsentwicklung entfal-

ten, auf die dann der prozyklische Verlauf der Kapitalintensität zurückgeführt werden

kann.

Rationalisierungs- oder Verbesserungsinvestitionen sind definiert als Investitionen, die

primär der Senkung der Produktionskosten dienen. Lohninduzierte Rationalisierungs-

investitionen haben dementsprechend die Senkung der Lohnkosten bzw. die Kompen-

sation gestiegener Lohnkosten zum Ziel. Ausgehend von einer Situation effizienter

Produktion führt - bei konstanten Kapitalkosten die Verteuerung des Faktors Arbeit

zunächst dazu, dass derselbe Output nicht länger zu denselben Kosten hergestellt wer-

den kann. Die Preiserhöhung kann daher entweder durch Reduktion des Outputs oder

durch eine Effizienzerhöhung der Produktion kompensiert werden. Die folgende Ab-

bildung 5.2 verdeutlicht diese Zusammenhänge für substitutionale Produktionsfakto-

ren.

Abbildung 5.2: Rationalisierungsinvestitionen

A

B

L

K

C’1>C*

A’

C1=C*

tan α
tan β

I

II

Y0=Y*
C0=C*

Y1<Y*
(Z1=Y*) Quelle: Eigene Darstellung

Punkt A beschreibt die Situation effizienter Produktion in der Ausgangsperiode t = 0:

Die Isokostengerade C0 für Gesamtkosten in Höhe von C� tangiert die Isoquante Y0,

der ein Output von Y � zugeordnet ist. Die Kapitalintensität ist durch tanα des Pro-
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zessstrahles5 I gegeben. Die Preiserhöhung des Faktors Arbeit bedeutet in t = 1 gra-

phisch eine Linksdrehung der Isokostenlinie, die nun einen steileren Verlauf hat, C1.

Ist nun eine Erhöhung des Gesamtkostenbetrages z.B. aufgrund von Finanzrestrik-

tionen ausgeschlossen, wird eine Reduzierung der Erzeugnismenge erforderlich. Die

neue Isokostenlinie C1 für Gesamtkosten von weiterhin C� tangiert in Punkt A0 eine

niedrigere Isoquante Y1 der bisherigen Produktionstechnik, d.h. Y1 <Y0 = Y �. Die Ka-

pitalintensität der Produktion beträgt nun tanβ .

Andererseits kann bei Inkaufnahme steigender Kosten weiterhin derselbe Output pro-

duziert werden. Die Situation ist durch den Tangentialpunkt der neuen Isokostenlinie

C1
0

>C0 =C� mit der Isoquante der Ausgangssituation Y0 = Y �, Punkt B, bestimmt.

Rationalisierungsinvestitionen eröffnen nun die Möglichkeit, denselben Output Y � zu

denselben Kosten C� zu produzieren. Dieses erfolgt durch Investitionen, die die Pro-

duktionstechnologie so verändern, dass mit der durch das neue Faktorpreisverhältnis

gegebenen Kapitalintensität ein höherer Output erzeugt werden kann, d.h. durch Ratio-

nalisierungsinvestitionen wird die Globalproduktivität bei gleichzeitiger Realisierung

der neuen Kapitalintensität erhöht. Graphisch bedeutet dies, dass sich die Isoquante

nach außen verschiebt. Mit der neuen Produktionstechnologie Z1 kann der Output der

Ausgangssituation Y � hergestellt werden.

Mit dem - vereinfachten - Modell kann gezeigt werden, dass die Erhöhung der Ko-

sten für den Produktionsfaktor Arbeit in jedem Fall zu einer Substitution von Arbeit

durch Kapital führt. Allerdings ist diese Substitution nie kostenneutral: Bei gleichem

Output steigen die Gesamtkosten oder der Output sinkt bei gleichen Gesamtkosten.

Durch Rationalisierungsinvestitionen kann nun idealtypisch die Produktionstechnik

derart verbessert werden, dass mit gleichen Kosten derselbe Output produziert wer-

den kann, wobei die gestiegene Kapitalintensität durch das neue Produktionsverfahren

fortgeschrieben wird.

Eine solche investive qualitative Verbesserung der Produktionstechnik, die zu einer

Steigerung der Gesamtproduktivität führt, ist nun gleichbedeutend mit der Annahme

technischen Fortschritts. D.h. die unterstellte Wirkung der Rationalisierungsinvestiti-

on entspricht dem Definitionskriterium des technischen Fortschritts.6 Bezüglich unse-

rer Hypothese konjunkturabhängiger arbeitssparender Rationalisierungsinvestitionen

5Der Prozessstrahl oder Expansionspfad oder auch Minimalkostengerade ist die Verbindungslinie

der effizienten Faktorkombinationen für alternative Erzeugnismengen.
6Vergleiche Kapitel 2.5.
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ist es daher im Folgenden notwendig, diese vom allgemeinen technischen Fortschritt

abzugrenzen. Es wird argumentiert, dass

1. Rationalisierungsinvestitionen der allgemeinen Richtung des technischen Fort-

schritts folgen, jedoch eine stärker arbeitssparende Wirkung besitzen; und

2. die Produktivitätswirkungen des allgemeinen technischen Fortschritts im Kon-

junkturzyklus kontinuierlich auftreten, während Rationalisierungsinvestitionen

zu einer prozyklischen Erhöhung von Kapitalintensität und Arbeitsproduktvität

führen.

Dazu werden im Folgenden die Charakteristika von Innovationen im Allgemeinen und

Rationalisierungsinvestitionen im Speziellen dargestellt und im Hinblick auf die Hy-

pothese analysiert.

Ein wesentliches Merkmal, das Rationalisierungsinvestitionen von anderen Produkt-

und Prozessinnovationen unterscheidet, ist eine klar zugeordnete, konkrete Zielstel-

lung. Die Ziele hingegen, die mit Innovationen im Allgemeinen verfolgt werden, wer-

den als diffus, vage und nicht operational charakterisiert.7 Trotzdem kann man si-

cherlich ohne die Gefahr der Pauschalisierung annehmen, dass die Gewinnerzielung

als konstituierender Unternehmenszweck auch das Motiv der Innovationstätigkeit im

Allgemeinen ist. Innovationen sollen über die Erreichung verschiedener Zwischen-

ziele - Umsatzwachstum, Marktanteile, Diversifizierung - dazu beitragen, die Über-

lebensfähigkeit der Unternehmung zu sichern. Die neuere Managementliteratur hält

die Innovationstätigkeit und -förderung inzwischen für einen unverzichtbaren Bestand-

teil der Geschäftspolitik.8 Ein Großteil der Innovationsforschung beschäftigt sich da-

her auch mit der Analyse innovationsbegünstigender Faktoren wie den Einflüssen von

Unternehmerpersönlichkeit, Unternehmensgröße, Organisationsform, Forschungsauf-

wendungen, Marktbedingungen usw. auf Struktur, Länge und Erfolg des Innovations-

prozesses, jedoch sind nur begrenzt verallgemeinerbare Aussagen möglich.9 Sowohl

Inventions- als auch Innovationsprozesse10 sind daher von hoher objektiver Unsicher-

heit geprägt, die es unmöglich macht, ein konkretes Ziel gezielt anzusteuern.

7Vergleiche z.B. Hauschildt (1988), S. 76.
8Vergleiche z.B. Hauschildt (1997) oder Pleschak & Sabisch (1996) sowie die dort angeführte Lite-

ratur.
9Vergleiche z.B. Leder (1989).

10Diese Begriffe sollen der Schumpeterschen Idee folgend verstanden werden, d.h. die Invention bzw.

Erfindung als die Entdeckung neuen technischen Wissens und Innovation im Sinne der erstmaligen
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Diese abgeleiteten Aussagen sind Ausdruck der Schwierigkeit, die allgemeine Inno-

vationstätigkeit theoretisch handhabbar zu machen. Die Komplexität des Phänomens

kann jedoch durch bestimmte, empirisch gewonnene Momente reduziert werden. Denn

so zufällig die spezifische Innovation auch ist, folgt sie doch letztlich einem bestimm-

ten vorherrschenden technologischen Muster. So dominiert seit Anfang der 80er Jahre

die Auffassung, dass sich technische Innovationen in sog. technologischen Paradigmen

bewegen. Das technologische Paradigma wird dabei in Anlehnung an Kuhn definiert

als

”
[...] pattern of solution of selected technoeconomic problems based on

highly selected principles derived from the natural sciences, jointly with

specific rules aimed to acquire new knowledge, and safeguard it, whene-

ver possible, against rapid diffusion to the competitors.“ (Dosi 1988, S.

1127.)11

Technologische Paradigmen bestehen aus vielen einzelnen, weitgehend gleichgerichte-

ten ’technologischen Bahnen’ (Technological Trajectories), auf denen innoviert wird.

Die Vorstellung ist, dass sich die Volkswirtschaft nicht auf einem Punkt, sondern in

einem begrenzten Bereich ihrer Transformationskurve befindet, und sich auf den In-

novationsbahnen in diesem Bereich kontinuierlich nach äußen bewegt. Das technolo-

gische Paradigma verändert sich, wenn sich durch die Innovationen die Produktions-

funktion nicht nur verschiebt, sondern auch eine andere Gestalt annimmt.12 Mit der

Vorstellung, die Innovationstätigkeit findet auf speziellen kontextabhängigen Prozes-

slinien statt, wird gleichzeitig die Überbetonung von Diskontinuitäten im Zusammen-

hang mit Basisinnovationen abgelehnt. Damit kommt die empirische Erkenntnis zum

Ausdruck, dass Unternehmen darauf bedacht sind, vor allem solche technischen Neue-

rungen einzuführen, bei denen sie auf ihrer bisherigen Routine aufbauen können und

nicht vollständig von ihr abweichen müssen.13

Daher werden nun sowohl angebots- als auch nachfrageseitige Faktoren benannt, die

die Innovationstätigkeit innerhalb eines technologischen Paradigmas beeinflussen: Für

ökonomischen Anwendung dieses neuen Wissens. Diese stark implikative Unterscheidung, die i.d.R.

noch um die Diffusion - also die Verbreitung der Innovation durch Imitatoren - ergänzt wird, wird in

der ökonomischen Analyse des technischen Fortschritts fast ausschließlich zugrundegelegt. Vergleiche

zu einer kritischen Diskussion der Begriffe z.B. Ruttan (1959) oder Freeman (1991).
11Vergleiche zum Begriff des technologischen Paradigmas auch Freeman & Perez (1988), S. 45ff.
12Vergleiche Freeman & Perez (1988), S. 45ff.
13Vergleiche Nelson & Winter (1982).
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die Innovationstätigkeit als solche spielen die grundsätzlichen Möglichkeiten eine Rol-

le, die gegeben werden durch den allgemeinen wissenschaftlichen Fortschritt und das

akkumulierte unternehmensspezifische Wissen, sowie bestimmte andere Bedingungen,

die das Innovieren erstens möglich machen14 und zweitens die Innovationsrente für

den Innovator sichern15

Die Grundrichtung des technischen Fortschritts innerhalb des technologischen Para-

digmas wird hingegen als abhängig von Änderungen der relativen Preise und der Nach-

frage angenommen:

”
The levels and changes in demand [...], and the levels and changes in re-

lative prices, in particular the price of labor to the price of machines [...]

are influential factors. Indeed, they are likely to be the fundamental ones,

influencing (a) the rate and also the direction of technical progress, parti-

cularly within the boundaries defined by the nature of each technological

paradigm [...]“ (Dosi 1988, S. 1140f.)

Es wird also angenommen, dass alle neuen Produktionsverfahren, aber auch die Ver-

fahren, die für die Herstellung neuer Produkte konzipiert werden, einer technischen

Grundrichtung folgen, die von Verschiebungen im Verhältnis der Faktorkosten, aber

von auch Veränderungen der Nachfrage abhängen. Diese Behauptung leuchtet intuitiv

ein: Sowohl bei der Auswahl der optimalen Losgröße als auch der technischen Relatio-

nen werden sowohl die erwartete Nachfrage- als auch die erwartete Lohnentwicklung

berücksichtigt. Kein Unternehmen wird eine Produktinnovation mit arbeitsintensiven

Prozessen produzieren, wenn das grundlegende technologische Paradigma kapitalin-

tensive Verfahren vorgibt. Wenn daher für entwickelte Volkswirtschaften eine konti-

nuierliche relative Verteuerung des Faktors Arbeit festgestellt werden kann, werden

Innovationen i.d.R. arbeitssparender Natur sein.

Eine Untersuchung der Arbeitsnachfragefunktion von K. Zimmermann mit Mikroda-

tenmaterial unterstützt diese These für das Verarbeitende Gewerbe in der BRD:

”
Gesamtwirtschaftliche Nachfrage und Industrielöhne lösen tendenziell

14Z.B. der Zugang zum (Risiko)-Kapitalmarkt, das Angebot an Fachkräften auf dem Arbeitsmarkt,

das Angebot an notwendigen Kapitalgütern usw.
15Gesetzliche Rahmenbedingungen wie das Patentrecht, die Dauer des Patentschutzes oder auch die

allgemeine Preisentwicklung.
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Innovationen aus, die beschäftigungssenkend wirken.“ (Zimmermann 1989,

S. 142.)

Die dargestellten Charakteristika der allgemeinen Innovationstätigkeit untermauern

die eingangs formulierte These eines arbeitssparenden konjunkturunabhängigen allge-

meinen technischen Fortschritts: Zum einen lässt sich aufgrund der Unsicherheit von

Innovationsprozess und -ergebnis keine unternehmerische Steuerbarkeit ableiten, die

jedoch notwendig wäre, um Annahmen über Schwankungen im Auftreten von Inno-

vationen abzuleiten. Richtung und Rate des technischen Fortschritts werden innerhalb

des technologischen Paradigmas zwar durch die Lohn- und Nachfrageentwicklung be-

einflusst, jedoch bezieht sich diese Wirkung auf die langfristigen Entwicklungslini-

en des technologischen Wandels.16 Die Genese von Innovationen, also Invention und

Innovation, ist hingegen von angebotsseitigen Faktoren wie dem Niveau und der In-

tensität staatlicher und privater Forschung sowie von institutionellen und marktlichen

Rahmenbedingungen abhängig, bestimmte qualitative technische Grundeigenschaften

16Die Frage, ob Innovationen ’Krise oder Prosperität brauchen’, wird wissenschaftlich - vornehm-

lich im Zusammenhang mit dem Phänomen der langen Wellen (Kondratieff-Zyklen) - noch immer

kontrovers diskutiert. Vergleiche zur Theorie der langen Wellen und der Annahme, dass Aufschwünge

zum Auftreten von Innovationen führen Bowman (1982), Perlitz & Löbler (1985), Kleinknecht (1987),

Mensch (1977), und zur Gegenthese Albach (1986), Freeman, Clark & Soete (1982), Rosenberg &

Frischtak (1986). Ähnliche Argumente werden aber auch bezüglich der ’kurzen’ Konjunkturzyklen vor-

gebracht: Zum einen abgestellt auf die Opportunitätskosten von Innovationen: Unternehmen wählen

Implementierungszeitpunkte in Phasen schwacher wirtschaftlicher Aktivität, da der Rückgang der be-

stehenden Produzentenrenten im Vergleich zu den erwarteten Erträgen der Innovation hinreichend groß

ist und die Opportunitätskosten damit gering. Vergleiche z.B. Penrose (1959), Hall (1991). Ein weiteres

Argument bezieht sich auf die zukünftigen Gewinnerwartungen. Im konjunkturellen Tiefpunkt oder ge-

rade beginnenden Aufschwung erwächst die Erwartung einer in der nahen Zukunft wieder steigenden

Nachfrage. Wenn dann gemäß dieser allgemeinen Erwartungsumkehr verstärkt Innovationen getätigt

werden, bestätigen sich die Innovationsaktivitäten mit einem tatsächlichen Aufschwung. Eine formale

Ableitung dieses Arguments findet sich bei Shleifer (1986). Ähnlich ein dritter Ansatz: Nur in Phasen

beginnender Zunahme der wirtschaftlichen Aktivität liegt ausreichendes Wirtschaftswachstum zur Auf-

nahme von neuen Produkten vor. Das Wissen um diesen begrenzten Zeitraum führt zu einer Verdichtung

der Innovationstätigkeit am Ende der Rezession, Geroski & Walters (1995), S. 918. Vergleiche auch das

Modell von Judd (1985) oder für einen Überblick
”
on the Virtue of Bad Times“ Aghion & Saint-Paul

(1993) Obgleich diese Argumente mikroökonomisch durchaus plausibel sind, begründen sie letztlich

nicht, dass Innovationen gesamtwirtschaftlich verstärkt in der Rezession getätigt werden: Die intra- und

interindustrielle Entwicklungen, Branchen- und Regionalkonjunkturen usw. sind die relevanten wirt-

schaftlichen Rahmenbedingungen einzelner Unternehmen. Selbst wenn Innovationen mikroökonomisch

wie oben beschrieben umgesetzt werden, liegt die Annahme nahe, dass sich die Effekte aufgrund der

Unterschiedlichkeit der Einzelkonjunkturen im Aggregat aufheben.
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der Innovation werden von der Lohn- und Nachfrageentwicklung determiniert und

beim Innovationsdesign berücksichtigt.

Im Folgenden sollen nun die Hypothese, dass nur die spezielle Kategorie der Ratio-

nalisierungsinvestitionen mit den Schwankungen der wirtschaftlichen Aktivität korre-

liert ist, durch weitere Argumente erhärtet werden. Dazu werden die bisherigen all-

gemeinen Ausführungen für den Typ der Rationalisierungsinvestitionen präzisiert und

ergänzt.

Die Innovationstätigkeit im Allgemeinen wurde als von objektiver Unsicherheit ge-

prägt und daher als nicht oder nur begrenzt steuerbarer Prozess charakterisiert. Demge-

genüber haben wir Rationalisierungsinvestitionen eingeführt als Verbesserungsinnova-

tionen, deren primäre Zielstellung die Kompensation gestiegener Lohnkosten ist. D.h.

die qualitative Verbesserung der Produktionsverfahren erfolgt gezielt zu dem Zweck

der Steigerung der Kapitalintensität. Es werden diejenigen Möglichkeiten zur Produk-

tivitätssteigerung gesucht, die gleichzeitig eine Ersparnis des Faktors Arbeit bedeuten.

Die Wahrung des Kostenniveaus steht im Vordergrund der Entscheidungen, die als

operativ und kurzfristig charakterisiert werden können.

Durch die Charakterisierung von Rationalisierungsinnovationen als Ergebnis von Er-

findungen und Verbesserungen, die direkt aus dem Produktionsgeschehen heraus statt-

finden und nicht das Ergebnis freiwilliger Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten

sind, ist die Annahme gerechtfertigt, dass das für die Innovation notwendige Wissen

im Unternehmen vorhanden und gezielt steuerbar ist. Es handelt sich bei den Verbes-

serungen nicht um sprunghafte Veränderungen, sondern eher um die Beseitigung von

Ineffizienzen bzw. die Realisierung von Effizienzsteigerungspotenzialen, die aus der

bereits laufenden Anwendung des Verfahrens bekannt sind. Da Rationalisierungsin-

vestitionen zudem nicht nur selbst entwickelt werden können, sondern auf dem Anla-

gegütermarkt angeboten werden, ist eine gezielte Entscheidung und Implementierung

möglich. Insofern kann im Gegensatz zu den Innovationen im Allgemeinen angenom-

men werden, dass mit der Entscheidung auch das Ziel - die Kompensation gestiege-

ner Arbeitskosten - erreicht wird, d.h. das Ergebnis der Verbesserungsinnovationen ist

steuerbar und weitestgehend bekannt.

Mit der Steuerbarkeit ist nun eine notwendige Bedingung dafür gegeben, dass Ra-

tionalisierungsinvestitionen als diskontinuierlich im Konjunkturzyklus angenommen

werden können. Denn nur wenn sichergestellt werden kann, dass Rationalisierungs-

investitionen in geplanter Höhe und Qualität realisiert werden können, sind sie ge-
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eignet, dass vorgegebene Ziel der Lohnkostenkompensation zu erreichen. Weil nun

die kostensteigerende Komponente der Lohnsteigerungen - der Umverteilungsbonus

dem Bruttoinlandsprodukt um eine Periode nachläuft, kann - unter Einbeziehung von

Planungs- und Entscheidungsfristen -, angenommen werden, dass die Implementie-

rung arbeitssparender Verbesserungsinnovationen im Konjunkturtal beginnt. Mit dem

beginnenden Aufschwung und der steigendenden Gesamtinvestitionstätigkeit nimmt

auch die Höhe der Rationalisierungsinvestitionen zu, die damit prozyklisch sind.

Dieses Argument steht in besonderer Beziehung zur These des Labour Hoarding:

In Kapitel 3.1 haben wir festgestellt, dass Labour Hoarding als alleiniger Bestim-

mungsgrund für den prozyklischen Verlauf der Arbeitsproduktivität aus verschiedenen

Gründen nicht angenommen werden kann, dass jedoch ein gewisser personeller Ge-

meinkostenüberhang in der Rezession entsteht, dessen Abbau nicht rational ist. Eben

diese Kapazitäten stehen im konjunkturellen Tiefpunkt zur Verfügung, um Verbesse-

rungsinnovationen zu entwickeln und zu implementieren. Insbesondere in Bezug auf

die Subkategorie der verbessernden Innovationen greift diese Annahme: Die im Boom

gewonnenen Erkenntnisse über Fehler oder Ineffizienzen des Produktionsprozesses

können in Form von Verbesserungsinnovationen durch die freiwerdenden personellen

Ressourcen umgesetzt werden. Derartige Reorganisationsaktivitäten im konjunkturel-

len Tiefpunkt entfalten dann erst mit der wieder steigenden wirtschaftlichen Aktivität

ihre Wirkung, eine gewisse Art von Labour Hoarding kann daher nicht bestritten wer-

den, aber die Argumentation ist eine andere: Die Arbeitskraft wird nicht weniger in-

tensiv genutzt, sondern im gleichen Maße, jedoch für andere, zunächst unproduktive

Tätigkeiten.17

Die Annahme gezielter Steuerbarkeit von Rationalisierungsinvestitionen untermauert

die These, dass diese im Vergleich zum übrigen technischen Fortschritt eine höhe-

re Produktivitätswirkung innehaben. Dabei nehmen wir Bezug auf die in Kapitel 4.3

abgeleitete Thesen über die Zusammensetzung der Lohnsteigerungsrate. Die gewerk-

schaftliche Lohnforderung besteht aus drei Komponenten: der Kompensation des er-

warteten Preisanstiegs, der Kompensation des erwarteten Anstiegs der Arbeitsproduk-

tivität sowie dem Umverteilungsbonus.

Wie wirken sich die einzelnen Bestandteile der Lohnforderung nun auf die Produkti-

vität aus?
17Vergleiche dazu auch die Ansätze von Bean (1990), Saint-Paul (1992), Hall (1991) und den Über-

blick bei Aghion & Saint-Paul (1993).
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� Bezüglich der erwarteten Preissteigerung nehmen wir vereinfachend keine Pro-

duktivitätswirkungen an. Diese werde gemäß den in Kapital 4.3 abgeleiteten

Überlegungen durch tatsächliche Preiserhöhungen kompensiert.

� Die erwartete Steigerung der Arbeitsproduktivität soll nun definiert werden als

Prognose der Höhe des allgemeinen technischen Fortschritts (innerhalb des vor-

herrschenden technologischen Paradigmas). Dieser geht über Ersatz- und Erwei-

terungsinvestitionen in Form von Prozessinnovationen kontinuierlich in den Pro-

duktionsprozess ein, und die Prognosen bezüglich der Höhe der Produktivitäts-

steigerung werden durch die tatsächlich Entwicklung weitestgehend bestätigt.

Der Zeitpunkt, wann diese Innovationen implementiert werden, hängt nun we-

der von der Lohnentwicklung ab noch von anderen Faktoren, die direkt mit

Konjunkturzyklus korreliert sind.18 Im Rahmen unserer Fragestellung zu den

Bestimmungsgründen der prozyklischen Arbeitsproduktivität kann der allgemei-

ne technische Fortschritt damit als nicht lohninduziert definiert werden.19 Die

Produktivitätswirkung des allgemeinen technischen Fortschritts wird demgemäß

in der Lohnforderungskomponente ’erwarteter Anstieg der Arbeitsproduktivität’

antizipiert.

� Anders die Rationalisierungsinvestitionen: Geht die Lohnsteigerung über den er-

warteten Zuwachs der Arbeitsproduktivität hinaus, führt der damit positive Um-

verteilungsbonus zu einer nicht antizipierten Kostensteigerung, die über Ratio-

nalisierungsinvestitionen kompensiert werden muss. Die Produktivitätswirkung

der Verbesserungsinnovationen ist damit höher als die des allgemeinen techni-

schen Fortschritt: Über die paradigmatisch vorgegebene bzw. erwartete hinaus

muss die Rationalisierungsinvestition einen kostenkompensierenden Produkti-

vitätsanstieg realisieren, d.h. die Kapitalintensität dieser Investionen ist über-

durchschnittlich hoch. Rationalisierungsinvestitionen sind damit lohninduziert.

Der Umverteilungsbonus wiederum ist konjunkturabhängig, so dass Rationali-

sierungsinvestitionen damit die prozyklische Entwicklung der Kapitalintensität

erstens und der Arbeitsproduktivität zweitens begründen.

Diese aus einzelwirtschaftlichem Kalkül abgeleiteten Ergebnisse sind auf die Ma-

18Vergleiche Fußnote 13
19Diese Definition gilt nur in Bezug auf die konjunkturelle Perspektive, da gemäß der benutzten

Definition des technologischen Paradigmas die langfristige, grundlegende Richtung des technischen

Fortschritts auch von der Entwicklung der Faktorkosten abhängt.
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kroebene übertragbar: Da die impulsgebende Entwicklung des Umverteilungsbonus

abhängig ist von der Entwicklung des gesamtwirtschaftlichen Sozialprodukts, gilt die

Notwendigkeit der Kostenkompensation für alle Unternehmen. Sektorale oder bran-

chenspezifische Entwicklungen werden damit dominiert, Anpassungsstrategien sind

sowohl in gerade prosperierenden wie auch schrumpfenden Bereichen erforderlich.

Es wurde damit in diesem Abschnitt begründet, dass Rationalisierungsinvestitionen,

die in Form von Verbesserungsinnovationen realisiert werden, der allgemeinen Rich-

tung des technischen Fortschritts folgen, jedoch eine stärker arbeitssparende Wirkung

besitzen. Des Weiteren wurde abgeleitet, dass die Produktivitätswirkungen des allge-

meinen technischen Fortschritts im Konjunkturzyklus kontinuierlich auftritt, während

Rationalisierungsinvestitionen zu einer prozyklischen Erhöhung von Kapitalintensität

und Arbeitsproduktvität führen.

Im Folgenden wird dargelegt, dass der Begriff der Kapitalintensität für die weitere

Begründung der These, dass der prozyklische Verlauf der Arbeitsproduktivität auf

lohninduzierte Kapitalintensivierung zurückzuführen ist, präzisiert werden muss. Eine

Ergänzung zur üblichen Messung der Größe wird als notwendig abgeleitet und vorge-

stellt.

5.1.2 Die modifizierte Kapitalintensität

Zentral für die bisherigen Überlegungen und Hypothesen zum prozyklischen Verlauf

der Arbeitsproduktivität war der Begriff der Kapitalintensität. Deshalb, aber auch auf-

grund der notwendigen Operationalisierung für die empirische Analyse, soll das Kon-

zept der Kapitalintensität im Folgenden dargestellt werden. Dabei wird die Notwen-

digkeit aufgezeigt, eine Modifikation der Größe vorzunehmen, die abgeleitet und vor-

gestellt wird.

Die Kapitalintensität ist definiert als das Verhältnis zwischen dem Kapitalstock und

dem Arbeitsinput. Sie kann bei Messung des Arbeitsinputs als Zahl der Erwerbstäti-

gigen interpretiert werden als die durchschnittliche Ausstattung eines Arbeitsplatzes

mit Kapital. Der Kapitalstock bezeichnet die Gesamtmenge des in einem Zeitpunkt

vorhandenen, für produktive Zwecke nutzbaren Sachvermögens.

Die Kapitalintensität ist produktionstheoretisch wohldefiniert, wie bereits in Kapitel

2 gezeigt wurde, und unter der Gewinnmaximierungsannahme stets eine effiziente

130



Größe. Das Produktionsoptimum ist definiert als Tangentialpunkt von Isoquante und

Minimalkostenkombination, der daraus abgeleitete Faktoreinsatz bestimmt die Kapi-

talintensität.

Während die Kapitalintensität theoretisch einfach herzuleiten und zu interpretieren ist,

stellt sich dies empirisch ungleich schwieriger dar. Gemäß obiger Überlegungen dürf-

ten nur die tatsächlichen Einsatzmengen von Kapital und Arbeit in die Berechnung der

Kapitalintensität eingehen. Während der Arbeitseinsatz über die Zahl der Erwerbstäti-

gen leicht ermittelt werden kann, ist die Bestimmung des tatsächlichen Kapitalein-

satzes weitaus komplizierter. So gibt die Höhe des statistisch ausgewiesenen Kapi-

talstocks keine Auskunft über die tatsächliche Nutzung in dem jeweiligen Zeitpunkt.

Demgegenüber drückt der eingehende Arbeitseinsatz, üblicherweise operationalisiert

durch die Zahl der Erwerbstätigen, den tatsächliche Beitrag des Faktors Arbeit zur Er-

stellung des Outputs an. Diese Schwierigkeit übergehend berechnet das Statistische

Bundesamt die Kapitalintensität (im Folgenden: konventionelle Kapitalintensität) als

Quotienten des Bruttoanlagevermögens in konstanten Preisen und der Zahl der Er-

werbstätigen, jeweils mit Jahresdurchschnittszahlen ausgewiesen. Im Sinne der obigen

Überlegungen ist eine so gemessene Kapitalintensität kein konsistentes Konzept: Auch

brachliegende Teile des Produktivvermögens werden bezogen auf die existierende An-

zahl an Erwerbstätigen; die durchschnittliche Kapitalausstattung je Arbeitsplatz wird

so systematisch überschätzt.

Diese Vorgehensweise, die auch für die Berechnung der Kapitalproduktivität verwen-

det wird, ordnet Ist-Werten (Arbeitseinsatz, Sozialprodukt) Maximalwerte zu; die In-

terpretation eines solchen Quotienten im Konjunkturverlauf wirft Schwierigkeiten auf,

da nicht Nenner und Zähler den tatsächlichen Beitrag zur Erstellung des Outputs der

jeweiligen Periode beschreiben. In Rezessionen wird die Kapitalintensität am stärk-

sten überschätzt, in Nähe der Boomphasen - bei wachsender Kapazitätsauslastung -

kommt ihr Wert der tatsächlichen durchschnittlichen Kapitalausstattung je Arbeits-

platz am nächsten. Nach den angesprochenen Schwierigkeiten stellt sich die Frage,

ob und wenn welche ökonomische Aussage die Kapitalintensität in konventioneller

Messung überhaupt besitzt. Diesem Problem wird im folgenden Abschnitt unter Zu-

grundelegung eines Produktionsmodells nachgegangen.

Ziel im Folgenden ist deshalb, ein anderes Messkonzept für die Kapitalintensität zu

finden. Nur so kann empirisch verifiziert werden, ob und wann die implementierten ar-

beitssparenden Investitionen und Innovationen genutzt werden. Denn die Anschaffung
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von Investitionsgütern allein hat über die statistische Erfassung hinaus noch keinen

Effekt, erst mit der Nutzung im Produktionsprozess verändert sich die Arbeitsproduk-

tivität tatsächlich.

Zu diesem Zweck haben wir eine Modifikation gegenüber den üblichen Berechnungs-

weisen von Kapitalintensität und Kapitalproduktivität vorgenommen: Die Idee dabei

ist, den Kapitalstock, der in die Berechnung der Kapitalintensität gemäß des Stati-

stischen Bundesamtes mit seinem Ist-Wert eingeht, zu korrigieren um den Teil, der

jeweils nicht zur Produktion des Outputs genutzt wurde.

Dazu wird der Kapitalstock Kt in der Ermittlung des Statistischen Bundesamtes multi-

pliziert mit dem Auslastungsgrad λt nach Berechnung des Sachverständigenrates; das

Produkt kann bezeichet werden als tatsächlicher Kapitaleinsatz oder modifizierter Ka-

pitalstock Kmod
t . Dividiert durch den Arbeitseinsatz Lt definieren wir eine modifizierte

Kapitalintensität

kmod
t =

λtKt

Lt
=

Kmod
t

Lt
:

Wir benutzen zur Ermittlung der modifizierten Kapitalintensität den vom Sachverständi-

genrat ausgewiesenen gesamtwirtschaftlichen Auslastungsgrad SV Rλ ges
t . Dessen Be-

rechnung wird im Folgenden kurz skizziert, um anschließend die modifizierte gesamt-

wirtschaftliche Kapitalintensität sowie diejenige des Produzierenden Gewerbes zu er-

mitteln.

Der gesamtwirtschaftliche Auslastungsgrad SV Rλ ges
t wird bestimmt, indem der reale

tatsächliche gesamtwirtschaftliche Output (BIP) Y ges
t bezogen wird auf die potenzielle

Wertschöpfung resp. das Produktionspotenzial Y �

t :

SV Rλ ges
t =

Y ges
t

Y �

t
=

YUnt
t +Y übrS

t

P�

t +Y übrS
t

mit YUnt
t : reale Wertschöpfung des Unternehmenssektors20, Y übrS

t : reale Wertschöpfung

der übrigen Sektoren21, P�

t : Produktionspotenzial des Unternehmenssektors.

Damit setzt der Sachverständigenrat die Annahme der Vollauslastung aller übrigen

Sektoren, lediglich der Unternehmenssektor ist variabel in seiner Kapazitätsauslastung.

20Produzierendes Gewerbe, Handel und Verkehr, Dienstleistungsunternehmen.
21Land- und Forstwirtschaft, Fischerei, Wohnungsvermietung, Staat, private Haushalte, private Orga-

nisationen ohne Erwerbszweck sowie nichtabziehbare Umsatzsteuer und Einfuhrabgaben.
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Die reale Wertschöpfung Y übrS
t steht sowohl im Zähler als auch im Nenner, weshalb der

gesamtwirtschaftliche Auslastungsgrad höher ist als im Unternehmenssektor selbst, da

für die übrigen Sektoren kein - i.d.R. höheres als die Bruttowertschöpfung - Produkti-

onspotenzial berechnet wird.

Die potenzielle Bruttowertschöpfung der Unternehmen bestimmt sich nach der Metho-

de des Sachverständigenrates durch Multiplikation der potenziellen Kapitalprodukti-

vität k�t mit dem Kapitalstock des Unternehmenssektors KUnt
t :

P�

t = k�t KUnt
t

Die potenzielle Kapitalproduktivität wiederum wird ermittelt durch Schätzung linearer

Trends für drei Stützzeiträume (1963 bis 1975, 1975 bis 1983 und 1983 bis 1993).22

Diese werden dann verschoben durch denjenigen Wert der tatsächlichen Kapitalpro-

duktivität, der von seinem Trendwert am weitesten nach oben abweicht. Dieser liegt

bei dem Verfahren im Jahre 1960, für das eine Vollauslastung des inländischen Pro-

duktionspotenzials mit 100% definiert ist.

Für die Ermittlung der modifizierten gesamtwirtschaftlichen Kapitalintensität greifen

wir nun die Vorgehensweise des Sachverständigenrates auf und berechnen zunächst

den modifizierten gesamtwirtschaftlichen Kapitalstock, indem wir den gesamtwirt-

schaftlichen Auslastungsgrad auf den Kapitalstock beziehen:

modKges
t = λ ges

t Kges
t = λ ges

t (KUnt
t +KübrS

t ):

Diese Methode erscheint geeignet, den tatsächlichen Kapitaleinsatz zu erfassen, da

sich der SVR bei der Bestimmung des Produktionspotenzials ausschließlich auf den

Faktor Kapital stützt. Die Zahl der Erwerbstätigen wird bei der Berechnung nicht

berücksichtigt, wodurch der Produktionsfaktor Arbeit für die Erzielung des Vollbeschäf-

tigungsoutputs als nicht restringierend angenommen wird. Der Sachverständigenrat

bezieht auf den tatsächlichen Kapitalstock eine trendmäßige, potenzielle Kapitalpro-

duktivität - wie sie sich geschätzt ergeben hätte, wenn bei Vollauslastung des Kapital-

stocks produziert worden wäre - und erhält dadurch den potenziellen Vollauslastungs-

22Vergleiche zur alten Methode Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen

Entwicklung (1994), Anhang V, Abschnitt A, und zur revidierten Methode Sachverständigenrat zur

Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (1995), Ziffern 50ff. sowie Anhang V, Abschnitt

A.
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output resp. das Produktionspotenzials. In Relation zum tatsächlichen Bruttoinlands-

produkt folgt daraus der Auslastungsgrad des Produktionspotenzials, der aufgrund des

benutzten Verfahrens nun auch interpretiert werden kann als Auslastungsgrad des Ka-

pitalstocks. Wenn der Arbeitseinsatz keinen Engpass bei der Erzeugung des gesamt-

wirtschaftlichen Outputs darstellt, dann bedeutet eine Unterauslastung des Produkti-

onspotenzials stets die Unterauslastung der Sachkapazitäten und bezeichnet dann den

tatsächlichen Kapitaleinsatz der jeweiligen Periode. Das vorschlagene Verfahren, den

Kapitalstock um den nicht ausgelasteten Teil zu bereinigen, stellt eine Methode dar,

den tatsächlichen Kapitaleinsatz hinreichend genau zu erfassen und damit die Kapital-

intensität über die tatsächlichen Faktoreinsatzmengen systematisch zu berechnen.

Der vom Sachverständigenrat ausgewiesene gesamtwirtschaftliche Auslastungsgrad

ist nun für die Ermittlung der modifizierten Kapitalintensität im Produzierenden Ge-

werbe zu korrigieren um den Anteil der übrigen Sektoren sowie des Sektors Handel

und Verkehr. Dies geschieht, indem nach Methode des Sachverständigenrates
”
zurück-

gerechnet“ wird. Dazu wird zunächst das Produktionspotenzial des Unternehmenssek-

tors ohne Wohnungsvermietung bestimmt:

λ ges
t =

Y ges
t

Y �

t
=

YUnt
t +Y übrS

t

P�

t +Y übrS
t

() P�

t =
Y ges

t �λ ges
t Y übrS

t

λ ges
t

:

Daraus folgt der Auslastungsgrad des Unternehmenssektors ohne Wohnungsvermie-

tung:

λ Unt
t =

YUnt
t

P�

t
:

Um nun Auslastungsgrad und Produktionspotenzial im Produzierenden Gewerbe zu

bestimmen, müssen wir das Produktionspotenzial des Sektors Handel und Verkehr und

des Dienstleistungssektors eliminieren. Dazu setzen wir die Annahme, dass der Beitrag

der Sektoren zur Bruttowertschöpfung genauso groß ist wie deren Anteil am Produk-

tionspotenzial des Unternehmenssektors ohne Wohnungsvermietung. Daher gilt
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YUnt
t = Y Prod

t +Y HV D
t = αYUnt

t +βYUnt
t und

P�

t = PProd
t +PHY D

t = α P�

t +βP�

t

mit Y Prod
t resp. Y HV D

t : reale Bruttowertschöpfung im Produzierenden Gewerbe resp. in den

Sektoren Handel und Verkehr sowie Dienstleistungen, PProd
t resp. PHVD

t : Produktionspoten-

zial im Produzierenden Gewerbe resp. in den Sektoren Handel und Verkehr sowie Dienst-

leistungen α = Y Prod
t =YUnt

t = PProd
t =P�

t : Anteil des Produzierenden Gewerbes an der Brutto-

wertschöpfung resp. dem Produktionspotenzial des Unternehmenssektors und β =Y HV D
t =YUnt

t =

PHV D
t =P�

t : Anteil der Sektoren Handel und Verkehr sowie Dienstleistungen an der Brutto-

wertschöpfung resp. dem Produktionspotenzial des Unternehmenssektors.

Daraus folgt

PProd
t = α P�

t =
Y Prod

t

YUnt
t

P�

t :

Wie in Abbildung 5.3 graphisch dargestellt, bestätigt sich durch das Ergebnis der Be-

rechnungen die - durch Einbeziehung der per definitionem vollausgelasteten Sektoren

Wohnungsvermietung und Staat - erwartete Höherschätzung des gesamtwirtschaftli-

chen Auslastungsgrades im Vergleich zu dem des Produzierenden Gewerbes.

Abbildung 5.3: Auslastungsgrad in der Gesamtwirtschaft und im Produzierenden Ge-

werbe 1960 bis 1994
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Die vorgestellte korrigierte bzw. modifizierte Kapitalintensität wird im Folgenden so-

wohl theoretisch als auch empirisch benutzt, um die Hypothese lohnduzierter Kapital-

intensivierung als Ursache des prozyklischen Verlaufs der Arbeitsproduktivität weiter
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zu präzisieren und letztlich empirisch zu überprüfen. Dabei wird jedoch nicht auf das

konventionelle Maß verzichtet, sondern dies wird im nächsten Abschnitt im Kontext

eines modifizierten Produktionsanpassungsmodells in Beziehung gestellt zur abgelei-

teten modifizierten Kapitalintensität.

5.1.3 Ein modifiziertes Produktionsanpassungsmodell

Das Sozialprodukt Y real einer Volkswirtschaft werde mit den substitutionalen Produk-

tionsfaktoren Kapital K und Arbeit L hergestellt. In einem Zeitpunkt t = 0 wird ei-

ne Kombination A von Kkonv
0 und Lreal

0 gemessen. Dabei ist Kkonv
0 der Kapitalstock

im Sinne der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung und Lreal
0 der tatsächliche Ar-

beitseinsatz, also die Zahl der Erwerbstätigen (oder Arbeitsstunden). Die so definierte

konventionelle Kapitalintensität hat den Wert tanα , vergleiche Abbildung 5.4. Punkt

B bezeichnet hingegen die tatsächlichen Einsatzmengen Kreal
0 und Lreal

0 ,wobei der

tatsächliche Kapitaleinsatz und damit die tatsächliche (modifizierte) Kapitalintensität

tanβ nicht beobachtbar ist.

Abbildung 5.4: Konventionelle und modifizierte Kapitalintensität I
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Quelle: Eigene Darstellung

Wir setzten nun weiterhin die Annahme, der tatsächliche Output Y real werde effizient

produziert. Damit ist die Faktorkombination des Punktes B - Kreal
0 und Lreal

0 - das Er-

gebnis der Kostenminimierung für den Output Y real und damit effizient. Bei besseren
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Absatzchancen wären Punkte auf ŌC, bei voller Kapazitätsauslastung Punkt C reali-

siert worden. A ist hingegen ein Punkt auf einer Isoquanten unbekannten Outputs und

- bei gegebenem Faktorpreisverhältnis - ineffizient.

D.h. die statistisch ausgewiesene konventionelle Kapitalintensität tanα , die sich aus

dem Verhältnis von Kkonv
0 und Lreal

0 ergibt, kann in diesem Modell nicht sinnvoll inter-

pretiert werden. Oder umgekehrt: Nur wenn man die Ineffizienz der tatsächlichen Pro-

duktion unterstellt, kann die konventionelle Kapitalintensität interpretiert werden. Ei-

ne solche Annahme ist jedoch wirtschaftstheoretisch unbefriedigend, gehen wir doch

gemeinhin von optimal agierenden Unternehmen aus. Dann aber können wir - im Zir-

kelschluss - keine ökonomisch verwertbaren Aussagen über die konventionelle Kapi-

talintensität, die sich aus Punkt A ergibt, machen.

Die folgende Abbildung 5.5 zeigt eine Möglichkeit auf, die tatsächliche und die kon-

ventionelle Kapitalintensität in Zusammenhang zu stellen und zu interpretieren.

Abbildung 5.5: Konventionelle und modifizierte Kapitalintensität II
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Dabei wird aus Vereinfachungsgründen eine substitutionale Produktionsfunktion un-

terstellt, d.h. wir gehen von ex ante und ex post substitutionalen Produktionsfaktoren

aus. Daraus folgt eine Kapitalintensität, die durch Re- und Nettoinvestitionen verändert

werden kann und dann für den gesamten Produktionsapparat gilt.

Des Weiteren wird angenommen, der potenzielle (konventionelle) Kapitalstock der

Vorperiode Kkonv
�1 entspricht dem tatsächlichen Kapitalstock der aktuellen Periode Kreal

0 .

Die in t =�1 getätigten Investitionen haben den Kapitalstock auf Kkonv
0 erhöht, zu des-

sen voller Auslastung ist ein Arbeitseinsatz von Lpot
0

nötig, Punkt C der Abbildung.

In t = 0 ist jedoch nur ein Output von Y real
0 abzusetzen, die tatsächlich in Anspruch

genommene Kapazität ist Kreal
0 und die Arbeitsnachfrage beträgt lediglich Lreal

0 . Punkt

B der Abbildung wird realisiert und ist effizient, da sich die Isoquante für Y real
0 und

die durch das Faktorpreisverhältnis (w0=r) gegebene Isokostengerade tangieren. Die

(modifizierte) Kapitalintensität beträgt tanβ . Die Faktormengen der konventionellen

Kapitalintensität tanα sind durch Kkonv
0 und Lreal

0 in Punkt A gegeben, der produkti-

onstheoretisch interpretiert ineffizient ist.

Nun nehmen wir an, dass in Periode t = 0 zum einen eine Lohnerhöhung zwischen Ge-

werkschaften und Arbeitgebern vereinbart wird, und zum anderen die Investitionsent-

scheidung für die Periode t = 1 ansteht. Dabei ist folgendes zu berücksichtigen: In Ka-

pitel 4.3 wurde festgestellt, dass der Teil der Lohnsteigerungsrate, der dem erwarteten

Zuwachs der Arbeitsproduktvität und Preisniveau entspricht, von den Unternehmen

als ’unschädlich’ empfunden wird, da diese aufgrund bereits getroffener Investitions-

entscheidungen tatsächlich eingetreten ist, (w0=r). Die kostensteigernde Komponente

entsteht für die Unternehmen infolge des konjunkturabhängigen Umverteilungsbonus.

Insofern können wir bezüglich der Entscheidung über die Art der Investitionen in der

Periode t = 0 folgendes annehmen: Ein Teil der Investitionen, die in t = 1 vorgenom-

men werden sollen, ist lohnunabhängig, wobei die angestrebten Faktoreinsatzrelatio-

nen dem allgemeinen technologischen Trend entsprechen, d.h. tendenziell kapitalin-

tensiver sind als noch in t = 0. Das Investitionsvolumen sei dabei in diesem Zusam-

menhang exogen gegeben. Des Weiteren muss die Lohnkostensteigerung der aktuellen

Periode - bei einem positiven Umverteilungsbonus also - durch gezielt arbeitssparende

Investitionen kompensiert werden.

Eine Kapitalintensivierung der Produktion zur Steigerung der Arbeitsproduktvität wird

daher in jedem Falle in der Höhe angestrebt, wie sie für die Kompensation der Lohn-

kostensteigerung notwendig ist. Welches Niveau der Arbeitsproduktivität soll nun aber
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durch die nicht lohninduzierten Investitionen realisiert werden?

Ein einfaches, aber plausibles Entscheidungsmuster wird unterstellt: Nach Art einer

’Daumenregel’ wird die Investitionsentscheidung derart getroffen, dass das Unterneh-

men eine Kapitalintensität anstrebt, die es in die Lage versetzt, mit der derzeitigen

Beschäftigung den derzeitigen Kapitalstock voll auszulasten. D.h. als Richtschnur wird

die Kapitalintensität angestrebt, die infolge der Investitionsentscheidung der Vorperi-

ode in t = 0 realisiert wurde. Der bestehende Kapitalstock wird über arbeitssparen-

de Investitionen und Innovationen konkurrenzfähig gemacht und der Kostensituation

angepasst. Mit der Erhöhung der Kapitalintensität auf tanα steigt die Arbeitsproduk-

tivität, Lohnerhöhungen bis zu (w1=r) sind infolgedessen kostenneutral. Durch den

Lohnsatz w1 wird nun zum einen die Lohnerhöhung der Periode t = 0 kompensiert

und zum anderen ein ’Puffer’ für die in t = 1 zu erwartenden Lohnerhöhungen ge-

schaffen.

Die Anpassung an die neue Kapitalintensität findet entweder allein über Ersatz- und

Rationalisierungsinvestitionen statt, und wird gegebenenfalls - in Erwartung steigen-

der Nachfrage - durch Erweiterungsinvestitionen ergänzt, so dass alle Punkte auf der

Geraden 0D kostenminimal realisiert werden können.

Im Rahmen des vorgestellten Modells läuft die konventionelle Kapitalintensität der

tatsächlichen um eine Periode voraus. Sie kann daher interpretiert werden als Indikator

für die zukünftige tatsächliche Kapitalintensität.

5.2 Empirische Ergebnisse

Ziel des Kapitels ist, den Verlauf der Arbeitsproduktivität und ihrer mutmaßlichen Be-

stimmungsfaktoren im Konjunkturzyklus empirisch zu untersuchen. Ausgangspunkt

der Überlegungen dieser Arbeit war die These, dass der prozyklische Verlauf der Ar-

beitsproduktivität nicht begründet werden kann durch das sogenannte Labour Hoar-

ding, sondern dass der Anstieg der Arbeitsproduktivität bei zunehmendem Output über

den Zuwachs der Kapitalintensität zu erklären ist. Der potenzielle Einfluss der Kapi-

talproduktivität wird als gering angenommen.

Die hier relevanten theoretischen Aspekte für die Begründung der prozyklischen Ar-

beitsproduktivität sind folgende: Zum einen wurde in Kapitel 2 aus der tautologischen

Beziehung zwischen Arbeitsproduktivität, Kapitalintensität und Kapitalproduktvität
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abgeleitet, dass eine linear-homogene Produktionsfunktion mit substitutionalen Pro-

duktionsfaktoren eine steigende Arbeitsproduktivität nur dann erzeugt, wenn die Rei-

henfolge der Einzelwachstumsraten K̂ > Ŷ > L̂ ist, d.h. bei steigender Kapitalintensität

und sinkender Kapitalproduktivität. Auch kann durch die Annahme technischen Fort-

schritts die Prozyklizität der Arbeitsproduktität begründet werden. Die Ableitung eines

Klassifikationsschemas, das an den Kosten der Produktion ansetzt, hat gezeigt, dass

qualitative Verbesserungen der Produktionsmethoden nicht nur in der Definition ar-

beitssparenden technischen Fortschritts, sondern auch als neutraler und in bestimmter

Form kapitalsparenden technischen Fortschritts, gleichzeitig Output und Arbeitspro-

duktivität erhöhen.

Die These lohninduzierter Kapitalintensivierung besagt nun, dass im und nach dem

konjunkturellen Tiefpunkt arbeitssparende Rationalisierungsinvestitionen und Innova-

tionen implementiert werden, die mit der Zunahme der wirtschaftlichen Aktivität23

ebenfalls steigen. Dadurch steigen dann (die Wachstumsraten von) Kapitalintensität

und Arbeitsproduktivität, d.h. diese Größen verhalten sich prozyklisch.

Im Folgenden wird daher der empirische Verlauf der Reihen von Arbeitsprodukti-

vität, Kapitalintensität und Kapitalproduktvität im Produzierenden Gewerbe für den

Zeitraum von 1960 bis 1994 dargestellt. Das zyklische Verhalten der Variablen wird

durch Graphiken und empirische Zeitreihenmomente, insbesondere Korrelationskoef-

fizienten, dargestellt, um Aufschluss darüber zu geben, ob die abgeleiteten theoreti-

schen Kausalzusammenhänge empirisch unterstützt werden können.24 Vorher jedoch

soll der in der Einleitung dargestellte Befund einer gesamtwirtschaftlich prozyklischen

Arbeitsproduktivität für den Sektor des Produzierenden Gewerbes nachgewiesen wer-

den.

Dabei wird zunächst festgestellt, dass die Arbeitsproduktivität zwischen 1960 und

1994 mehr oder weniger stetig zunimmt. Die Steigerung des Outputs je Erwerbstätigen

beläuft sich dabei auf fast 250% (Abbildung 5.6).

Wie für die Gesamtwirtschaft finden wir auch im Sektor des Produzierenden Gewerbes

einen deutlich prozyklischen Verlauf der Arbeitsproduktivität in Bezug auf die Brutto-

wertschöpfung - der Ausgangsbefund bestätigt sich damit erwartungsgemäß. Die Ab-

23Dass diese arbeitssparenden Rationalisierungsinvestitionen und Innovationen theoretisch sogar die

Ursache eines erneuten Konjunkturaufschwungs sein können, vergleiche Shleifer (1986) soll hingegen

nicht Gegenstand der empirischen Analyse sein.
24Vergleiche die methodischen Erläuterungen in Kapitel 4.6.
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Abbildung 5.6: Arbeitsproduktivität im Produzierenden Gewerbe 1960 bis 1994
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bildung 5.7 verdeutlicht darüber hinaus auch, dass seit Ende der 70er Jahre die Zu-

wachsraten der Arbeitsproduktivität abgenommen haben. Eine Erklärung für diesen

’Productivity Slowdown’ ist im Rahmen der abgeleiteten Hypothesen durch sinkende

Lohnsteigerungsraten resp. sinkende Umverteilungsboni gegeben.

Abbildung 5.7: Änderungsraten von Brutttowertschöpfung und Arbeitsproduktivität

im Produzierenden Gewerbe 1961 bis 1994
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Die nachfolgende Tabelle 5.1 zeigt den gleichgerichteten zyklischen Verlauf von Ar-

beitsproduktivität und Output auch quantitativ: Der Korrelationskoeffizient

rBWS(t);y(t) indiziert mit einem Wert von 0;79 die Prozyklizität deutlich.

Der Befund einer prozyklischen Arbeitsproduktivität im Sektor des Produzierenden

Gewerbes bildet nun die Grundlage für die weitere Untersuchung der stark auf die

Bedingungen der industriellen Produktion bezogenen Hypothesen. Im Folgenden wird
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Tabelle 5.1: Korrelationskoeffizienten zwischen Arbeitsproduktivität und Brutto-

wertschöpfung im Produzierenden Gewerbe 1960 bis 1994

sX=sy t +2 t +1 t t�1 t�2

rBWS(:);y(t) 1;43 0;03 0;39 0;79 �0;15 �0;19

Quelle: eigene Berechnungen

diesbezüglich zunächst untersucht, welcher Beitrag den Veränderungen der Kapitalin-

tensität für die Entwicklung der Arbeitsproduktivität beizumessen ist.

5.2.1 Empirische Ergebnisse zur Kapitalintensität

In diesem Abschnitt werden die bisherigen Hypothesen zur Kapitalintensität einer em-

pirischen Überprüfung unterzogen. Dabei wird zur Frage, ob sich der vermutete pro-

zyklische Verlauf der Kapitalintensität bestätigt, auf das in Kapitel 5.1.2 vorgestellte

Konzept zur Berechnung einer modifizierten empirischen Kapitalintensität zurückge-

griffen. Gleichzeitig wird geprüft, ob sich die formulierte Beziehung zwischen dem

bekannten Maß der (konventionellen) Kapitalintensität - dem Quotienten aus Kapi-

talstock und Erwerbstätigenzahl - und der modifizierten Größe in den Daten für das

Produzierende Gewerbe zwischen 1960 und 1994 wiederfindet. Des Weiteren werden

wir versuchen, über die Wachstumsraten der Einzelreihen von Output, Kapitalstock

und Beschäftigung in Anlehnung an die Ergebnisse aus Kapitel 2 Aussagen bezüglich

einer gesamtwirtschaftlichen Produktionsfunktion zu machen.

Zunächst stellen wir gemäß Abbildung 5.8 fest, dass sowohl die konventionelle als

auch die modifizierte Kapitalintensität seit 1960 kontinuierlich zugenommen haben.

Die ’Kapitalausstattung je Arbeitsplatz’ hat sich in diesem Zeitraum für beide Maße ca.

vervierfacht, wobei der Zuwachs der konventionellen Kapitalintensität - entsprechend

Kapitel 5.1.2 systematisch - größer ist.

Diese stetige Erhöhung belegt die bereits im Zusammenhang mit der Zunahme der

Arbeitsproduktivität abgeleitete Vermutung einer kontinuierlichen Technisierung der

Produktionsverfahren und unterstützt die Idee, dass die grundsätzliche Richtung des

technischen Fortschritts einem allgemeinen technologischen Paradigma folgt.

Betrachten wir die nun Einzelkomponenten des Wachstums der modifizierten Kapital-
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Abbildung 5.8: Konventionelle und modifizierte Kapitalintensität im Produzierenden

Gewerbe 1960 bis 1994
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intensität (Abbildung 5.9), also K̂real und L̂, stellen wir fest, dass die Wachstumsra-

ten des tatsächlichen Kapitaleinsatzes und des Arbeitseinsatzes schwanken und zwar

gleichgerichtet zu den Schwankungen des Outputs, wobei die Wachstumsrate der Er-

werbstätigen L̂ zeitweise eine Periode hinter den Hoch- und Tiefpunkten des Out-

putwachstums nachhinkt. Bis Anfang der 80er Jahre war die Größenordnung stets

K̂real
>
dBWS > L̂, womit die Bedingung für eine prozyklische Arbeitsproduktivität

gemäß der Ergebnisse aus Kapitel 2 bereits bei Vorliegen einer linear-homogenen sub-

stitutionalen Produktionsfunktion erfüllt ist.

Ab Mitte der 80er Jahre liegt die Wachstumsrate der Erwerbstätigen in Phasen zurück-

gehender wirtschaftlicher Aktivität z.T. oberhalb der Wachstumsrate der Bruttowert-

schöpfung (1981-82, 1987 und 1993), K̂real
> L̂ >

dBW S, d.h. in diesen Perioden sinken

Arbeitsproduktivität und Output gleichzeitig, so dass die in Kapitel 2 abgeleiteten Be-

dingungen für einen prozyklischen Verlauf der Arbeitsproduktivität mit umgekehrten

Relationszeichen gelten. Generiert werden kann diese Konstellation bei einer substi-

tutionalen Produktionsfunktion nur im Falle steigender Skalenerträge. In einigen we-

nigen Aufschwungphasen (1984-1986 und 1989) ist die Wachstumsrate des tatsächli-

chen Kapitaleinsatzes (des modifizierten Kapitalstocks) kleiner als das Outputwachs-

tum, dBWS > K̂real
> L̂, damit liegt eine Reihenfolge der Einzelwachstumsraten vor,

die durch eine überlinear homogenen Cobb-Douglas-Produktionsfuntion oder arbeits-

sparenden technischen Fortschritt erzeugt werden kann.

Der Verlauf der Einzelwachstumsraten von tatsächlichem Kapitalstock, Beschäftigung

und Output gibt damit einen Hinweis auf die Existenz eines technologischen Paradig-
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Abbildung 5.9: Änderungsraten von Erwerbstätigkeit, tatsächlichem und konventio-

nellem Kapitalstock und Bruttowertschöpfung im Produzierenden Gewerbe 1961 bis

1994
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mas, das gemäß Tabelle 2.6 als arbeitssparender technischer Fortschritt klassifiziert

werden kann. Insofern zeigt sich empirisch, dass die Annahme arbeitssparender Inno-

vationen und Rationalisierungsinvestitionen in einem plausiblen Kontext zur tatsächli-

chen Entwicklung steht.

Der Verlauf der Wachstumsraten von konventionellem Kapitalstock, Erwerbstätigkeit

und Output zeigt kein derartig eindeutiges Muster. Auffällig ist die relativ schwan-

kungsfreie Entwicklung des konventionellen Kapitalstockwachstums. Die Wachstums-

rate der Erwerbstätigen L̂ liegt mit Ausnahme von 1991 eindeutig unterhalb der Wachs-

tumsraten von K̂konv und dBWS. Die Wachstumsrate des konventionellen Kapitalstocks

ist i.d.R. höher als dBW S, damit gilt also insgesamt K̂konv
>
dBWS > L̂, und liegt nur in

den Spitzen der konjunkturellen Hochphasen darunter, dBWS > K̂konv
> L̂. Da der kon-

ventionelle Kapitalstock als der potenzielle und nicht der tatsächliche Kapitaleinsatz

interpretiert wurde, können keine Aussagen über eine zugrundeliegende Produktions-

funktion getroffen werden.

Bezüglich des zyklischen Verlaufs der einzelnen Variablen finden wir empirische Kor-

relationen, dargestellt in Tabelle 5.2.

Es zeigt sich, dass die Reihen des tatsächlichen Kapitaleinsatzes und der Erwerbstätig-

keit deutlich prozyklisch in Bezug auf die Bruttowertschöpfung im Produzierenden

Gewerbe sind. Zwischen dem konventionellen Kapitalstock und der Bruttowertschöp-

fung ist die Korrelation geringer, K(t+1);BWS(t) = 0;54, weist jedoch auf einen um eine
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Tabelle 5.2: Korrelationen mit der Bruttowertschöpfung im Produzierenden Gewerbe

1960 bis 1994

rX(:);BWS(t) t +2 t +1 t t�1 t�2

K(:) 0;38 0;54 0;41 0;31 0;31

Kreal(:) �0;03 0;39 0;94 0;31 �0;08

L(:) �0;10 0;58 0;72 �0;03 �0;34

I(:) �0;14 0;44 0;67 0;15 �0;24

kkonv(:) 0;46 �0;07 �0;28 0;28 0;51

kmod(:) 0;05 �0;05 0;56 0;45 0;21

Quelle: eigene Berechnungen

Periode verzögerten Nachlauf des Kapitalstockwachstums hin. Welche Schlussfolge-

rungen können bzw. müssen insofern bezüglich der Hypothesen über die Investiti-

onstätigkeit gezogen werden?

Gemäß des Kaldorschen Konjunkturmodells, das annahmegemäß im Hintergrund un-

serer Betrachtungen zur Arbeitsproduktivität ’arbeitet’, müsste erstens der Kapital-

stock der Produktion nachlaufen und zweitens die Nettoinvestitionen prozyklisch sein.

Die Modellformulierung bezieht sich auf den Kapitalbestand als relevante Größe, so

dass der theoretische Nachlauf durch die oben festgestellte Korrelation von konventio-

nellem Kapitalstock und Bruttowertschöpfung empirisch bestätigt wird.

Auch in Bezug auf die Investitionstätigkeit kann das gewünschte Ergebnis empirisch

verifiziert werden: Der Korrelationskoeffizient rI(t+1);BWS(t) beträgt 0,67 und zeigt da-

mit, dass die Investitionstätigkeit um eine Periode verzögert prozyklisch ist.

Im Folgenden betrachten wir den Verlauf von modifizierter und konventioneller Kapi-

talintensität im Konjunkturzyklus.

Der Verlauf der Reihen deutet auf ein antizyklisches Verhalten der konventionellen Ka-

pitalintensität in Bezug auf die Wachstumsrate des Outputs hin (Abbildung 5.10), wo-

bei die Korrelationskoeffizienten diesen Eindruck nicht widerlegen. Dieses Ergebnis

verwundert nicht, da im Nenner die prozyklische Wachstumsrate der Erwerbstätigen

und im Zähler die abnehmende, aber stets positive Wachstumsrate des Kapitalstocks

steht.

Die modifizierte Kapitalintensität wird gemäß der Hypothesen zur Begründung der
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Abbildung 5.10: Änderungsraten von konventioneller Kapitalintensität und

Bruttowertschöpfung im Produzierenden Gewerbe 1960 bis 1994
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prozyklischen Arbeitsproduktvität ebenfalls prozyklisch erwartet. Empirisch zeigt sich

in Abbildung 5.11, dass die Wachstumsrate der modifizierten Kapitalintensität demge-

genüber bis Ende der 70er Jahre deutlich prozyklisch zur Änderungsrate des Outputs

verläuft, danach prozyklisch, aber leicht vorlaufend (was keinen Widerspruch zur Hy-

pothese bedeutet).

Abbildung 5.11: Änderungsraten von modifizierter Kapitalintensität und Bruttowert-

schöpfung im Produzierenden Gewerbe 1961 bis 1994
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Die kontinuierliche Zunahme der Kapitalintensität (vergleiche Abbildung 5.8) bedeu-

tet die ständige Substitution von Arbeit durch Kapital. Die prozyklischen Schwan-

kungen der modifizierten Kapitalintensität wiederum kennzeichnen, dass die Substi-
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tution in bestimmten Phasen des Konjunkurverlaufs stärker ist als in anderen, an-

derenfalls wäre die Wachstumsrate der Kapitalintensität positiv, aber konstant. Der

Verlauf der Änderungsrate der tatsächlichen Kapitalintensität bedeutet dementspre-

chend, dass im konjunkturellen Aufschwung der Kapitaleinsatz relativ stärker wächst

als der Arbeitseinsatz. Die Investitionen, die in Phasen der Konjunkturerholung ihre

Wirkung entfalten, sind Träger arbeitssparenden technischen Fortschritts. Umgekehrt

sinkt die Wachstumsrate des tatsächlichen Kapitaleinsatzes im konjunkturellen Ab-

schwung stärker als die Wachstumsrate der Erwerbstätigen, so dass die Wachstumsra-

te der modifizierten Kapitalintensität abnimmt. Die theoretische Vermutung, arbeits-

sparende Produktionsverfahren würden mit Beginn des und im konjunkturellen Auf-

schwung realisiert, bestätigt sich.

Betrachten wir schließlich beide Reihen der Kapitalintensität zusammen (Abbildung

5.12), zeigt sich, dass die konventionelle Kapitalintensität, wie in Kapitel 5.1.2 abge-

leitet, interpretiert werden kann als vorlaufende tatsächliche Kapitalintensität.

Tabelle 5.3: Korrelationskoeffizienten zwischen konventioneller und modifizierter Ka-

pitalintensität im Produzierenden Gewerbe 1960 bis 1994

t +2 t +1 t t�1 t�2

r
kkonv(:);kmod(t)

0;39 0;28 0;55 0;79 0;66

Quelle: eigene Berechnungen

Der Korrelationskoeffizient zwischen der Reihe der Wachstumsrate der modifizierten

Kapitalintensität und der um eine Periode nach vorne verschobenen Reihe der kon-

ventionellen Kapitalintensität beträgt 0,79 (Tabelle 5.3). Der deutlich enge Zusam-

menhang zwischen den beiden Reihen lässt sich auch graphisch klar erkennen. Die

Abbildung 5.12 zeigt darüber hinaus, dass die Wachstumsraten von modifizierter und

konventioneller Kapitalintensität seit Ende der 70er Jahre zurückgegangen sind - eben-

so wie die Wachstumsraten der Arbeitsproduktivität. Damit wird nochmals ein Indiz

dafür gegeben, dass die Entwicklung der Kapitalintensität die der Arbeitsproduktivität

bestimmt.

Abschließend betrachten wir nun die Änderungsraten von Kapitalintensität und Ar-

beitsproduktivität, wobei die theoretische Vermutung eine hohe Korrelation zwischen

modifizierter Kapitalintensität und Arbeitproduktivität vorgibt. Das konventionelle Maß

sollte entsprechend des Vorlaufs vor der modifizierten Größe seinen Maximal-/Minimal-
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Abbildung 5.12: Änderungsraten von konventioneller und modifizierter Kapitalinten-

sität im Produzierenden Gewerbe 1961 bis 1994

-2

0

2

4

6

8

10

12

1960 1962 1964 1966 1968 1970 1972 1974 1976 1978 1980 1982 1984 1986 1988 1990 1992 1994

modifizierte Kapitalintensität konventionelleKapitalintensität

Quelle: Statistisches Bundesamt, Sachverständigenrat und eigene Berechnungen

punkt ca. 2 Perioden vor denen der Arbeitsproduktivität erreichen. Diese Erwartung

bestätigt sich durch die Werte der Korrelationskoeffizienten r
kkonv(t�1);y(t)

= 0;67 und

r
kkonv(t�2);y(t)

= 0;61 (Tabelle 5.4).

Es zeigt sich also, dass die in Abschnitt 5.1.2 vorgestellte Interpretation der konven-

tionellen Kapitalintensität auch in Bezug auf die Entwicklung der Arbeitsproduktivität

sinnvoll ist: Nach Maßgabe der konventionellen Kapitalintensität werden die Investi-

tionsentscheidungen für zukünftige Perioden getroffen, durch welche dann die Steige-

rung der Arbeitsproduktivität induziert wird.

Tabelle 5.4: Korrelationskoeffizienten zwischen Bruttowertschöpfung und Kapitalin-

tensität im Produzierenden Gewerbe 1960 bis 1994

rX(:);y(t) sX=sy t +2 t +1 t t�1 t�2

kkonv(:) 1;10 0;29 �0;02 0;15 0;67 0;61

kmod(:) 0;91 0;17 0;20 0;87 0;43 0;25

Quelle: eigene Berechnungen

Die Reihen von modifizierter Kapitalintensität und Arbeitsproduktivität zeigen mit ei-

nem Wert des empirischen Korrelationskoeffizienten von r
kmod(t);y(t)

= 0;87 den er-

warteten deutlichen Gleichlauf (Tabelle 5.4). Der Wert von 0;91 des Quotienten der

Standardabweichungen belegt, dass die Volatilität der Reihen nahezu identisch ist und

lässt darauf schließen, dass in modifizierter Messung der Einfluss der Kapitalintensität
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auf die Arbeitsproduktivität dominant ist.

5.2.2 Empirische Ergebnisse zur Kapitalproduktivität

Aus den bisherigen Ergebnissen zur Empirie von Arbeitsproduktivität und Kapital-

intensität kann bereits implizit auf den Verlauf der Kapitalproduktivität geschlossen

werden. Aus der tautologischen Beziehung zwischen den Einzelfaktorproduktivitäten

und der Kapitalintensität folgt, dass die Entwicklung der Kapitalproduktivität die ver-

bleibende Variable zur Begründung des Verlaufs der Arbeitsproduktivität ist. Da der

Kapitalintensität ein theoretisch und empirisch hoher Erklärungsbeitrag beigemessen

wurde, erwarten wir, dies im Folgenden zu bestätigen. D.h. wir vermuten vergleichs-

weise schwache Schwankungen der Wachstumsrate der Kapitalproduktivität. Dies im-

pliziert, dass die Kapitalproduktivität weitgehend konstant ist - eine Vermutung, die

auch wirtschaftstheoretisch formuliert ist: Im neoklassischen Wachstumsmodell folgt

aus der Gleichheit der Wachstumsraten von Kapital und Output im Steady State die

Konstanz des Kapitalkoeffizienten; bei Harrod und Domar geht ein konstanter Kapi-

talkoeffizient bzw. eine konstante potenzielle Kapitalproduktivität als Annahme in das

Wachstumsmodell ein.

Auch in Bezug auf den empirischen Verlauf des Kapitalkoeffizienten wird dessen Kon-

stanz angenommen, seitdem Kaldor 1961 diese aus historischen Daten gewonnene Be-

obachtung als eines seiner sechs stilisierten Fakten auflistete.25 Festgestellt werden

können

”
[...] steady capital-output ratios over long periods [...] if differences in the

degree of utilisation of capacity are allowed for.“ (Kaldor 1961, S. 179.)

Kaldors Formulierung weist auf eine Messung des Kapitaleinsatzes hin, die der des

in Kapitel 5.1.2 abgeleiteten tatsächlichen bzw. modifizierten Kapitalstocks entspricht.

Im Folgenden wird zunächst die Konstanz der Kapitalproduktivität für beide Messkon-

zepte überprüft, um im Anschluss das Schwankungsverhalten im Konjunkturzyklus zu

untersuchen.
25Vergleiche Kaldor (1961). Auch Romer kommt in einem Vergleich der Kapitalkoeffizienten ver-

schiedener Länder über einen Zeitraum von 1870 bis 1979 zu dem Ergebnis, dass der Kapitalkoeffizient

für die Industrienationen konstant und sogar annähernd gleich ist. Romer (1989), S. 59-62.
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Bezogen auf den Zeitraum von 1960 bis 1994 nimmt die Kapitalproduktivität - in

konventioneller und modifizierter Messung - sowohl gesamtwirtschaftlich als auch im

Produzierenden Gewerbe entgegen der vermuteten Konstanz um ca. ein Drittel ab.

Abbildung 5.13: Konventionelle und modifizierte Kapitalproduktivität im Produzie-

renden Gewerbe 1961 bis 1994
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Quelle: Statistisches Bundesamt, Sachverständigenrat und eigene Berechnungen

Die Abbildung 5.13 zeigt den deutlichen Rückgang der konventionellen als auch der

modifizierten Kapitalproduktivität von 0,65 in 1960 auf 0,4 (modifizierte: 0,43) im Jah-

re 1994 - ein Ergebnis, das nicht nur vor dem Hintergrund der Theorie überrascht, son-

dern auch im Hinblick auf die offensichtliche Technisierung der Produktionsabläufe

ist es nicht einsichtig, dass eine Einheit eines heutigen Kapitalgutes weniger Output

erzeugt als vor 30 Jahren. Eine Erklärung kann in der Methode der Messung des Kapi-

talstocks liegen, die verschiedene Probleme beinhaltet: Selbst wenn lange Reihen für

möglichst homogene Kapitalgüter existieren, stellt zum einen die Ermittlung der öko-

nomischen Lebensdauer und damit der geeigneten Abgangsfunktion und zum anderen

die Wahl der Deflationierungsfaktoren, mit denen die verschiedenjährigen Kapitalgüter

zu einem qualitätsbereinigten Realmaß vergleichbar gemacht werden sollen, eine Feh-

lerquelle dar, die zu systematischen Über- oder Unterschätzungen des Kapitalstocks

führen kann.26

Die kontinuierliche Verkürzung der Maschinenlaufzeiten stellt vermutlich einen wei-

tereren Einflussfaktor dar, der einen nicht unwesentlichen Anteil an dem Absinken der

Kapitalproduktivität besitzt. So ist die Annahme plausibel, dass im Zuge der zurückge-

henden Arbeitszeiten auch die Maschinenlaufzeiten sinken. Berücksichtigt man nun,

dass das Sozialprodukt in 1960 mit vermutlich weitaus höheren Maschinenlaufzeiten

26Vergleiche dazu Baumgart (1978).
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entstanden ist als in den 90er Jahren, kann der Rückgang der Kapitalproduktivität inter-

pretiert werden. Im nachfolgenden Kapitel 5.3 wird als Exkurs ein um diesen Aspekt

korrigiertes Maß vorgestellt, dass ein deutliches geringeres Absinken der Kapitalpro-

duktivität zum Ergebnis hat.

Die Änderungsraten der Kapitalproduktivität weisen ebenfalls nicht auf die theoreti-

sche Vermutung hin: Die Wachstumsraten sind deutlich ungleich Null. Dabei zeigt die

konventionellen Kapitalproduktivität bei sonst klarem Gleichlauf beider Reihen (Ab-

bildung 5.14) eine weitaus höhere Volatilität der Änderungsraten als die modifizierte

Kapitalproduktivität, s
vkonv = 3;4, s

vmod = 1;3. Auffällig ist des Weiteren, dass - bei

annähernd gleichem Mittelwert ( ¯vkonv = �1;4, ¯vmod = �1;2) - in modifizierter Mes-

sung die Änderungsraten nur in den Hochpunkten den positiven Bereich tangieren,

während die konventionelle Größe oftmals positive Werte annimmt. In Bezug auf die

Bruttowertschöpfung zeigt sich, dass sowohl die konventionelle als auch die modifi-

zierte Kapitalproduktivität prozyklisch verlaufen, wobei dies für das modifizierte Maß

weniger deutlich ist (Tabelle 5.5).

Abbildung 5.14: Änderungsraten von konventioneller und modifizierter Kapitalpro-

duktivität im Produzierenden Gewerbe 1961 bis 1994
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Quelle: Statistisches Bundesamt, Sachverständigenrat und eigene Berechnungen

Dass die Kapitalproduktivität prozyklisch verläuft, widerspricht wie im Falle der Ar-

beitsproduktivität der theoretischen Erwartung. Die Einbeziehung des technischen Fort-

schritts zur Erklärung dieser Phänomene erscheint unverzichtbar, da eine Begründung

wie ’Capital Hoarding’ vor dem Hintergrund des benutzten Konzepts zur Messung des

tatsächlichen Kapitaleinsatzes keinen Sinn macht. Die Argumentation ist angelehnt

an die auf die Arbeitsproduktivität bezogene: Bestimmend ist ein technologisches Pa-

radigma, das durch arbeitssparende Investitionen im Aufschwung ergänzt wird. Die
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Grundrichtung des technischen Fortschritts ist arbeitssparender Natur, konkretisiert als

Typ B4 der Klassifikation in Kapitel 2, d.h. die paradigmatisch vorgegebene Wachs-

tumsrate der modifizierten Kapitalproduktivität ist negativ. Im Aufschwung wird der

Abwärtstrend gebremst durch arbeitssparende Investitionen, die in ihren Produkti-

vitätswirkungen Typ B3c entsprechen, der charakterisiert ist durch positive Wachs-

tumsraten aller drei Kenngrößen. Nach den im Boom erreichten maximalen Wachs-

tumsraten kommt es infolge sinkender arbeitssparender Investitionen zu einem erneu-

ten Absinken der Wachstumsrate der Kapitalproduktivität auf das Niveau, welches dem

allgemeinen technologischen Paradigma entspricht.

Der Verlauf der konventionellen Kapitalproduktivität entspricht dem der modifizier-

ten, wobei höhere Extremumwerte erreicht werden. Die Interpretation des konventio-

nellen Kapitalstocks als Potenzialgröße kann den Befund erklären: Aus den im Auf-

schwung niedrigeren Wachstumsraten des konventionellen Kapitalstocks im Vergleich

zum tatsächlichen (vergleiche Abbildung 5.9) folgt bei steigendem Output, dass der

potenzielle Kapitalstock ’produktiver’ wird, die konventionelle Kapitalproduktivität

steigt dementsprechend.

Tabelle 5.5: Korrelationskoeffizienten zwischen Bruttowertschöpfung und konventio-

neller sowie modifizierter Kapitalproduktivität im Produzierenden Gewerbe 1960 bis

1994

sX=sY t +2 t +1 t t�1 t�2

r
vmod(:);vkonv(t)

0;37 0;26 0;05 0;87 0;10 �0;23

r
vkonv(:);Y(t)

0;90 �0;50 �0;06 0;80 0;08 �0;41

r
vmod(:);Y (t)

0;34 �0;48 �0;20 0;56 �0;04 �0;35

Quelle: eigene Berechnungen

Während wir nun zur Erklärung der SRIRL die These lohninduzierter Kapitalinten-

sivierung aufgestellt und empirisch untersucht haben, wollen wir uns bei der Kapi-

talproduktivität darauf beschränken, den prozyklischen Verlauf als Begleitphänomen

zu definieren. Die Relevanz der Größe besteht in unserem Zusammenhang in ihrem

’Residualcharakter’, d.h. der Teil des Wachstums der Kapitalintensität, der nicht in

die Änderungsrate der Arbeitsproduktivität eingeht, wirkt auf die Kapitalproduktivität.

Die Darstellung der Entwicklung der drei modifizierten Größen in Abbildung 5.15 ver-

deutlicht diesen Zusammenhang.
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Abbildung 5.15: Änderungsraten von Arbeitsproduktivität, modifizierter Kapitalinten-

sität und -produktivität
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Quelle: Statistisches Bundesamt, Sachverständigenrat und eigene Berechnungen

Betrachten wir die Mittelwerte der Änderungsraten der Reihen noch einmal im Ver-

gleich -
¯kmod = 4;0; ȳ = 2;8; ¯vmod =�1;2

- bestätigt sich der dominierende Einfluss des Wachstums der Kapitalintensität auf die

Veränderung der Arbeitsproduktivität.
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5.2.3 Zusammenführung der empirischen Ergebnisse und Fazit

Zunächst sollen die wichtigsten Ergebnisse nocheinmal stichwortartig zusammenge-

fasst werden:

� Arbeitsproduktivität

– Die Arbeitsproduktivität ist im Zeitraum von 1960 bis kontinuierlich 1994

gestiegen.

– Die Arbeitsproduktivität ist deutlich prozyklisch in Bezug auf die Brutto-

wertschöpfung.

� Konventionelle Kapitalintensität

– Die konventionelle Kapitalintensität ist im Zeitraum von 1960 bis 1994

kontinuierlich gestiegen.

– Ihr Verlauf ist tendenziell antizyklisch in Bezug auf die Bruttowertschöpfung.

– Die konventionelle Kapitalintensität läuft der Arbeitsproduktivität um 1-2

Perioden voraus.

� Modifizierte Kapitalintensität

– Die modifizierte Kapitalintensität kann im Sinne der tatsächlichen Kapi-

talintensität interpretiert werden.

– Die modifizierte Kapitalintensität ist im Zeitraum von 1960 bis 1994 kon-

tinuierlich gestiegen.

– Ihr Verlauf ist prozyklisch in Bezug auf die Bruttowertschöpfung.

– Die konventionelle Kapitalintensität läuft der modifizierten um eine Peri-

ode voraus.

– Die modifizierte Kapitalintensität ist prozyklisch in Bezug auf die Arbeits-

produktivität.

� Konventionelle Kapitalproduktivität

– Die konventionelle Kapitalproduktivität nimmt im Zeitraum von 1960 bis

1994 kontinuierlich ab.
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– Die konventionelle Kapitalproduktivität ist prozyklisch in Bezug auf die

Bruttowertschöpfung.

– Ihr Verlauf ist prozyklisch in Bezug auf die Arbeitsproduktivität.

� Modifizierte Kapitalproduktivität

– Die modifizierte Kapitalproduktivität nimmt im Zeitraum von 1960 bis

1994 kontinuierlich ab.

– Die modifizierte Kapitalproduktivität ist tendenziell prozyklisch in Bezug

auf die Bruttowertschöpfung.

– Ihr Verlauf ist tendenziell prozyklisch in Bezug auf die Arbeitsprodukti-

vität.

In Kapitel 2.1 haben wir die tautologische Beziehung zwischen Arbeitsproduktivität,

Kapitalproduktivität und -intensität vorgestellt. Die Veränderung der Arbeitsproduk-

tivität muss - in einer Zwei-Faktoren-Wirtschaft - gleich sein der Veränderung von

Kapitalproduktivität und Kapitalintensität. Unsere Vermutung war, dass die Techni-

sierung der Produktion, also die Erhöhung der Kapitalintensität, den Verlauf der Ar-

beitsproduktivität im Konjunkturzyklus begründet. Dazu haben wir nach der Methode

der ersten Differenzen die Zeitreihen trendbereinigt und miteinander korreliert. Zudem

war es notwendig, eine Interpretation für die Kapitalintensität in konventioneller Mes-

sung vorzunehmen. Mithilfe eines einfachen Modells ließ sich zeigen, dass die kon-

ventionelle Kapitalintensität als Indikator für die tatsächliche (modifizierte) Kapitalin-

tensität benutzt werden kann. Diese Interpretation hielt der empirischen Überprüfung

stand. Unsere These, dass die Kapitalintensität die Arbeitsproduktivität in wesentli-

chem Maße beeinflusst, impliziert gemäß der tautologischen Beziehung, dass ein An-

stieg der Wachstumsrate der Arbeitsproduktivität begleitet wird von einer gestiegenen

Änderungsrate der Kapitalintensität: In dem Moment, in dem die Kapitalausstattung

je Arbeitsplatz erhöht wird, muss - unter der Annahme eines geringen Einflusses der

Kapitalproduktivität - die Arbeitsproduktivität steigen. Diesen erwarteten Gleichlauf

erzielten wir in der modifizierten Berechnung der Kapitalintensität. Genau dann, wenn

der vorhandende Kapitalstock derart ausgelastet ist und mit einer solchen Zahl von

Erwerbstätigen kombiniert wird, dass die tatsächliche Kapitalintenstität steigt, nimmt

auch die (tatsächliche) Arbeitsproduktivität zu.

Die Größen in modifizierter Messung spiegeln somit abgeschlossene Anpassungen wi-

der: Die Implementation und Anwendung der technologisch fortschrittlichen, arbeits-
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sparenden Produktionsprozesse hat ebenso stattgefunden wie die damit verbundene

Anpassung der Beschäftigung. Demgegenüber läuft die konventionelle Kapitalinten-

sität sowohl der modifizierten Kapitalintensität als auch der Arbeitsproduktivität vor-

aus; ein Verhalten, das im Sinne der abgeleiteten Indikatorfunktion interpretiert werden

kann.

In Kapitel 5.1.1 wurde abgeleitet, dass die Implementierung derjenigen arbeitssparen-

der Produktionsverfahren lohninduziert ist, die eine Produktivitätswirkung größer als

die paradigmatisch vorgegebene entfalten. Wir sind davon ausgegangen, dass Lohn-

steigerungen in Höhe der erwarteten Inflationsrate und der prognostizierten Steige-

rungsrate der Arbeitsproduktivität weitgehend ’unschädlich’ sind, da diese durch die

tatsächliche Entwicklung bestätigt werden. Dabei entsprach die Rate des Produkti-

vitätswachstums dem allgemeinen technologischen Paradigma, das über Investitionen

stetigen Eingang in die Produktionsverfahren findet. Der Teil der Lohnsteigerungs-

rate hingegen, der abhängig ist von der Situation auf dem Arbeitsmarkt und damit

vom Kräfteverhältnis der Tarifparteien, der Umverteilungsbonus, stellte den ’schädli-

chen’ Teil der Lohnsteigerungsrate dar. Die resultierende Kostenerhöhung ist nicht

antizipiert und Anpassungs- bzw. Kompensationsstrategien sind notwendig, wobei der

Umsetzungszeitpunkt aufgrund von Planungs- und Entscheidungsdauer verzögert ist.

Zusätzlich haben wir einbezogen, dass im konjunkturellen Tiefpunkt ein gewisser Per-

sonaloverhead vorhanden ist, der für die Maßnahmen zur Verfügung steht, so dass

angenommen werden konnte, die arbeitssparenden Investitionen würden insbesondere

im konjunkturellen Aufschwung realisiert.

5.3 Exkurs: Idee einer korrigierten Kapitalprodukti-

vität

Die obige Hypothese des Einflusses der sinkenden Maschinenlaufzeiten auf die Ka-

pitalproduktivität lässt sich in Anbetracht fehlenden statistischen Materials über die

durchschnittliche Maschinennutzung im Produzierenden Gewerbe statistisch schwer

überprüfen. Eine Idee könnte es hingegen sein, eine approximativ proportionale Be-

ziehung zwischen Maschinenlaufzeiten und geleisteten Stunden je Arbeiter zu unter-

stellen und auf dieser Basis einen Gewichtungsfaktor zu konstruieren:
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Ft =
LH1960

l1960
=

LHt

Lt

mit LH = geleistete Arbeiterstunden im Produzierenden Gewerbe und L = Anzahl der

Arbeiter im Produzierenden Gewerbe. Damit definieren wir eine korrigierte Kapital-

produktivität

vkorr
t = Ft

Yt

Kt
;

deren Verlauf zusammen mit der konventionellen Kapitalproduktivität in Abbildung

5.16 dargestellt ist.

Abbildung 5.16: Konventionelle, korrigierte konventionelle, modifizierte und korri-

gierte modifizierte Kapitalproduktivität im Produzierenden Gewerbe 1960 bis 1994
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Quelle: Statistisches Bundesamt, Sachverständigenrat und eigene Berechnungen

Wie erwartet sinken die korrigierten Maße wesentlich weniger stark ab als die konven-

tionelle Kapitalproduktivität. Den gleichmäßigsten Verlauf hat dabei die korrigierte

modifizierte Kapitalproduktivität, da diese zusätzlich um die Schwankungen in der

Kapazitätsauslastung korrigiert ist.

In Kapitel 3 wurde dargestellt, dass die Arbeitsproduktivität das Produkt aus Kapitalin-

tensität und Kapitalproduktivität ist. Insofern muss dann ebenfalls die Arbeitsproduk-

tivität um den Einfluss der gesunkenen Arbeitszeit korrigiert werden, soll weiterhin

Bezug auf die Beziehung genommen werden. Die Korrektur hat ebenfalls den erwar-

teten Effekt: Die Arbeitsproduktivität steigt kontinuierlich und stärker als das nicht

korrigierte Maß.

Der Effekt gesunkener Maschinenlaufzeiten, erfasst durch den vorgestellten Korrek-

turfaktor, ist eine Steigerung des Niveaus der Einzelfaktorproduktivitäten und eine
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Abbildung 5.17: Arbeitsproduktivität und korrigierte Arbeitsproduktivität im Produ-

zierenden Gewerbe 1960 bis 1994
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Quelle: Sachverständigenrat und eigene Berechnungen

Veränderung der Schwankungen. Die Volatilität der Reihen sinkt, wie die Berechnung

der Standardabweichungen der Wachstumsreihen (die somit trendbereinigt sind) zeigt:

Tabelle 5.6: Standardabweichungen von Arbeits- und Kapitalproduktivität in unter-

schiedlichen Berechnungsmethoden

vkonv vkorr
konv vmod vkorr

mod y ykorr

s 3;50 2;67 1;31 1;10 2;72 2;07

Quelle: eigene Berechnungen

Die nachfolgende Graphik 5.18 verdeutlicht, dass die Kapitalproduktivität in korrigier-

ter und modifizierter Messung den theoretischen Annahmen sehr viel näher kommt:

Mit einem Mittelwert von v̄korr
mod = �0;4 und einer Standardabweichung von s

vkorr
mod

=

1;10 ist die Reihe schwankungsärmer und im Mittel dichter an einer konstanten Wachs-

tumsrate. Der Einfluss der Kapitalintensität27 auf die Arbeitsproduktivität wird damit

deutlich größer, wie die Berechnung der arithmetischen Mittelwerte zeigt:

k̄mod = 4;0; ȳkorr = 3;6; v̄mod
korr =�0;4:

Die Korrelation der korrigierten Reihe der Arbeitsproduktivität mit der Bruttowertschöp-

fung und der Kapitalintensität zeigt gemäß Tabelle 5.7, dass die bisherigen Ergebnisse

27Für die Kapitalintensität hebt sich der Einfluss des Korrekturfaktors auf, Volatilität und Niveau der

Reihe entsprechen der bereits vorgestellten Analyse.
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Abbildung 5.18: Änderungsraten von korrigierter modifizierter und korrigierter kon-

ventioneller Kapitalproduktivität im Produzierenden Gewerbe 1960 bis 1994
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Quelle: Statistisches Bundesamt, Sachverständigenrat und eigene Berechnungen

der nicht korrigierten Maße bestätigt werden: ein prozyklischer Verlauf in Bezug auf

die Bruttowertschöpfung sowie in Bezug auf die korrigierte, modifizierte Kapitalinten-

sität.

Tabelle 5.7: Korrelationskoeffizienten zwischen Bruttowertschöpfung und konventio-

neller sowie modifizierter Kapitalproduktivität im Produzierenden Gewerbe 1960 bis

1994

sX=sY t +2 t +1 t t�1 t�2

rykorr(:);Y (t)
0;54 0;09 0;14 0;65 0;42 0;14

r
ykorr(:);k

mod
korr(t)

0;84 0;52 0;55 0;89 0;44 0;41

Quelle: eigene Berechnungen
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Die vorgeschlagene Korrektur der Produktivitätsgrößen um den Einfluss gesunkener

Maschinenlaufzeiten zeigt - in Anbetracht der Einfachheit der Methode - ein überra-

schend überzeugendes Ergebnis. Die theoretischen Vermutungen finden weitaus kla-

rere empirische Entsprechung als in konventioneller Messung. Insofern wäre es inter-

essant gewesen, die korrigierten Maße durchgängig in dieser Arbeit zu benutzen - ein

Anliegen, das jedoch nicht umzusetzen war, da die Überlegungen zur Lohnsteigerungs-

rate auf den tatsächlichen Routinen der Tarifparteien beruhen und diese wiederum auf

den konventionellen statistischen Größen.
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Kapitel 6

Schluss

Die Zielstellung der vorliegenden Arbeit war, Bestimmungsgründe für den empiri-

schen Befund einer prozyklischen gesamtwirtschaftlichen Arbeitsproduktivität zu theo-

retisieren und mit der tatsächlichen Entwicklung der relevanten Variablen im Produ-

zierenden Gewerbe in Westdeutschland für den Zeitraum von 1960 bis 1994 zu kon-

frontieren. Einleitend wurde dazu die Hypothese lohninduzierter Kapitalintensivierung

aufgestellt. Diese besagte, dass der Verlauf der Arbeitsproduktivität über die Entwick-

lung der Löhne und der dadurch induzierten Substitionsprozesse, die zu Veränderun-

gen der Kapitalintensität führen, erklärt werden kann. In den vorhergegangen Kapiteln

wurden die einzelnen Aspekte dieser Hypothese vorgestellt, beleuchtet und empirisch

überprüft. Festgestellt wurde Folgendes:

� Die Annahme eines kurzfristig schwankenden Kapitaleinsatzes bzw. eines schwan-

kenden Auslastungsgrades des Kapitalstocks ist wichtig: Wird die Annahme

der Konstanz aufgegeben, generieren verschiedene Spezifikationen einer Cobb-

Douglas-Produktionsfunktion eine gleichgerichete Bewegung von Output und

Arbeitseinsatz - und damit die Bedingung für eine prozyklische Arbeitsproduk-

tivität.

� Die traditionelle Begründung von SRIRL, das sogenannte Labour Hoarding, ist

als alleiniger Bestimmungsgrund nicht plausibel: Zum einen geben die Ergebnis-

se der Segmentationstheorie Anhaltspunkte dafür, dass es einzelwirtschaftliche

Verhaltensalternativen zum kostenintensiven Horten von Arbeit gibt, zum ande-

ren können sich aufgrund branchenspezifischer Konjunkturzyklen die sektoralen
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Effekte kompensieren, so dass die Wahrscheinlichkeit von gesamtwirtschaftli-

chem Labour Hoarding gering ist.

� Die Überlegungen zur Theorie des Lohnes haben gezeigt, dass unter den Bedin-

gungen des bundesdeutscher Tarifverhandlungssystems die verschiedenen Mo-

delle der Lohnsetzung nur begrenzt anwendbar sind. Insbesondere muss die An-

nahme gewerkschaftlicher Akzeptanz eines Lohn-Beschäftigungs-Trade-Offs in

Frage gestellt werden. Ein an die Verhandlungsrealität angepasstes Modell kommt

zu dem Ergebnis, dass ein Teil der Nominallohnsteigerungsrate - die erwar-

tete Inflationsrate zuzüglich der prognostizierten Zuwachsrate der Arbeitspro-

duktivität - antizipiert wird und im Wesentlichen ’unschädlich’ ist. Die Um-

verteilungskomponente stellt demgegenüber die nicht antizipierte Lohnkosten-

veränderung dar. Diese wurde als abhängig vom Kräfteverhältnis der Tarifpar-

teien angenommen, das wiederum reagiert auf die absoluten Veränderungen der

Arbeitslosenquote. Die Umverteilungskomponente läuft der Entwicklung des

Outputs um eine Periode nach, die Kompensationsmaßnahmen setzen mit Verzö-

gerung in den darauffolgenden Perioden ein, so dass diese letztlich prozyklisch

verlaufen. Es konnte darüber hinaus gezeigt werden, dass die empirischen Daten

die Hypothese unterstützen.

� Die Maßnahmen zur Kompensation der ’schädlichen’ Lohnsteigerung wurden

als arbeitssparende Rationalisierungsinvestitionen definiert. Es wurde abgeleitet,

dass diese eine Produktivitätswirkung entfalten, die dem allgemeinen - ebenfalls

arbeitssparenden - technologischen Paradigma folgt, jedoch notwendig größer

ist.

� Zum Zweck der empirischen Überprüfung der theoretischen Hypothesen erfolg-

te die Auseinandersetzung mit dem statistischen Maß der Kapitalintensität. Es

wurde dargelegt, dass die Verwendung des statistisch ausgewiesenen Kapital-

stocks im Zähler und der Erwerbstätigenzahl im Nenner - der konventionellen

Kapitalintensität - inkonsistent ist, da eine Größe, die sich aus Potenzial- und

Ist-Werten zusammen setzt, nicht schlüssig interpretierbar ist. Die Idee, um den

tatsächlichen Kapitaleinsatz zu bestimmen, bestand darin, den Kapitalstock um

seinen Auslastungsgrad zu korrigieren. Im Resultat besteht die dann resultieren-

de modifizierte Kapitalintensität aus den tatsächlichen Einsatzmengen der Pro-

duktionsfaktoren.
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� Mit Hilfe eines modifizierten Produktionsanpassungsmodells wurde eine Mög-

lichkeit aufgezeigt, die angenommenen Anpassungsprozesse unter Verwendung

der modifizierten Kapitalintensität aufzuzeigen. Des Weiteren lieferte das Mo-

dell eine Möglichkeit, beide Maße miteinander in Beziehung zu setzen: Die kon-

ventionelle Kapitalintensität konnte interpretiert werden als vorlaufendende mo-

difizierte Kapitalintensität.

� In Kapitel 5 wurden schließlich die Thesen mit der Empirie verglichen. Es konn-

te festgestellt werden, dass die Hypothese lohninduzierter Kapitalintensivierung

mit ihren einzelnen Unterpunkten aufgrund der statistischen Auswertung nicht

abgelehnt werden kann.

� Zuletzt wurde exkursartig ein weiterer Vorschlag zur Korrektur der Produkti-

vitätsmaße unterbreitet, der dem Effekt gesunkener Maschinenlaufzeiten Rech-

nung trägt. Gezeigt werden konnte, dass die so korrigierte Kapitalproduktivität

in modifizierter Messung die theoretisch als konstant angenommene Beziehung

zwischen Output und Kapitaleinsatz wesentlich besser abbildet als die konven-

tionelle und auch die modifizierte Kapitalproduktivität.

Als These lohninduzierter Kapitalintensivierung ist nun also folgendes Erklärungsmu-

ster zur Begründung der prozyklischen Arbeitsproduktivität abgeleitet worden: Begin-

nen wir mit der Betrachtung im Hochpunkt des Konjunkturzyklus, reagiert die Höhe

des Umverteilungsbonus ca. eine Periode verzögert auf die maximale Zuwachsrate des

Sozialprodukts. Damit steigt die kostensteigernde Komponente der Lohnsteigerungs-

rate auf ihren Höchstwert. Die Unternehmen reagieren mit Anpassungsstrategien zur

Kompensation der nicht antizipierten Kostensteigerung. Die Umsetzung und Imple-

mentierung der arbeitssparenden Rationalisierungsinvestitionen erfolgt aufgrund von

Planungs- und Entscheidungszeiten dann im Konjunkturtal. Mit zunehmender wirt-

schaftlicher Aktivität (gemäß des Kaldorschen Konjunkturmodells) entfalten die ar-

beitssparenden Verbesserungsinnovationen ihre Wirkung. Die Zuwachsrate der Ka-

pitalintensität steigt und bei annähernd konstanter Kapitalproduktivität auch die Zu-

wachsrate der Arbeitsproduktivität. Die im konjunkturellen Abschwung zurückgehen-

den Lohnsteigerungsraten bewirken, dass nach dem erneuten Hochpunkt die Steige-

rungsrate der Arbeitsproduktivität zunächst wieder abnimmt.

Die Ergebnisse dieser Arbeit haben nun sowohl wirtschaftstheoretische, als auch wirt-

schaftspolitische Implikationen. Zum einen können wir eine Aussage in Bezug auf die
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treibenden Kräfte des Konjunkturzyklus ableiten. Damit wird auf die Frage abgestellt,

ob der Zyklus als nachfrage- oder angebotsinduziert angenommen werden kann bzw.

ob das Sozialprodukt steigt, weil die Arbeitsproduktivität steigt oder umgekehrt, die

gleichbedeutend ist mit der Diskriminierung zwischen angebots- oder nachfrageorien-

tierten Konjunkturmodellen.

”
This observation [of short-run-increasing-returns-to-labour] poses so-

mewhat of a puzzle for both neoclassical and Keynesian business cycle

theorists.“ (Horning 1994, S. 87.)

Oblgleich nun Hypothese und Ergebnisse dieser Arbeit obige Fragestellung nicht ex-

plizit aufgreifen, wurde so argumentiert, dass die Steigerung des Outputs letztlich die

Steigerung der Arbeitsproduktivität induziert. Der Mechanismus wurde in der Weise

präzisiert, dass die Schwankungen des Outputs Veränderungen der Arbeitslosenquote

bewirken, diese wiederum die Lohnsteigungsrate beeinflussen, die schließlich prozy-

klische arbeitssparende Investitionen induziert. Angebots- bzw. Technologieschocks,

die in Real Business Cycle Modellen als stochastisch angenommen werden, wurden

im Rahmen der vorgestellten Hypothese endogenisiert. Dabei wird die Höhe der In-

vestitionen gemäß der Kaldorschen Investitionsfunktion als Funktion von Einkommen

und Kapitalstock bestimmt, die Art der Investitionen hingegen als Funktion der Nomi-

nallohnsteigerungsrate, präziser: des Umverteilungsbonus. Der prozyklische Verlauf

der Arbeitsproduktivität wird dementsprechend als nachfrageorientiert festgestellt.

Die SRIRL werden dabei ähnlich zu den Real Business Cycles Modellen begründet,

nämlich als Veränderungen der Produktionstechnologie hin zu arbeitssparenden Ver-

fahren. Anders hingegen die Kausalität: Kostensteigernde Lohnerhöhungen induzie-

ren Produktionsanpassungen, deren Ziel die Erhöhung der Arbeitsproduktivität ist. Im

Ergebnis steigt die Produktivität auf die Höhe des Reallohns. Die Ableitung der ma-

kroökonomischen Zusammenhänge ist mikrofundiert: Das einzelwirtschaftlich ratio-

nalisierte Verhalten kann auf die Gesamtwirtschaft übertragen werden, da der Impuls

von der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung ausgeht. D.h. die Kompensationsstrategi-

en der einzelnen Unternehmen finden gleichzeitig statt, da die umverteilungsbedingte

Kostensteigerung als Funktion der Veränderung der gesamtwirtschaftlichen Arbeitslo-

senquote abgeleitet wurde.

Ein weiterer theoretischer Aspekt betrifft die Einordnung von Outputschwankungen

als Wachstums- oder Konjunkturzyklen. Mit der Erklärung arbeitssparender, technolo-
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gisch fortschrittlicher Investitionen als Bestimmungsgrund der prozyklischen Arbeits-

produktivität ist die Trennung von Konjunktur und Wachstum aufgehoben worden.

Den technischen Fortschritt in die Erklärung konjunktureller Phänomene einzubezie-

hen, bedeutet Konjunktur und Wachstum als integrierten Prozess zu betrachten, und

legt nahe, die Schwankungen des Outputs im Sinne von Wachstumszyklen zu interpre-

tieren, statt konjunkturelle Schwankungen als Störungen des an sich gleichgewichtigen

langfristigen Wachstumsprozesses einer Volkswirtschaft zu definieren. 1

Ein weiteres Ergebnis der Arbeit leitet über zu den wirtschaftspolitischen Implikatio-

nen: Der Lohn bestimmt die Produktivität und nicht umgekehrt. Eine produktivitätsori-

entierte Lohnpolitik basiert damit auf einer falschen Kausalitätsannahme und hat eine

wachstumssenkende Wirkung. Insofern unterstützen die Befunde dieser Arbeit Agartz

Bewertung der expansiven Lohnpolitik:

”
Eine expansive Lohnpolitik ist zugleich das wirksamste Mittel, die Betrie-

be laufend zu höherer Rationalität anzuhalten, die Produktivität zu stei-

gern und damit die Lohnexpansion zu fundamentieren.“ (Agartz 1986, S.

26.)

Vor diesem Hintergrund könnte auch die Verlangsamung des Produktivitätsfortschritts

seit Beginn der 80er Jahre interpretiert werden als Folge zu niedriger Lohnsteigerungs-

raten bzw. Umverteilungsboni. Obgleich nicht Problemstellung der Untersuchung,

drängt sich damit die Frage nach den Ursachen des permanenten Anstiegs der Arbeits-

losigkeit während der vergangenen dreißig Jahren auf: So führen die induzierten ar-

beitssparenden Investitionen einerseits zur kontinuierlichen Erhöhung des realen Pro-

Kopf-Einkommens, andererseits geben sie Anlass zu der Vermutung, dass durch den

technischen Fortschritt mehr Arbeitskräfte freigesetzt als zur Entwicklung und Pro-

duktion der Verfahren zusätzlich eingesetzt werden, die Arbeitslosigkeit kann dann als

technologisch bezeichnet werden. So auch Malinvaud (1994, S. 122):

”
Too high wages should stimulate too much investment intended to in-

crease labour productivity but they may also induce too little investment

intended to increase productive capacity.“

1Vergleiche für einen guten Überblick über die konträren Positionen Aghion & Saint-Paul (1993).
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Die Untersuchungen zur technologischen Arbeitslosigkeit haben bisher weder theore-

tisch noch empirisch einen eindeutigen Befund geliefert.2 Forschung, die explizit die

Höhe der Lohnsteigerungen einbezieht, kann hier weitere Erkenntnisse liefern.

Aufschlussreich ist daher auch die zukünftige Analyse gewerkschaftlicher Lohnpoli-

tik. Seit Anfang der 90er Jahre kann eine deutliche Tendenz zum Korporatismus auch

in Bezug auf die Höhe der Lohnsteigerungsraten festgestellt werden, die i.d.R. mit

dem Stichwort ’Concession Bargaining’ beschrieben wird. Auch das wiederaufgelebte

’Bündnis für Arbeit’ unterstreicht, dass die Gewerkschaften bereit sind, für Beschäfti-

gungssicherung und -erhöhung - insbesondere im Vergleich zu den 70er und beginnen-

den 80er Jahren - Zugeständnisse auch im Bereich der Lohnhöhe zu machen. Inwieweit

damit eine nachhaltige Veränderung des gewerkschaftlichen Wirtschaftsverständnisses

einhergeht und welche Konsequenzen für die Produktivitätsentwicklung daraus resul-

tieren, ist vor dem Hintergrund der vorliegenden Arbeit ein interessanter Gegenstand

für weitere Untersuchungen.

2Vergleiche z.B. Blattner (1996).
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stellung der Vollbeschäftigung’, Düsseldorf.
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Scherf, Harald (Hrsg.) (1989), Beschäftigungsprobleme hochentwickelter Volkswirt-

schaften, Duncker und Humblot, Berlin.

Schlittgen, Rainer und Bernd H.J. Streitberg (1994), Zeitreihenanalyse, 5. Aufl., Ol-

denbourg, München.

Schmidt, Rainer (1994), Tariflohnbestimmung im IfW-Modell für Westdeutschland

1966-1993, J.C.B. Mohr (Paul Siebeck), Tübingen.
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